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Der OGAW im Uberblick
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Hinweis fur Anleger / Verkaufsbeschrankung

Der Erwerb von Anteilen des OGAW erfolgt auf der Basis des Prospektes, des Fondsvertrages und des Key Investor
Information Document (das "PRIIP KID") — sowie des letzten Jahresberichtes und, sofern bereits veréffentlicht, des da-
rauf folgenden Halbjahresberichtes. Giltigkeit haben nur die Informationen, die im Prospekt und insbesondere im Fonds-
vertrag inklusive Anhang A enthalten sind. Mit dem Erwerb der Anteile gelten diese als durch den Anleger genehmigt.

Dieser Prospekt stellt kein Angebot und keine Aufforderung zur Zeichnung von Anteilen des OGAW durch eine Person in
einer Rechtsordnung dar, in der ein derartiges Angebot oder eine solche Aufforderung ungesetzlich ist oder in der die
Person, die ein solches Angebot oder eine Aufforderung ausspricht, nicht dazu qualifiziert ist oder dies einer Person ge-
geniber geschieht, der gegeniiber eine solche Angebotsabgabe oder Aufforderung ungesetzlich ist. Informationen, die
nicht in diesem Prospekt und Fondsvertrag oder der Offentlichkeit zuganglichen Dokumenten enthalten sind, gelten als
nicht autorisiert und sind nicht verlasslich. Potenzielle Anleger sollten sich tiber mdgliche steuerliche Konsequenzen, die
rechtlichen Voraussetzungen und mdgliche Devisenbeschréankungen oder -Kontrollvorschriften informieren, die in den
Landern ihrer Staatsangehorigkeit, inres Wohnsitzes oder ihres Aufenthaltsortes gelten und die bedeutsam fiir die Zeich-
nung, das Halten, den Umtausch, die Riicknahme oder die Verausserung von Anteilen sein kénnen. Weitere steuerliche
Erwéagungen sind in Ziffer 11 "Steuervorschriften® erlautert. In Anhang B "Spezifische Informationen fiir einzelne Ver-
triebslander” sind Informationen bezuglich des Vertriebs in verschiedenen Landern enthalten. Die Anteile des OGAW
sind nicht in allen Landern der Welt zum Vertrieb zugelassen. Bei der Ausgabe, beim Umtausch und Ricknahme von
Anteilen im Ausland kommen die dort geltenden Bestimmungen zur Anwendung.

Anleger sollten die Risikobeschreibung in Ziffer 8 ,Risikohinweise“ lesen und beriicksichtigen, bevor sie Anteile der Teil-
fonds erwerben.

Anteile der Teilfonds diurfen insbesondere innerhalb der USA weder angeboten, verkauft noch ausgeliefert werden. Die
Anteile wurden und werden nicht nach dem United States Securities Act aus dem Jahr 1933 in seiner geltenden Fassung
(das "Gesetz von 1933") oder nach den Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates oder einer Gebietskdrperschaft der
Vereinigten Staaten von Amerika oder ihrer Territorien, Besitzungen oder sonstiger Gebiete registriert, die ihrer Rechts-
hoheit unterstehen, einschliesslich des Commonwealth von Puerto Rico (die "Vereinigten Staaten").

Die Anteile durfen weder in den Vereinigten Staaten noch an oder fir Rechnung von US-Personen (im Sinne der Defini-
tion des Gesetzes von 1933) angeboten, verkauft oder anderweitig iibertragen werden. Spétere Ubertragungen von An-
teilen in den Vereinigten Staaten bzw. an US-Personen sind unzuléssig.

Die Verwaltungsgesellschaft wurde und wird weder nach dem United States Investment Company Act aus dem Jahr
1940 in seiner geltenden Fassung noch nach sonstigen US-Bundesgesetzen registriert. Dementsprechend werden An-
teile weder in den Vereinigten Staaten noch an oder flir Rechnung von US-Personen (im Sinne der Definition des Geset-
zes von 1933) angeboten, verkauft oder anderweitig Ubertragen.

Die Anteile wurden von der US-Wertpapier- und Borsenaufsichtsbehdrde (der "SEC") oder einer sonstigen Aufsichtsbe-
hdrde in den Vereinigten Staaten weder zugelassen, noch wurde eine solche Zulassung verweigert; dariiber hinaus hat
weder die SEC noch eine andere Aufsichtsbehdrde in den Vereinigten Staaten lber die Richtigkeit oder die Angemes-
senheit dieses Prospektes bzw. die Vorteile der Anteile entschieden.

Dieser Prospekt darf nicht in den Vereinigten Staaten in Umlauf gebracht werden. Die Verteilung dieses Prospektes und
das Angebot der Anteile kénnen auch in anderen Rechtsordnungen Beschrankungen unterworfen sein.

Anteile der Teilfonds dirfen ferner Biirgern der USA oder Personen mit Wohnsitz in den USA und/oder anderen natuirli-
chen oder juristischen Personen, deren Einkommen und/oder Ertrag, ungeachtet der Herkunft, der US-Einkommens-
steuer unterliegt, Finanzinstituten, die sich nicht den Bestimmungen betreffend des Foreign Account Tax Compliance
Acts ("FATCA", insbesondere der Sections 1471 - 1474 des U.S. Internal Revenue Code sowie eines allfalligen Abkom-
mens mit den Vereinigten Staaten von Amerika Uber die Zusammenarbeit fur eine erleichterte Umsetzung von FATCA,
soweit jeweils anwendbar) unterziehen und sich nicht soweit erforderlich bei der US-Steuerbehdrde als ein an FATCA
teilnehmendes Institut anmelden sowie Personen, die geméss Regulation S des US Securities Act von 1933 und/oder
dem US Commodity Exchange Act in der jeweils aktuellen Fassung als US-Personen gelten, weder angeboten noch ver-
kauft oder ausgeliefert werden. Die Teilfonds durfen somit insbesondere von folgenden Investoren nicht erworben wer-
den (keine abschliessende Aufzéhlung):

US Biirger, inkl. Doppelburger;

Personen, die in den USA wohnen bzw. ein Domizil haben;

Personen, die in den USA anséssig sind (Green Card Holders) und/oder deren hauptséachlicher Aufenthalt in den
USA ist;

In den USA anséssige Gesellschaften, Trusts, Vermogen, etc.;



Gesellschaften, welche sich als transparent fir US Steuerzwecke qualifizieren und Uber in diesem Abschnitt ge-
nannte Investoren verfligen, sowie Gesellschaften, deren Ertrag im Rahmen einer konsolidierten Betrachtung fur
US Steuerzwecke einem in diesem Abschnitt genannten Investoren zugerechnet wird;

Finanzinstitute, die sich nicht den Bestimmungen betreffend des Foreign Account Tax Compliance Acts ("FATCA",
insbesondere der Sections 1471 - 1474 des U.S. Internal Revenue Code sowie eines allfalligen Abkommens mit
den Vereinigten Staaten von Amerika Uiber die Zusammenarbeit fir eine erleichterte Umsetzung von FATCA, soweit
jeweils anwendbar) unterziehen und sich nicht soweit erforderlich bei der US-Steuerbehérde als ein an FATCA
teilnehmendes Institut anmelden; oder

US Personen definiert in der jeweils gultigen Fassung der Regulation S des United States Securities Act 1933.

Allgemein dirfen Anteile des OGAW nicht in Jurisdiktionen und an Personen angeboten werden, in denen oder denen
gegenuber dies nicht zulassig ist.
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TEIL I: DER PROSPEKT

Die Ausgabe und Riicknahme von Anteilen des entsprechenden Teilfonds erfolgt auf der Basis des derzeit glltigen
Fondsvertrages und des Anhangs A "Teilfonds im Uberblick". Dieser Fondsvertrage wird ergénzt durch den jeweils letz-
ten Jahresbericht. Wenn der Stichtag des Jahresberichtes langer als acht Monate zuriickliegt, ist dem Erwerber auch der
Halbjahresbericht anzubieten. Rechtzeitig vor dem Erwerb von Anteilen werden dem Anleger kostenlos die "Wesentli-
chen Anlegerinformationen® (Key Investor Information Document, PRIIP KID) zur Verfligung gestellt.

Es ist nicht gestattet, vom Prospekt, Fondsvertrag, Anhang A "Teilfonds im Uberblick" oder den Wesentlichen Anlegerin-
formationen abweichende Auskiinfte oder Erklarungen abzugeben. Die Verwaltungsgesellschaft haftet nicht, wenn und
soweit Auskiinfte oder Erklarungen abgegeben werden, die vom aktuellen Prospekt, Fondsvertrage oder den Wesentli-
chen Anlegerinformationen abweichen.

Der Prospekt und Fondsvertrag inklusive Anhang A "Teilfonds im Uberblick" sind vorliegend in einem Dokument darge-
stellt. Wesentliches Griindungsdokument des Fonds ist der Fondsvertrag inklusive Anhang A "Teilfonds im Uberblick".
Lediglich der Fondsvertrag inklusive der Besonderen Bestimmungen zur Anlagepolitik in Anhang A "Teilfonds im Uber-
blick“ unterliegen der materiell rechtlichen Prifung der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein.

1  Verkaufsunterlagen

Der Prospekt, die Wesentlichen Anlegerinformationen (PRIIP KID), der Fondsvertrag und der Anhang A "Teilfonds im
Uberblick" sowie der neueste Jahres- und Halbjahresbericht, sofern deren Publikation bereits erfolgte, sind kostenlos auf
einem dauerhaften Datentrager bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle, bei den Zahlstellen und bei allen
Vertriebsberechtigten im In- und Ausland sowie auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband
unter www.lafv.li erhéltlich.

Auf Wunsch des Anlegers werden ihm die genannten Dokumente ebenfalls in Papierform kostenlos zur Verfigung ge-
stellt. Weitere Informationen zum OGAW bzw. zu seinen Teilfonds sind im Internet unter www.lIb.li/fundservices und bei
der LLB Fund Services Aktiengesellschaft, Aulestrasse 80, 9490 Vaduz innerhalb der Geschéftszeiten erhéltlich.

2 Der Fondsvertrag

Der Fondsvertrag umfasst einen allgemeinen Teil sowie den Anhang A "Teilfonds im Uberblick". Der Fondsvertrag und

der Anhang A "Teilfonds im Uberblick" sind vollstandig wiedergegeben. Der Fondsvertrag und der Anhang A "Teilfonds
im Uberblick" kénnen von der Verwaltungsgesellschaft jederzeit ganz oder teilweise geandert oder ergénzt werden. Der
Fondsvertrag und der Anhang A ,Fonds im Uberblick* sowie jede seiner Anderungen bedarf zu seiner Wirksamkeit der

Genehmigung der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA).

Jede Anderung des Fondsvertrages sowie des Anhangs A "Teilfonds im Uberblick” wird im Publikationsorgan des
OGAW verdffentlicht und ist danach fur alle Anleger rechtsverbindlich. Publikationsorgan des OGAW ist die Internetseite
des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband www.lafv.li.

3 Allgemeine Informationen zum OGAW

Der Anlagefonds AL Core Funds (im Folgenden: OGAW) wurde am 2. Oktober 2023 als Organismus fiir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren (OGAW) nach dem Recht des Firstentums Liechtenstein gegriindet.

Der Fondsvertrag und der Anhang A "Teilfonds im Uberblick" wurden am 2. Oktober 2023 von der FMA genehmigt und
der OGAW wurde am 6. Oktober 2023 ins liechtensteinische Handelsregister eingetragen.

Der Fondsvertrag und der Anhang A "Teilfonds im Uberblick" traten erstmalig am 2. Oktober 2023 in Kraft.

Der OGAW ist ein rechtlich unselbsténdiger Organismus fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren des offenen Typs
und untersteht dem Gesetz vom 28. Juni 2011 uber bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
(im Folgenden: UCITSG).

Der OGAW hat die Rechtsform des vertraglichen Investmentfonds geméss Gesetz vom 28. Juni 2011 Uber bestimmte
Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG).

Der OGAW ist eine durch einen inhaltlich identischen Vertrag begriindete Rechtsbeziehung mehrerer Anleger zu einer
Verwaltungsgesellschaft zu Zwecken der Vermdgensanlage, Verwaltung und Verwahrung fir Rechnung der Anleger.
Der OGAW ist eine rechtlich separate Vermdgensmasse, an der die Anleger beteiligt sind.

Der OGAW ist eine Umbrella-Konstruktion, die mehrere Teilfonds umfassen kann. Die verschiedenen Teilfonds sind ver-
mdgens- und haftungsrechtlich getrennt.

Die Verwaltung des OGAW besteht vor allem darin, die beim Publikum beschafften Gelder fiir gemeinsame Rechnung
nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Wertpapieren und/oder in anderen liquiden Finanzanlagen gemass Art. 51
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UCITSG zu investieren. Der OGAW oder jeder seiner Teilfonds bildet zugunsten seiner Anleger ein Sondervermdgen.
Das Sondervermdgen gehdrt im Fall der Auflésung und des Konkurses der Verwaltungsgesellschaft nicht in die Konkurs-
masse der Verwaltungsgesellschaft.

In welche Anlagegegensténde die Verwaltungsgesellschaft investieren darf und welche Bestimmungen sie dabei zu be-
achten hat, ergibt sich aus dem UCITSG, dem Fondsvertrag und dem Anhang A ,Teilfonds im Uberblick®. Die Wertpa-
piere und sonstigen Vermdgenswerte des Fonds werden im Interesse der Anleger verwaltet. Am gesamten Vermdgen
des Fonds sind allein die Anleger nach Massgabe ihrer Anteile berechtigt. Anspriiche von Anlegern und Glaubigern, die
sich gegen den Fonds richten oder die anlasslich der Griindung, wahrend des Bestehens oder bei der Liquidation des
Fonds entstanden sind, sind auf das Vermdgen des Fonds beschrankt.

Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit den Fonds auflésen und/oder neue Teilfonds auflegen sowie verschiedene
Anteilsklassen mit spezifischen Eigenschaften innerhalb des Fonds auflegen. Der vorliegende Prospekt sowie der Fonds-
vertrages inklusive Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* werden bei jeder Auflegung eines neuen Teilfonds bzw. einer zu-
satzlichen Anteilsklasse aktualisiert.

Mit dem Erwerb von Anteilen des OGAW anerkennt jeder Anleger den Fondsvertrag inkl. fondsspezifische Anhénge,
welcher die vertraglichen Beziehungen zwischen den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle fest-
setzt sowie die ordnungsgemaéss durchgefiihrten Anderungen dieses Dokuments. Mit der Veréffentlichung von Anderun-
gen des Fondsvertrages und Prospekts, des Jahres- bzw. Halbjahresberichtes oder anderer Dokumente auf der Internet-
seite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband www.lafv.li sind diese Anderungen fiir die Anleger verbindlich.

4 Weitere Informationen zum OGAW resp. zu den Teilfonds

Die Anleger sind am jeweiligen Teilfondsvermégen des OGAW nach Massgabe der von ihnen erworbenen Anteile betei-
ligt.

Die Anteile sind nicht verbrieft, sondern werden nur buchmassig gefiihrt, d.h. es werden keine Zertifikate ausgegeben.
Eine Versammlung der Anleger ist nicht vorgesehen. Durch Zeichnung oder Erwerb von Anteilen anerkennt der Anleger
den Fondsvertrag und den Anhang A "Teilfonds im Uberblick®. Anleger, Erben oder sonstige Berechtigte kénnen die Auf-
teilung oder Auflésung des OGAW nicht verlangen. Die Details zu den einzelnen Teilfonds werden im Anhang A "Teil-
fonds im Uberblick* beschrieben.

Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit beschliessen, weitere Teilfonds aufzulegen und den Prospekt und Fondsver-
trag inklusive Anhang A ,Teilfonds im Uberblick“ entsprechend anzupassen.

Alle Anteile eines Teilfonds verkdrpern grundsatzlich die gleichen Rechte, es sei denn die Verwaltungsgesellschaft be-
schliesst gemass Art. 23 des Fondsvertrages innerhalb eines Teilfonds verschiedene Anteilsklassen auszugeben.

Jeder Teilfonds gilt im Verhéltnis der Anleger untereinander als eigensténdiges Vermdégen. Die Rechte und Pflichten der
Anleger eines Teilfonds sind von denen der Anleger der anderen Teilfonds getrennt.

Gegeniber Dritten haften die Vermdgenswerte der einzelnen Teilfonds lediglich fiir Verbindlichkeiten, die von den betref-
fenden Teilfonds eingegangen werden.

Dieser Prospekt und Fondsvertrag inklusive Anhang A "Teilfonds im Uberblick” gilt fiir alle Teilfonds des OGAW. Der
OGAW legt im gegenwartigen Zeitpunkt folgende Teilfonds zur Zeichnung auf:

- A2028 Fund

4.1 Dauer der einzelnen Teilfonds

Die Dauer eines Teilfonds ergibt sich fiir den jeweiligen Teilfonds aus dem Anhang A "Teilfonds im Uberblick".

4.2 Anteilsklassen
Die Verwaltungsgesellschaft kann beschliessen innerhalb eines Teilfonds mehrere Anteilsklassen zu bilden.

Gemass Art. 23 des Fondsvertrages des OGAW koénnen kiinftig Anteilsklassen gebildet werden, die sich hinsichtlich der
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, der Referenzwahrung und des Einsatzes von Wahrungssicherungsge-
schéften, der Verwaltungsvergiitung, der Mindestanlagesumme bzw. einer Kombination dieser Merkmale von den beste-
henden Anteilsklassen unterscheiden. Die Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteilklassen erworben ha-
ben, bleiben davon jedoch unberiihrt.

Allféllige Anteilsklassen, die in Zusammenhang mit jedem Teilfondsaufgelegt sind, sowie die in Zusammenhang mit den
Anteilen der Teilfonds entstehenden Gebiihren und Vergiitungen sind in Anhang A "Teilfonds im Uberblick" genannt.
Weitere Informationen zu den Anteilsklassen sind der Ziffer 9.2 zu entnehmen. Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem
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auch den Beschluss zur vollstindigen oder zeitweiligen Aussetzung der Ausgabe von Anteilen fassen, falls Neuauflagen
das Erreichen des Anlageziels beeintrachtigen kdnnten.

4.3 Bisherige Wertentwicklung der Teilfonds

Die bisherige Wertentwicklung der einzelnen Teilfonds bzw. der Anteilsklassen ist auf der Web-Seite des LAFV Liechten-
steinischer Anlagefondsverband unter www.lafv.li aufgefuhrt. Die bisherige Wertentwicklung eines Anteils ist keine Ga-
rantie fUr die laufende und zukiinftige Performance. Der Wert eines Anteils kann jederzeit steigen oder fallen.

5 Organisation

51 Sitzstaat / Zustandige Aufsichtsbehdrde

Liechtenstein / Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA); www.fma-li.li.

5.2 Rechtsverhaltnisse

Die Rechtsverhaltnisse zwischen den Anlegern und der Verwaltungsgesellschaft richten sich nach dem Gesetz vom 28.
Juni 2011 dber bestimmte Organismen fur gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) und der Verordnung vom 5.
Juli 2011 Uber bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSV) und, soweit dort keine Rege-
lungen getroffen sind, nach den Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR) Uber die Treuhédnder-
schaft.

5.3 Verwaltungsgesellschaft

LLB Fund Services Aktiengesellschaft (im Folgenden: Verwaltungsgesellschaft), Aulestrasse 80, 9490 Vaduz, Offentlich-
keitsregister-Nummer FL-0002-030-385-2.

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am 06.12.2000 in Form einer Aktiengesellschaft mit Sitz und Hauptverwaltung in
Vaduz, Furstentum Liechtenstein, fur eine unbeschrénkte Dauer gegriundet. Die Regierung hat der Verwaltungsgesell-
schaft am 30. Januar 2001 die Bewilligung zur Aufnahme der Geschaftstatigkeit erteilt. Die Verwaltungsgesellschaft ist
gemass Kapitel 11l des Gesetzes uber Organismen fir gemeinsame Anlagen von der liechtensteinischen Aufsichtsbe-
horde zugelassen und auf der offiziellen Liste der liechtensteinischen Verwaltungsgesellschaften eingetragen.

Das Aktienkapital der Verwaltungsgesellschaft betragt 2 Millionen Schweizer Franken und ist zu 100 % einbezahlt.

Der Gesellschaftszweck der Verwaltungsgesellschaft besteht in der Verwaltung und dem Vertrieb von Organismen fiir
gemeinsame Anlagen nach liechtensteinischem Recht.

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den OGAW fiir Rechnung und im ausschliesslichen Interesse der Anleger nach
dem Grundsatz der Risikostreuung und gemass den Bestimmungen des Fondsvertrages und des Anhangs A "Teilfonds
im Uberblick".

Die Verwaltungsgesellschaft ist mit den weitestgehenden Rechten ausgestattet, um in ihrem Namen fir Rechnung der
Anleger alle administrativen und verwaltungsmassigen Handlungen durchzufiihren. Sie ist insbesondere berechtigt,
Wertpapiere und andere Werte zu kaufen, zu verkaufen, zu zeichnen und zu tauschen sowie samtliche Rechte auszu-
Uben, die unmittelbar oder mittelbar mit dem Vermoégen des OGAW zusammen héngen.

Eine Ubersicht der von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAWSs befindet sich auf der Web-Seite des LAFV
Liechtensteinischer Anlagefondsverband unter www.lafv.li.

Die Verwaltungsgesellschaft unterliegt den fir sie geltenden aufsichtsrechtlichen Vorgaben im Hinblick auf ihre Vergi-
tungssysteme. Dariiber hinaus gilt die Vergitungsrichtlinie der Liechtensteinischen Landesbank AG, die gruppenweit
einheitliche Standards fir die Gestaltung der Vergiitungssysteme definiert. Sie enthalt u.a. die Vergutungsgrundsatze,
z.B. fur die Ausgestaltung der variablen Vergiitung und die massgeblichen Vergitungsparameter. Durch die Umsetzung
der Vergutungsrichtlinie soll der nachhaltigen Ausrichtung der Vergitungssysteme, unter Vermeidung von Fehlanreizen
zur Eingehung Ubermassiger Risiken, Rechnung getragen werden.

Das Vergutungssystem der LLB Fund Services AG wird mindestens einmal jahrlich durch das Group Internal Audit der
Liechtensteinischen Landesbank AG auf seine Angemessenheit und die Einhaltung aller aufsichtsrechtlichen Vorgaben
zur Vergitung Gberprift.

Eine Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte der Vergitungsrichtlinie ist auf www.lIb.li verdffentlicht. Hierzu zéhlen
eine Beschreibung der Berechnungsmethoden fiir Vergitungen und sonstigen Zuwendungen an bestimmte Kategorien
von Angestellten sowie die Identitat der fur die Zuteilung der Vergiitung und sonstigen Zuwendungen zustandigen Perso-
nen. Auf Wunsch des Anlegers werden ihm die Informationen von der Verwaltungsgesellschaft ebenfalls in Papierform
kostenlos zur Verfigung gestellt.
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5.4 Verwaltungsrat und Geschéftsleitung

Die jeweils aktuellen Angaben zu den Mitgliedern des VR und der GL kénnen den Handelsregisterausziigen der Verwal-
tungsgesellschaft enthommen werden.

Handelsregister am Sitz: Amt fur Justiz (AJU), 9490 Vaduz, Liechtenstein.

55 Asset Manager

Als Asset Manager fir alle Teilfonds des OGAW fungiert die Omicron Investment Management GmbH, Opernring
1/E520, AT-1010 Wien.

Die Omicron Investment Management GmbH konzentriert sich auf die Anlage- und Vermdgensverwaltung fir institutio-
nelle und private Kunden und wird durch die FMA Osterreich prudentiell beaufsichtigt.

Aufgabe des Asset Managers ist insbesondere die eigensténdige tagliche Umsetzung der Anlagepolitik und die Fiihrung
der Tagesgeschafte der Teilfonds sowie anderer damit verbundenen Dienstleistungen unter der Aufsicht, Kontrolle und
Verantwortung der Verwaltungsgesellschaft. Die Erfillung dieser Aufgaben erfolgt unter Beachtung der Grundsatze der
Anlagepolitik und der Anlagebeschréankungen der Teilfonds, wie sie in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick“ beschrieben
sind, sowie der gesetzlichen Anlagebeschrankungen.

Der Asset Manager hat das Recht, sich auf eigene Kosten und Verantwortung von Dritten, insbesondere von verschiede-
nen Anlageberatern, beraten zu lassen.

Die genaue Ausfuhrung des Auftrags regelt ein zwischen der Verwaltungsgesellschaft und der Omicron Investment Ma-
nagement GmbH abgeschlossener Vermdgensverwaltungsvertrag.

5.6 Verwahrstelle
Als Verwahrstelle fur alle Teilfonds des OGAW fungiert die Liechtensteinische Landesbank AG, Stadtle 44, 9490 Vaduz.

Die Verwahrstelle verwahrt die verwahrféahigen Finanzinstrumente fiir Rechnung des OGAW. Sie kann sie ganz oder
teilweise anderen Banken, Finanzinstituten und anerkannten Clearinghdusern, welche die gesetzlichen Anforderungen
erfullen, zur Verwahrung anvertrauen.

Die Funktion der Verwabhrstelle und deren Haftung richten sich nach dem Gesetz vom 28. Juni 2011 uber bestimmte Or-
ganismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) und der entsprechenden Verordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung, dem Verwahrstellenvertrag, und den konstituierenden Dokumenten des OGAW. Sie handelt unabhan-
gig von der Verwaltungsgesellschaft und ausschliesslich im Interesse der Anleger.

Das UCITSG sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwahrung von OGAW vor. Die Verwahrstelle verwahrt die
verwahrfahigen Finanzinstrumente auf gesonderten Konten, die auf den Namen des OGAW oder der fur den OGAW
handelnden Verwaltungsgesellschaft eréffnet wurden und Uberwacht, ob die Weisungen der Verwaltungsgesellschaft
Uber die Vermdgensgegenstéande den Vorschriften des UCITSG und den konstituierenden Dokumenten entsprechen.
Fur diese Zwecke Uberwacht die Verwahrstelle insbesondere die Einhaltung der Anlagebeschrankungen und Verschul-
dungsgrenzen durch den OGAW.

Sie fuihrt im Auftrag der Verwaltungsgesellschaft auch das Anteilsregister des Fonds bzw. der Teilfonds.
Die Pflichten der Verwabhrstelle richten sich nach Art. 33 UCITSG. Die Verwahrstelle stellt sicher, dass

- Verkauf, Ausgabe, Ricknahme, Auszahlung und Annullierung von Anteilen des OGAW nach Massgabe der Best-
immungen des UCITSG und den konstituierenden Dokumenten erfolgen.

- die Bewertung der Anteile des OGAW nach Massgabe der Bestimmungen des UCITSG und den konstituierenden
Dokumenten erfolgt;

- bei Transaktionen mit Vermdgenswerten des OGAW der Gegenwert innerhalb der Gblichen Fristen an den OGAW
Uberwiesen wird;

- die Ertrage des OGAW nach Massgabe der Bestimmungen des UCITSG und den konstituierenden Dokumenten
verwendet werden;

- die Cashflows des OGAW ordnungsgemass Uberwacht werden und insbesondere zu gewahrleisten, dass samtliche
bei der Zeichnung von Anteilen eines OGAW von Anlegern oder im Namen von Anlegern geleistete Zahlungen ein-
gegangen sind und dass samtliche Gelder des OGAW nach Massgabe der Bestimmungen des UCITSG und der
konstituierenden Dokumente verbucht wurden.

Unterverwahrung

Die Verwahrstelle kann die Verwahraufgabe auf andere Unternehmen (Unterverwahrer) Gibertragen.
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Die Verwahrung der fir Rechnung des OGAW gehaltenen Vermégensgegenstande kann durch die auf der Web-Seite der
Liechtensteinischen Landesbank AG unter www.lIb.li genannten Unterverwahrer erfolgen.

Aus dieser Ubertragung ergeben sich keine Interessenkonflikte.

Informationen Uber die Verwahrstelle

Die Anleger des OGAW haben jederzeit die Moglichkeit persdnlich bei der Verwahrstelle kostenlos Informationen auf
dem neuesten Stand lber die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle, die Unterverwahrer, die méglichen Interessens-
konflikte im Zusammenhang mit der Tatigkeit der Verwahrer und der Unterverwahrer sowie Informationen iber den
OGAW unter den oben erwahnten Kontaktdaten zu beantragen.

Die Verwahrstelle unterzieht sich den Bestimmungen des liechtensteinischen FATCA-Abkommens sowie den entspre-
chenden Ausflihrungsvorschriften im liechtensteinischen FATCA-Gesetz.

5.7 Wirtschaftsprifer der Verwaltungsgesellschaft

Wirtschaftspriifer fur die Verwaltungsgesellschaft ist: KPMG (Liechtenstein) AG, Aeulestrasse 2, 9490 Vaduz.

Die Verwaltungsgesellschaft hat ihre Geschaftstatigkeit durch einen von ihnen unabhangigen und von

der FMA nach dem UCITSG anerkannten Wirtschaftspriifer jahrlich prifen zu lassen.

5.8 Wirtschaftsprifer des OGAW

PricewaterhouseCoopers AG, Kornhausstrasse 25, 9000 St. Gallen.

Der OGAW und die Verwaltungsgesellschaft haben ihre Geschéftstatigkeit durch einen von ihnen unabhéngigen und von
der FMA anerkannten Wirtschaftspriifer jahrlich prifen zu lassen.

6 Allgemeine Anlagegrundsétze und -beschrankungen

Das jeweilige Teilfondsvermdgen wird unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung im Sinne der Regeln UCI-
TSG und nach den in Abschnitt V des Fondsvertrages sowie nach den im Anhang A "Teilfonds im Uberblick" beschriebe-
nen anlagepolitischen Grundsatzen und innerhalb der Anlagebeschrankungen angelegt.

6.1 Ziel der Anlagepolitik

Das Ziel der Anlagepolitik der einzelnen Teilfonds wird im Anhang A "Teilfonds im Uberblick* beschrieben.

6.2 Anlagepolitik der Teilfonds

Die teilfondsspezifische Anlagepolitik wird fiir den jeweiligen Teilfonds im Anhang A "Teilfonds im Uberblick* beschrie-
ben.

Die in Abschnitt V des Fondsvertrages dargestellten allgemeinen Anlagegrundsétze und Anlagebeschrénkungen gelten
fur sdmtliche Teilfonds, sofern keine Abweichungen oder Ergénzungen fur den jeweiligen Teilfonds im Anhang A "Teil-
fonds im Uberblick" enthalten sind.

Beim A2028 Fund handelt sich um einen aktiv gemanagten Fonds ohne Bezugnahme auf eine Benchmark.

6.3 Rechnungs- / Referenzwéhrung der Teilfonds

Die Rechnungswahrung der Teilfonds sowie die Referenzwéhrung pro Anteilsklasse werden im Anhang A "Teilfonds im
Uberblick* genannt.

Bei der Rechnungswéhrung handelt es sich um die Wéhrung, in der die Buchfuihrung des Teilfonds erfolgt. Bei der Refe-
renzwahrung handelt es sich um die Wahrung, in der die Performance und der Nettoinventarwert der Anteilsklassen be-
rechnet werden. Die Anlagen erfolgen in den Wéahrungen, welche sich fur die Wertentwicklung des jeweiligen Teilfonds
optimal eignen.

6.4 Profil des typischen Anlegers

Das Profil des typischen Anlegers des jeweiligen Teilfonds ist im Anhang A "Teilfonds im Uberblick® beschrieben.
7  Anlagevorschriften

7.1 Zugelassene Anlagen

Jedes Teilfondsvermdgen darf die Vermdgensgegenstande fir Rechnung seiner Anleger ausschliesslich in einen oder
mehrere der folgenden Vermdgensgegenstande anlegen:
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711

7.1.2

7.1.3

7.1.4

7.15

7.1.6

7.1.7

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente:

a) die an einem geregelten Markt im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Ziff. 21 der Richtlinie 2014/65/EU notiert oder
gehandelt werden;

b) die an einem anderen geregelten Markt eines EWR-Mitgliedstaats, der anerkannt, fir das Publikum offen
und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist, gehandelt werden;

c) die an einer Wertpapierboérse eines Drittstaates amtlich notiert oder an einem anderen Markt eines europé-
ischen, amerikanischen, asiatischen, afrikanischen oder ozeanischen Land gehandelt werden, der aner-
kannt, fr das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist.

Wertpapiere aus Neuemissionen, sofern:

a) die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur amtlichen Notierung bzw.
zum Handel an einer unter Ziffer 7.1.1 a) bis c) erwéhnten Wertpapierbdrsen bzw. an einem dort erwahn-
ten geregelten Markt beantragt wurde und

b) diese Zulassung spéatestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt wird

Anteile von OGAW und anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fir gemeinsame Anlagen im
Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ziffer 17 UCITSG, sofern diese nach ihren konstituierenden Dokumenten hdchstens
10 % ihres Vermoégens in Anteilen eines anderen OGAW oder vergleichbarer Organismen fur gemeinsame An-
lagen anlegen drfen;

Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von héchstens zwdlf Monaten bei Kreditinstituten, die
ihren Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem Drittstaat haben, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-
Rechts gleichwertig ist;

Derivate, deren Basiswert Anlagegegenstande im Sinne von Art. 51 UCITSG oder Finanzindizes, Zinssatze,
Wechselkurse oder Wahrungen sind. Im Fall von Geschéaften mit OTC-Derivaten miissen die Gegenparteien
beaufsichtigte Institute einer von der FMA zugelassenen Kategorie sein und die OTC-Derivate einer zuverlassi-
gen und Uberprifbaren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit auf Initiative des OGAW zum ange-
messenen Zeitwert veraussert, liquidiert oder durch ein Gegengeschéft glattgestellt werden kénnen;

Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem geregelten Markt gehandelt werden, sofern die Emission oder der
Emittent dieser Instrumente Vorschriften Uber den Einlagen- und den Anlegerschutz unterliegt, vorausgesetzt,
sie werden:

a) von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Kérperschaft oder der Zentralbank eines EWR-Mit-
gliedstaats, der Europaischen Zentralbank, der Gemeinschaft oder der Europaischen Investitionsbank,
einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat der Foderation oder von einer
internationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein EWR-Mitgliedstaat ange-
hort, ausgegeben oder garantiert;

b) von einem Unternehmen ausgegeben, dessen Wertpapiere auf den unter Bst. a) bezeichneten geregelten
Mérkten gehandelt werden;

c) von einem Institut, das gemass den im EWR-Recht festgelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist oder
einem Institut ausgegeben oder garantiert, dessen Aufsichtsrecht dem EWR-Recht gleichwertig ist und
das dieses Recht einhdlt; oder

d) von einem Emittenten ausgegeben, der einer von der FMA zugelassenen Kategorie angehort, sofern fur
Anlagen in diesen Instrumenten den Buchstaben a) bis c) gleichwertige Anlegerschutzvorschriften gelten
und der Emittent entweder ein Unternehmen mit einem Eigenkapital in Hohe von mindestens 10 Millionen
Euro ist und seinen Jahresabschluss nach den Vorschriften der Richtlinie 78/660/EWG, in Liechtenstein
umgesetzt durch PGR erstellt und verdéffentlicht, oder ein gruppenzugehériger Rechtstrager ist, der fir die
Finanzierung der Unternehmensgruppe mit zumindest einer borsennotierten Gesellschaft zustandig ist
oder ein Rechtstrager ist, der die wertpapiermassige Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung
einer von einer Bank eingerdumten Kreditlinie finanzieren soll.

Die Verwaltungsgesellschaft darf daneben flissige Mittel halten.

14



7.2

Nicht zugelassene Anlagen

Die Verwaltungsgesellschaft darf nicht:

721

7.2.2

7.2.3

7.3

mehr als 10 % des Vermoégens je Teilfonds in andere als die in Ziffer 7.1 genannten Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente anlegen;

Edelmetalle oder Zertifikate tiber Edelmetalle erwerben;
ungedeckte Leerverkaufe tatigen.

Anlagegrenzen

Fir jedes Teilfondsvermdgen einzeln sind folgende Anlagegrenzen einzuhalten:

7.3.1

7.3.2

7.3.3

7.3.4

7.35

7.3.6

7.3.7

7.3.8

Das Teilfondsvermdgen darf hochstens 5 % seines Vermdgens in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten
desselben Emittenten und hdchstens 20 % seines Vermdgens in Einlagen desselben Emittenten anlegen.

Das Ausfallrisiko aus Geschéften des Teilfonds mit OTC-Derivaten mit einem Kreditinstitut als Gegenpartei, das
seinen Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem Drittstaat hat, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts
gleichwertig ist, darf 10 % des Vermodgens des Teilfonds nicht Uberschreiten; bei anderen Gegenparteien be-
tragt das maximale Ausfallrisiko 5 % des Vermdgens.

Sofern der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Emittenten, bei denen der Teilfonds
jeweils mehr als 5 % seines Vermogens anlegt, 40 % seines Vermdgens nicht Uberschreitet, ist die in Ziffer
7.3.1 genannte Emittentengrenze von 5 % auf 10 % angehoben. Die Begrenzung auf 40 % findet keine Anwen-
dung fur Einlagen oder auf Geschéfte mit OTC-Derivaten mit beaufsichtigten Finanzinstituten. Bei Inanspruch-
nahme der Anhebung werden die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente nach Ziffer 7.3.5 und die Schuldver-
schreibungen nach Ziffer 7.3.6 nicht beruicksichtigt.

Ungeachtet der Einzelobergrenzen nach Ziffer 7.3.1 und 7.3.2 darf ein Teilfonds Folgendes nicht kombinieren,
wenn dies zu einer Anlage von mehr als 20 % seines Vermdgens bei ein und derselben Einrichtung fuhren
wirde:

a) von dieser Einrichtung ausgegebene Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente;
b)  Einlagen bei dieser Einrichtung;

c) von dieser Einrichtung erworbene OTC-Derivate.

Sofern die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente von einem EWR-Mitgliedstaat oder seinen Gebietskorper-
schaften, von einem Drittstaat oder von einer internationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der
mindestens ein EWR-Mitgliedstaat angehdrt, ausgegeben oder garantiert werden, ist die in Ziffer 7.3.1 ge-
nannte Obergrenze von 5 % auf héchstens 35 % angehoben.

Sofern Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut mit Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat ausgegeben wer-
den, das aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer be-
sonderen offentlichen Aufsicht unterliegt und insbesondere die Ertrdge aus der Emission dieser Schuldver-
schreibungen in Vermdgenswerte anzulegen hat, die wahrend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibun-
gen die sich daraus ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken und vorrangig fur die beim Ausfall des
Emittenten féllig werdende Rickzahlung des Kapitals und der Zinsen bestimmt sind, ist fir solche Schuldver-
schreibungen die in Ziffer 7.3.1 genannte Obergrenze von 5 % auf hdchstens 25 % angehoben. In diesem Fall
darf der Gesamtwert der Anlagen 80 % des Vermogens des Teilfonds nicht Giberschreiten.

Die in Ziffer 7.3.1 bis 7.3.6 genannten Grenzen dirfen nicht kumuliert werden. Die maximale Emittentengrenze
betragt 35 % des jeweiligen Teilfondsvermdgens.

In Abweichung von Ziffer 7.3.3 und im Einklang mit Art. 56 UCITSG dirfen nach dem Grundsatz der Risi-
kostreuung bis zu 100 % des Vermdgens in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente verschiedener Emissionen
angelegt werden, die von ein und demselben staatlichen Emittenten begeben oder garantiert werden. Der Teil-
fonds muss zumindest Wertpapiere aus sechs verschiedenen Emissionen halten, wobei die Wertpapiere aus
einer einzigen Emission 30 % des Gesamtbetrags des Vermogens nicht Giberschreiten dirfen.
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7.3.9

7.3.10

7.3.11

7.3.12

7.3.13

7.3.14

Die Verwaltungsgesellschaft darf fir einen Teilfonds in Schuldverschreibungen folgender Aussteller mehr als
35 % des Wertes des Teilfonds anlegen, sofern es sich bei den Emittenten oder Garanten um folgende 6ffent-
lich-rechtliche Kdrperschaften und Organisationen handelt:

- samtliche Staaten aus der OECD

samtliche 6ffentlichrechtlichen Kérperschaften aus der OECD
- African Development Bank

- Asian Development Bank

- Council of Europe Social Development Fund

- Eurofima

- European Atomic Energy Community

- European Bank for Reconstruction & Development

- European Economic Community

- European Investment Bank

- European Patent Organization

- IBRD (World Bank)

- Inter-American Development Bank

- International Finance Corporation

- Nordic Investment Bank;

Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe gelten fur die Berechnung der in Ziffer 7.3 "Anlagegrenzen® als

ein einziger Emittent. Fur Anlagen in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten derselben Unternehmens-
gruppe ist die Emittentengrenze auf zusammen 20 % des Vermdgens des Teilfonds angehoben.

Ein Teilfonds darf h6chstens 20% seines Vermdgens in Anteile desselben OGAW oder desselben mit einem
OGAW vergleichbaren Organismus fir gemeinsame Anlagen anlegen.

Die Anlagen in Anteilen von mit OGAW vergleichbaren Organismen fir gemeinsame Anlagen durfen insgesamt
30 % des Vermogens des Teilfonds nicht Ubersteigen. Diese Anlagen sind in Bezug auf die Obergrenzen des
Art. 54 UCITSG nicht zu bertcksichtigen.

Ein Teilfonds darf hdchstens 20% seines Vermdgens in Aktien und/oder Schuldtitel ein und desselben Emitten-
ten anlegen, wenn es gemass der Anlagepolitik des betreffenden Teilfonds Ziel des Teilfonds ist, einen be-
stimmten, von der FMA anerkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nachzubilden. Voraussetzung hierfiir ist, dass

- die Zusammensetzung des Index hinreichend diversifiziert ist;

- der Index eine adaquate Bezugsgrundlage fur den Markt darstellt, auf den er sich bezieht;

- der Index in angemessener Weise veroffentlicht wird.

Diese Grenze betragt 35%, sofern dies aufgrund aussergewdhnlicher Marktbedingungen gerechtfertigt ist, und

zwar insbesondere auf geregelten Mérkten, auf denen bestimmte Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente stark
dominieren. Eine Anlage bis zu dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emittenten mdoglich.

Werden die unter Ziffer 7.1 und 7.3 genannten Grenzen unbeabsichtigt oder infolge Ausiibung von Bezugsrech-
ten Uberschritten, so hat die Verwaltungsgesellschaft bei ihren Verkéaufen als vorrangiges Ziel, die Normalisie-
rung dieser Lage unter Berlcksichtigung der Interessen der Anleger anzustreben. Teilfonds dirfen binnen der
ersten sechs Monate nach ihrer Liberierung von den Anlagegrenzen dieses Kapitels ,Bestimmungen zur Anla-
gepolitik* abweichen. Die Kapitel 7.1 und 7.2 bleiben von dieser Ausnahme unberiihrt und sind jederzeit einzu-
halten. Dem Gebot der Risikostreuung ist weiterhin Folge zu leisten.

Die Teilfonds kénnen Anteile, die von einem oder mehreren anderen Teilfonds auszugeben sind oder ausgege-
ben wurden, zeichnen, erwerben und/oder halten, sofern:

- der Ziel-Teilfonds nicht seinerseits in den Teilfonds investiert, der in diesen Teilfonds investiert; und
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7.3.15

7.3.16

7.3.17

7.3.18

7.3.19

- der Anteil des Vermdgens, den die Ziel-Teilfonds deren Erwerb beabsichtigt ist, entsprechend ihres Pros-
pektes oder ihrer Satzung insgesamt in Anteile anderer Ziel-Teilfonds desselben mit OGAW vergleichbaren
Organismus fur gemeinsame Anlagen investieren durfen, 10 % nicht Uberschreitet; und

- das eventuell an die betroffenen Wertpapiere gebundene Stimmrecht so lange ausgesetzt ist, wie sie durch
den betroffenen Teilfonds gehalten werden, ungeachtet einer angemessenen Auswertung in den Abschlis-
sen und den periodischen Berichten; und

- auf jeden Fall der Wert dieser Wertpapiere bei der von dem UCITSG auferlegten Kalkulation des Nettover-
mogens des Teilfonds zum Zwecke der Verifizierung des Mindestmasses des Nettovermdgens nach UCI-
TSG beriicksichtigt wird, solange diese Wertpapiere vom jeweiligen Teilfonds gehalten werden; und

- es keine Mehrfachberechnung der Gebihren fur die Anteilsausgabe oder —rlicknahme zum einen auf der
Ebene des OGAW, der in den Ziel-Teilfonds investiert hat, und zum anderen auf der Ebene des Ziel-Teil-
fonds gibt.

Machen die Anlagen in Ziffer 7.3.11 einen wesentlichen Teil des Vermoégens des Teilfonds aus, muss der teil-
fondsspezifische Anhang tber die maximale Hohe und der Jahresbericht iber den maximalen Anteil der Ver-
waltungsgebiihren informieren, die vom Teilfonds selbst und von den Organismen fiir gemeinsame Anlagen
nach ziffer 7.3.11, deren Anteile erworben wurden, zu tragen sind.

Werden Anteile unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft des OGAW oder von einer Gesell-
schaft verwaltet, mit der die Verwaltungsgesellschaft des OGAW durch eine gemeinsame Verwaltung, Kontrolle
oder qualifizierte Beteiligung verbunden ist, dirfen weder die Verwaltungsgesellschaft noch die andere Gesell-
schaft fur die Anteilsausgabe oder -riicknahme an den oder von dem Teilfondsvermégen Gebuhren berechnen.

Eine Verwaltungsgesellschaft erwirbt fiir keine von ihr verwalteten OGAW bzw. Teilfonds Stimmrechtsaktien
desselben Emittenten, mit denen sie einen nennenswerten Einfluss auf die Geschéftsfiuhrung des Emittenten
ausuben kann. Ein nennenswerter Einfluss wird ab 10 % der Stimmrechte des Emittenten vermutet. Gilt in ei-
nem anderen EWR-Mitgliedstaat eine niedrigere Grenze fir den Erwerb von Stimmrechtsaktien desselben Emit-
tenten, ist diese Grenze fir die Verwaltungsgesellschaft massgebend, wenn sie fir einen OGAW bzw. Teilfonds
Aktien eines Emittenten mit Sitz in diesem EWR-Mitgliedstaat erwirbt.

Der Teilfonds darf Finanzinstrumente desselben Emittenten in einem Umfang von héchstens:
a) 10 % des Grundkapitals des Emittenten erwerben, soweit stimmrechtslose Aktien betroffen sind;

b) 10 % des Gesamtnennbetrags der in Umlauf befindlichen Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstru-
mente des Emittenten erwerben, soweit Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstrumente betroffen
sind. Diese Grenze braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Gesamtnennbetrag zum Zeitpunkt
des Erwerbs nicht ermitteln lasst;

c) 25 % der Anteile desselben Organismus erwerben, soweit Anteile von anderen OGAW oder von mit einem
OGAW vergleichbaren Organismus fiir gemeinsame Anlagen betroffen sind. Diese bestimmte Grenze
braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Nettobetrag zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht ermitteln
lasst.

Ziffer 7.3.17 und 7.3.18 sind nicht anzuwenden:

a) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem staatlichen Emittenten ausgegeben oder ga-
rantiert werden;

b) auf Aktien, die der Teilfonds an dem Kapital einer Gesellschaft eines Drittstaates besitzt, die ihr Vermdgen
im Wesentlichen in Wertpapieren von Emittenten anlegt, die in diesem Drittstaat anséssig sind, wenn eine
derartige Beteiligung fir den Teilfonds aufgrund der Rechtsvorschriften dieses Drittstaates die einzige
Méglichkeit darstellt, Anlagen in Wertpapieren von Emittenten dieses Landes zu tatigen. Dabei sind die
Voraussetzungen des UCITSG zu beachten;

¢) auf von Verwaltungsgesellschaften gehaltene Aktien am Kapital ihrer Tochtergesellschaften, die im Nie-
derlassungsstaat ausschliesslich fiir die Verwaltungsgesellschaft den Ruckkauf von Aktien auf Wunsch
der Anleger organisieren.

Zusétzlich zu den aufgefihrten Beschrankungen gemass Ziff. 7.3.1. — 7.3.17 sind allfallige weitere Beschrankungen in
Anhang A ,Teilfonds im Uberblick” zu beachten.
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Von den Anlagegrenzen darf in den folgenden Fallen abgewichen werden:

7.3.20 Ein Teilfondsvermdgen muss die Anlagegrenzen bei der Ausiibung von zu seinem Vermégen zahlenden Be-
zugsrechten aus Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten nicht einhalten, jedoch innerhalb angemessener
Frist korrigieren.

7.3.21 Bei Uberschreitung der genannten Grenzen hat das Teilfondsvermogen bei seinen Verkaufen als vorrangiges
Ziel die Normalisierung dieser Lage unter Beriicksichtigung der Interessen der Anleger herbeizufihren.

7.3.22 Ein Teilfondsvermdgen muss die Anlagegrenzen binnen der ersten sechs Monate nach seiner Zulassung nicht
einhalten. Die Kapitel 7.1 und 7.2 bleiben von dieser Ausnahme unberiihrt und sind jederzeit einzuhalten. Dem
Gebot der Risikostreuung ist weiterhin Folge zu leisten.

Aktive Anlagegrenzverstdsse:

Ein eingetretener Schaden, welcher aufgrund einer aktiven Verletzung der Anlagegrenzen/Anlagevorschriften entstan-
den ist, muss gemass jeweils gultigen Wohlverhaltensregeln dem OGAW unverziglich ersetzt werden.

7.4 Begrenzung der Kreditaufnahme sowie Verbot der Kreditgew&ahrung und Birgschaft

7.4.1  Eln Teilfondsvermdgen darf nicht verpfandet oder sonst belastet werden, zur Sicherung tbereignet oder zur
Sicherung abgetreten werden, es sei denn, es handelt sich um Kreditaufnahmen im Sinne der nachstehenden
Ziffer 7.4.2 oder um Sicherheitsleistungen im Rahmen der Abwicklung von Geschéften mit Finanzinstrumenten.

7.4.2  Die Kreditaufnahme durch einen Teilfonds ist auf voribergehende Kredite begrenzt, bei denen die Kreditauf-
nahme 10 % des Vermdgens des Teilfonds nicht Uberschreitet; die Grenze gilt nicht fur den Erwerb von Fremd-
wéahrungen durch ein "Back-to-back-Darlehen".

7.4.3 Ein Teilfonds darf weder Kredite gewahren noch Dritten als Biirge einstehen. Gegen diese Verbote verstos-
sende Abreden binden weder den Teilfonds noch die Anleger.

7.4.4  Ziffer 7.4.3 steht dem Erwerb von noch nicht voll eingezahlten Finanzinstrumenten nicht entgegen.

Der Teilfonds hat gegenuiber der Verwahrstelle keinen Anspruch auf die Einrfhumung des maximal zuléassigen Kreditrah-
mens. Die alleinige Entscheidung ob, auf welche Weise und in welcher Hohe ein Kredit ausgereicht wird, obliegt der Ver-
wahrstelle entsprechend deren Kredit- und Risikopolitik. Diese Politik kann sich unter Umstanden wahrend der Laufzeit
des Teilfonds andern.

7.5 Derivateinsatz, Techniken und Instrumente

Das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den Gesamtnettowert des jeweiligen Teilfondsvermégens nicht tiber-
schreiten. Die Verwaltungsgesellschaft darf als Teil der Anlagestrategie innerhalb der in Art. 53 UCITSG festgelegten
Grenzen Anlagen in Derivaten téatigen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen des Art. 54 UCITSG
nicht Uberschreitet. Bei der Berechnung dieses Risikos werden der Marktwert der Basiswerte, das Ausfallrisiko, kuinftige
Marktfluktuationen und die Liquidationsfrist der Positionen beriicksichtigt.

Sofern der Schutz der Anleger und das 6ffentliche Interesse nicht entgegenstehen, sind Anlagen des OGAW in indexba-
sierten Derivaten in Bezug auf die Obergrenzen des Art. 54 UCITSG nicht zu berlicksichtigen.

Der OGAW darf mit Genehmigung der FMA zur effizienten Verwaltung der Portfolios unter Einhaltung der Bestimmungen
des UCITSG Techniken und Instrumente einsetzen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben.
Diese Transaktionen mussen bei der Bestimmung des Gesamtrisikos mitberiicksichtigt werden.

7.6 Risikomanagementverfahren

Die Verwaltungsgesellschaft verwendet ein Basismodell zur Berechnung der Risiken aus den Anlageinstrumenten, ins-
besondere in Bezug auf derivative Finanzinstrumente, und verwendet hierbei allgemein anerkannte Berechnungsmetho-
den. Sie hat sicherzustellen, dass zu keinem Zeitpunkt das Risiko aus derivativen Finanzinstrumenten den Gesamtwert
des Portfolios Ubersteigt und insbesondere keine Positionen eingegangen werden, die ein flr das Vermégen unlimitiertes
Risiko darstellen. Bei der Bemessung des Gesamtrisikos missen sowohl sein Ausfallrisiko als auch die mit derivativen
Finanzinstrumenten erzielte Hebelwirkung beriicksichtigt werden. Kombinationen aus derivativen Finanzinstrumenten
und Wertpapieren mussen diese Vorschriften ebenfalls zu jedem Zeitpunkt erfillen.
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Die Verwaltungsgesellschaft kann sich fur den jeweiligen Teilfonds insbesondere folgender derivativen Finanzinstru-
mente, Techniken und Instrumente bedienen:

7.7 Derivative Finanzinstrumente

Die Verwaltungsgesellschaft darf fir die Teilfonds Derivatgeschéafte zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfo-
liosteuerung, die Erzielung von Zusatzertragen und als Teil der Anlagestrategie tatigen. Dadurch kann sich das Verlustri-
siko der Teilfonds zumindest zeitweise erhdhen.

Das mit derivativen Finanzinstrumenten verbundene Risiko darf 100 % des jeweiligen Nettoteilfondsvermdégens nicht
Uberschreiten. Dabei darf das Gesamtrisiko 200 % des jeweiligen Nettoteilfondsvermdgens nicht tiberschreiten. Bei einer
gemass UCITSG zulassigen Kreditaufnahme (Ziffer 7.4.2) darf das Gesamtrisiko insgesamt 210 % des jeweiligen Net-
toteilfondsvermogens nicht Ubersteigen.

Die Verwaltungsgesellschaft darf ausschliesslich die folgenden Grundformen von Derivaten oder Kombinationen aus
diesen Derivaten oder Kombinationen aus anderen Vermégensgegenstanden, die fiir die Teilfonds erworben werden
durfen, mit diesen Derivaten in den jeweiligen Teilfonds einsetzen:

7.7.1 Terminkontrakte auf Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Finanzindizes im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie
2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen;

7.7.2  Optionen oder Optionsscheine auf Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Finanzindizes im Sinne des Art.9 Abs. 1
der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen und auf Terminkontrakte nach Ziffer
7.7.1, wenn:

a) eine Ausiibung entweder wahrend der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit mdglich ist und;

b) der Optionswert ein Bruchteil oder ein Vielfaches der Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des
Basiswertes ist und null wird, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat.

7.7.3  Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

7.7.4  Optionen auf Swaps nach Ziffer 7.7.3, sofern sie die unter Ziffer 7.7.2 beschriebenen Eigenschaften aufweisen
(Swaptions);

7.7.5  Credit Default Swaps, sofern sie ausschliesslich und nachvollziehbar der Absicherung des Kreditrisikos von ge-
nau zuordenbaren Vermdgensgegenstanden des Teilfonds dienen.

Die vorstehenden Finanzinstrumente kdnnen selbststandiger Vermdgensgegenstand sein, aber auch Bestandteil von
Vermdgensgegenstanden.

Terminkontrakte

Die Verwaltungsgesellschaft darf flir Rechnung des Teilfonds im Rahmen der Anlagegrundsatze Terminkontrakte auf fiir
die Teilfonds erwerbbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sowie auf Finanzindizes im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der
Richtlinie 2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen abschliessen. Terminkontrakte sind fur beide Ver-
tragspartner unbedingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Falligkeitsdatum, oder in-
nerhalb eines bestimmten Zeitraumes eine bestimmte Menge eines bestimmten Basiswertes zu einem im Voraus be-
stimmten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen.

Optionsgeschafte

Die Verwaltungsgesellschaft darf fur Rechnung des Teilfonds im Rahmen der Anlagegrundsatze Kaufoptionen und Ver-
kaufsoptionen auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sowie auf Finanzindizes im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Richtli-
nie 2007/16/EG, Zinsséatze, Wechselkurse oder Wahrungen kaufen und verkaufen sowie mit Optionsscheinen handeln.
Optionsgeschafte beinhalten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Optionspramie) das Recht eingerdumt wird, wahrend
einer bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu einem von vornherein vereinbarten Preis (Basis-
preis) die Lieferung oder die Abnahme von Vermdégensgegenstéanden oder die Zahlung eines Differenzbetrags zu verlan-
gen oder auch entsprechende Optionsrechte zu erwerben. Die Optionen oder Optionsscheine miissen eine Ausiibung
wahrend der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit vorsehen. Zudem muss der Optionswert zum Ausiibungs-
zeitpunkt ein Bruchteil oder ein Vielfaches der Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswertes darstellen
und null werden, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat.
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Swaps

Die Verwaltungsgesellschaft darf fir Rechnung des Teilfonds im Rahmen der Anlagegrundséatze Zinsswaps, Wahrungss-
waps und Zins-Waéhrungsswaps abschliessen. Swaps sind Tauschvertrage, bei denen die dem Geschéft zugrunde lie-
genden Zahlungsstrome oder Risiken zwischen den Vertragspartnern ausgetauscht werden.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Fur Rechnung des Teilfonds dirfen nur solche Swaptions erworben werden, die
sich aus den oben beschriebenen Optionen und Swaps zusammensetzen. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die
Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsichtlich der Konditionen
genau spezifizierten Swap einzutreten. Im Ubrigen gelten die im Zusammenhang mit Optionsgeschaften dargestellten
Grundsatze.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermdglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen auf andere zu tber-
tragen. Im Gegenzug zur Ubernahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkéufer des Risikos eine Pramie an seinen
Vertragspartner. Die Verwaltungsgesellschaft darf fir den Teilfonds nur einfache, standardisierte Credit Default Swaps
erwerben, die zur Absicherung einzelner Kreditrisiken im Teilfonds eingesetzt werden. Im Ubrigen gelten die Ausfiihrun-
gen zu Swaps entsprechend.

In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente

Die Verwaltungsgesellschaft kann die vorstehend beschriebenen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn diese in Wert-
papieren verbrieft sind. Dabei kénnen die Geschéfte, die Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur teilweise
in Wertpapieren enthalten sein (z.B. Optionsanleihen). Die Aussagen zu Chancen und Risiken gelten fir solche verbrief-
ten Finanzinstrumente entsprechend, jedoch mit der Massgabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften Finanzinstrumen-
ten auf den Wert des Wertpapiers beschréankt ist.

OTC-Derivatgeschéafte

Die Verwaltungsgesellschaft darf sowohl Derivatgeschéfte tatigen, die an einer Bérse zum Handel zugelassen oder in
einen anderen organisierten Markt einbezogen sind, als auch sogenannte Over-the-counter-(OTC)-Geschéfte.

Derivatgeschéafte, die nicht zum Handel an einer Borse zugelassen oder in einen anderen organisierten Markt einbezo-
gen sind, darf die Verwaltungsgesellschaft nur mit geeigneten Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf
der Basis standardisierter Rahmenvertrage tatigen. Bei ausserbdrslich gehandelten Derivaten wird das Kontrahentenri-
siko bezuglich eines Vertragspartners auf 5 % des Wertes des Teilfondsvermogens beschrénkt. Ist der Vertragspartner
ein Kreditinstitut mit Sitz in der Europaischen Union, dem Europaischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat mit ver-
gleichbarem Aufsichtsniveau, so darf das Kontrahentenrisiko bis zu 10 % des Wertes des Teilfondsvermégens betragen.
Ausserbdrslich gehandelte Derivatgeschéfte, die mit einer zentralen Clearingstelle einer Borse oder eines anderen orga-
nisierten Marktes als Vertragspartner abgeschlossen werden, werden auf die Kontrahentengrenzen nicht angerechnet,
wenn die Derivate einer taglichen Bewertung zu Marktkursen mit taglichem Margin-Ausgleich unterliegen.

Anspriuche des Teilfondsvermdgens gegen einen Zwischenhéandler sind jedoch auf die Grenzen anzurechnen, auch
wenn das Derivat an einer Borse oder an einem anderen organisierten Markt gehandelt wird.

Die vorgenannten Techniken und Instrumente kénnen gegebenenfalls durch die Gesellschaft erweitert werden, wenn am
Markt andere, dem Anlageziel entsprechende, Instrumente angeboten werden, der der OGAW anwenden darf.
7.8 Wertschriftenleihe (Securities Lending)

Die Verwaltungsgesellschaft tatigt keine Wertpapierleihe.

7.9 Pensionsgeschéafte

Die Verwaltungsgesellschaft téatigt keine Pensionsgeschéfte.

7.10 Kreditaufnahme

Die Kreditaufnahme durch einen Teilfonds ist auf voriibergehende Kredite begrenzt, bei denen die Kreditaufnahme 10 %
des Vermogens des Teilfonds nicht tiberschreitet; die Grenze gilt nicht fir den Erwerb von Fremdwahrungen durch ein
"Back-to-back-Darlehen".

7.11 Sicherheitenpolitik und Anlage von Sicherheiten

Allgemeines
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Im Zusammenhang mit Geschéften in OTC-Finanzderivaten und effizienten Portfoliomanagement-Techniken kann die
Verwaltungsgesellschaft im Namen und fir Rechnung des Teilfonds Sicherheiten entgegennehmen, um dessen Gegen-
parteirisiko zu reduzieren. Entgegengenommene Sicherheiten sind fiir den Teilfonds bei der Verwahrstelle oder deren
Beauftragten zu hinterlegen. In diesem Abschnitt wird die von der Verwaltungsgesellschaft in diesen Fallen angewendete
Sicherheitenpolitik dargelegt. Alle von der Verwaltungsgesellschaft im Rahmen effizienter Portfoliomanagement-Techni-
ken (Wertpapierleihe, Wertpapierpensionsgeschéfte, umgekehrte Pensionsgeschéfte) im Namen und fiir Rechnung des
Teilfonds entgegengenommenen Vermogenswerte werden im Sinne dieses Abschnitts als Sicherheiten behandelt.

Zulassige Sicherheiten

Die Verwaltungsgesellschaft kann die von ihr entgegengenommenen Sicherheiten zur Reduzierung des Gegenparteirisi-
kos verwenden, falls sie die in den jeweils anwendbaren Gesetzen, Vorschriften und von der FMA herausgegebenen
Richtlinien dargelegten Kriterien einhalt, vor allem hinsichtlich Liquiditat, Bewertung, Bonitat des Emittenten, Korrelation,
Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung von Sicherheiten und Verwertbarkeit. Sicherheiten sollten vor allem die
folgenden Bedingungen erfillen:

Liquiditat
Jede nicht aus Barmitteln oder Sichteinlagen bestehende Sicherheit hat hoch liquide zu einem transparenten Preis zu sein
und hat auf einem geregelten Markt oder innerhalb eines multilateralen Handelssystems gehandelt zu werden. Zusétzlich

sind Sicherheiten mit einem kurzen Abrechnungszyklus gegeniber Sicherheiten mit langem Abrechnungszyklus zu bevor-
zugen, da sie schneller in Bargeld umgewandelt werden kénnen.

Bewertung

Der Wert der Sicherheiten muss zumindest bérsentéglich berechnet werden und hat immer aktuell zu sein. Die Unféhigkeit
der eigenstandigen Bestimmung des Werts gefahrdet den OGAW. Dies gilt auch fir “mark to model“-Bewertungen und
selten gehandelte Vermdgenswerte.

Bonitat

Der Emittent der Sicherheit weist eine hohe Bonitat auf. Liegt keine sehr hohe Bonitét vor, sind Bewertungsabschlage
(Haircuts) vorzunehmen. Im Falle starker Volatilitat des Wertes der Sicherheit ist diese nur dann zuldssig, wenn geeignete
konservative Haircuts zur Anwendung kommen.

Korrelation

Die Sicherheit ist nicht von der Gegenpartei oder von einem zum Konzern der Gegenpartei gehdrenden Unternehmen
ausgestellt, emittiert oder garantiert und weist keine hohe Korrelation mit der Entwicklung der Gegenpartei auf. Die Anleger
werden jedoch darauf hingewiesen, dass in einem schwierigen Marktumfeld die Korrelation zwischen unterschiedlichen
Emittenten unabhéngig von der Art des Wertpapiers erfahrungsgemass massiv zunimmt.

Diversifikation der Sicherheiten

Die erhaltenen Sicherheiten sind in Bezug auf Staaten, Markte sowie Emittenten ausreichend diversifiziert. Das Kriterium
ausreichender Diversifizierung im Hinblick auf die Emittenten-Konzentration gilt als erfillt, wenn der OGAW Sicherheiten
erhalt, bei denen das maximale Engagement gegentber einem einzelnen Emittenten 20% des Nettoinventarwerts des
OGAW nicht Ubersteigt. Im Falle von Sicherheiten aus mehreren Wertpapierleihgeschéaften, OTC-Derivatgeschéften und
Pensionsgeschéften, welche demselben Emittenten, Aussteller oder Garantiegeber zuzurechnen sind, ist das Gesamtri-
siko gegeniiber diesem Emittenten fir die Berechnung der Gesamtrisikogrenze zusammenzurechnen. Abweichend von
diesem Unterpunkt kdnnen OGAW vollstandig durch verschiedene Wertpapiere und Geldmarktinstrumente besichert wer-
den, die von einem EWR-Mitgliedstaat, einer oder mehrerer seiner Gebietskdrperschaften, einem Drittstaat oder einer
internationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein EWR-Mitgliedstaat angehort, begeben
oder garantiert werden. Diese OGAW sollten Wertpapiere halten, die im Rahmen von mindestens sechs verschiedenen
Emissionen begeben worden sind, wobei die Wertpapiere aus einer einzigen Emission 30% des Nettoinventarwerts des
OGAMW nicht Uiberschreiten sollten.

Der Fonds kann von diesen Regelungen im Einklang mit den weiter oben unter 7.3.5 — 7.3.7 stehenden Vorschriften
abweichen.

Verwahrung und Verwertung

Sofern das Eigentum an den Ubertragenen Sicherheiten auf die Verwaltungsgesellschaft fur den OGAW ubergegangen
ist, sind die erhaltenen Sicherheiten von der Verwahrstelle des OGAW zu verwahren. Andernfalls muss die Sicherheit von
einem Drittverwahrer gehalten werden, welcher der prudentiellen Aufsicht untersteht und unabhéngig vom Dienstleister ist
oder rechtlich gegen den Ausfall der verbundenen Partei abgesichert ist.
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Es muss sichergestellt werden, dass der OGAW die Sicherheit jederzeit unverziiglich ohne Bezugnahme oder Zustimmung
der Gegenpartei verwerten kann.

Anlage der Sicherheiten

Sicherheiten, mit Ausnahme von Sichteinlagen (flissigen Mitteln), dirfen nicht verkauft, reinvestiert oder verpfandet wer-
den.

Sicherheiten, welche aus flissigen Mitteln (Sichteinlagen und kiindbare Einlagen) bestehen, sind ausschliesslich auf eine
der folgenden Arten zu verwenden:

e Anlage in Sichteinlagen gemass Art. 51 Abs. 1 Bst. d UCITSG mit einer Laufzeit von hdchstens zwolf Monaten
bei Kreditinstituten, welche ihren Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem Drittstaat haben, dessen Aufsichts-
recht dem des EWR gleichwertig ist;

e von Staaten begebene Schuldverschreibungen mit hoher Bonitét;

e Anlagen im Rahmen eines Pensionsgeschéftes im Sinne von Art. 70 UCITSV, sofern es sich bei der Gegenpartei
des Pensionsgeschéfts um ein Kreditinstitut handelt, welches seinen Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem
Drittstaat hat, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR gleichwertig ist;

e Anlagen in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur geméass ESMA/2014/937 Ziff. 43 Bst. j.

Die Wiederanlage von Sichteinlagen und kiindbaren Einlagen hat den Bestimmungen hinsichtlich der Risikostreuung von
unbaren Sicherheiten zu entsprechen.

Zur Bewertung des Wertes von Sicherheiten, welche einem nicht vernachlassigbaren Schwankungsrisiko ausgesetzt sind,
muss der OGAW vorsichtige Kursabschlagssatze anwenden. Die Verwaltungsgesellschaft hat fiir den OGAW Uber eine
Bewertungsabschlagspolitik (Haircut-Strategie) fir jede als Sicherheit erhaltene Vermdgensart zu verfligen und die Eigen-
schaften der Vermdgenswerte, wie insbesondere die Kreditwurdigkeit sowie die Preisvolatilitat der jeweiligen Vermdgens-
gegenstande, sowie die Ergebnisse der durchgefiihrten Stresstests zu berlicksichtigen. Die Bewertungsabschlagspolitik
ist zu dokumentieren und hat hinsichtlich der jeweiligen Arten der Vermdgensgegensténde jede Entscheidung, einen Be-
wertungsabschlag anzuwenden oder davon Abstand zu nehmen, nachvollziehbar zu machen.

Hbhe der Sicherheiten

Die Verwaltungsgesellschaft bestimmt die erforderliche Héhe der Sicherheiten fur Geschéafte mit OTC-Derivaten und fiir
effiziente Portfoliomanagement-Techniken durch Bezugnahme auf die laut Verkaufsprospekt geltenden Limits fur Gegen-
parteirisiken und unter Berlicksichtigung der Art und der Merkmale der Transaktionen, der Kreditwirdigkeit und der Iden-
titat der Gegenparteien sowie der vorherrschenden Marktbedingungen.

Regeln fir Haircuts

Sicherheiten werden téglich anhand der verfligbaren Marktpreise und unter Berlicksichtigung angemessen konservativer
Abschlage (Haircuts) bewertet, die die Verwaltungsgesellschaft fiir jede Anlageklasse auf der Grundlage ihrer Regeln fiir
Haircuts bestimmt. Je nach Art der entgegengenommenen Sicherheiten tragen diese Regeln diversen Faktoren Rechnung,
wie beispielsweise der Kreditwirdigkeit des Emittenten, der Laufzeit, der Wahrung, der Preisvolatilitat der Vermégenswerte
und ggf. dem Ergebnis von Liquiditats-Stresstests, die die Anlagegesellschaft unter normalen und aussergewdhnlichen
Liquiditatsbedingungen durchgefiihrt hat. In der unten stehenden Tabelle sind die Haircuts, die die Verwaltungsgesell-
schaft zum Tag dieses Prospekts flir angemessen halt, aufgefiihrt. Diese Werte kénnen sich jeweils andern.

Bewertungs-
Sicherungsinstrument multiplikator (%)
Bargeld (in Referenzwéhrung des Teilfonds) 95
Bargeld (nicht in Referenzwéhrung des Teilfonds) 85

Staatsanleihen (Schuldverschreibungen, die von den folgenden Landern begeben oder ausdriicklich garantiert
wurden (beinhaltet beispielsweise keine implizit garantierten Verbindlichkeiten): Osterreich, Belgien, Dane-
mark, Frankreich, Deutschland, die Niederlande, Schweden, das Vereinigte Konigreich und die USA, sofern
diese Lander jeweils ein Mindest-Rating von AA-/Aa3 aufweisen und solche Schuldverschreibungen taglich zu
Marktpreisen bewertet werden kénnen (mark to market).)

Laufzeit <1 Jahr 90
Laufzeit > 1 Jahr und Restlaufzeit <5 Jahre 85
Laufzeit > 5 Jahre und Restlaufzeit < 10 Jahre 80
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Bewertungs-
Sicherungsinstrument multiplikator (%)

Unternehmenstitel (Schuldverschreibungen, die von einem Unternehmen (mit Ausnahme von Finanzinstituten)
begeben oder ausdriicklich garantiert wurden und (i) iber ein Mindestrating von AA-/Aa3 verfiigen, (ii) mit einer
Restlaufzeit von maximal 10 Jahren ausgestattet sind und (jii) auf USD, EUR oder GBP lauten)

Laufzeit <1 Jahr 90
Laufzeit > 1 Jahr und Restlaufzeit <5 Jahre 85
Laufzeit > 5 Jahre und Restlaufzeit < 10 Jahre 80

Total Return Swaps

Total Return Swaps diirfen fir den OGAW getatigt werden. Total Return Swaps sind Derivate, bei denen samtliche Ertrage
und Wertschwankungen eines Basiswerts gegen eine vereinbarte feste Zinszahlung getauscht werden. Ein Vertrags-
partner, der Sicherungsnehmer, transferiert damit das gesamte Kredit- und Marktrisiko aus dem Basiswert auf den anderen
Vertragspartner, den Sicherungsgeber. Im Gegenzug zahlt der Sicherungsnehmer eine Pramie an den Sicherungsgeber.
Die Verwaltungsgesellschaft darf fir den OGAW Total Return Swaps zu Absicherungszwecken und als Teil der Anlage-
strategie tatigen. Grundsétzlich kénnen alle fir den OGAW erwerbbaren Vermégensgegenstéande Gegenstand von Total
Return Swaps sein. Es durfen bis zu 100 Prozent des Fondsvermégens Gegenstand solcher Geschéfte sein. Die Verwal-
tungsgesellschaft erwartet, dass im Einzelfall nicht mehr als 50 Prozent des Fondsvermdgens Gegenstand von Total Re-
turn Swaps sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall Giberschritten werden kann. Die Ertrage
aus Total Return Swaps fliessen — nach Abzug der Transaktionskosten — vollstdndig dem OGAW zu.

Die Vertragspartner fiir Total Return Swaps werden nach folgenden Kriterien ausgewahlt:

- Preis des Finanzinstruments,

- Kosten der Auftragsausfiihrung,

- Geschwindigkeit der Ausfiihrung,

- Wahrscheinlichkeit der Ausfiihrung bzw. Abwicklung,

- Umfang und Art der Order,

- Zeitpunkt der Order,

- Sonstige, die Ausfuihrung der Order beeinflussende Faktoren (u.a. Bonitat des Kontrahenten)

Die Kriterien kénnen in Abhangigkeit von der Art des Handelsauftrags unterschiedlich gewichtet werden.

7.12 Verwendung von Benchmarks

Die ESMA fiihrt in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europaischen Parlaments ein Referenzwert-
Verzeichnis ("Benchmark-Register"). Beaufsichtigte Unternehmen (wie Verwaltungsgesellschaften / AIFM) kdénnen Refe-
renzwerte ("Benchmarks") im Sinne der Referenzwert-Verordnung ("Benchmark-Verordnung"), im EWR verwenden, so-
fern der Benchmark von einem registrierten im Benchmark-Register eingetragenen Administrator bereitgestellt wird oder
als Drittstaaten-Benchmark im Benchmark-Register eingetragen ist.

Benchmarks kdénnen von einigen Fonds auch zu Vergleichszwecken oder als Bezugspunkt verwendet werden, an wel-
chem die Wertentwicklung eines Fonds gemessen werden kann, aber die Fonds kénnen die Wertpapiere, in die sie in-
vestieren, dennoch frei und unabhéngig wéhlen. Da die Fonds aktiv verwaltet und die Anlageentscheidungen nach Er-
messen des Investmentmanagers getroffen werden, kénnen die tatséchlichen Bestande und die Fondsperformance we-
sentlich von derjenigen der Benchmark(s) abweichen. Der Vergleichsindex kann sich im Laufe der Zeit &ndern. In die-
sem Fall werden die konstituierenden Dokumente bei der nachsten Gelegenheit aktualisiert.

Die Verwaltungsgesellschaft tibernimmt in Bezug auf einen Vergleichsindex keine Haftung fir Qualitét, Richtigkeit oder
Vollstandigkeit der Daten des Vergleichsindex. Des Weiteren wird keine Haftung dafir ibernommen, dass der jeweilige
Vergleichsindex in Ubereinstimmung mit den beschriebenen Indexmethode verwaltet wird.

Die Verwaltungsgesellschaft hat einen schriftlichen Plan mit Massnahmen erstellt, die sie hinsichtlich des Fonds ergreifen
wird, falls sich der Index erheblich &ndert oder nicht mehr bereitgestellt wird. Informationen in Bezug auf diesen Plan sind
auf Anfrage kostenlos am eingetragenen Sitz der Verwaltungsgesellschaft erhéltlich.

Die Verwendung der Benchmark des Fonds befindet sich im Anhang A "Teilfonds im Uberblick".
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7.13 Anlagen in Anteile an anderen OGAW oder an anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fir
gemeinsame Anlagen

Ein Teilfonds darf geméass seiner speziellen Anlagepolitik sein Vermdgen in anderen OGAW oder an anderen mit einem
OGAW vergleichbaren Organismen fiir gemeinsame Anlagen investieren. Diese anderen Organismen flir gemeinsame
Anlagen dirfen nach ihrem Prospekt bzw. ihren konstituierenden Dokumenten hochstens bis zu 10% ihres Vermégens in
Anteilen eines anderen OGAW oder eines anderen vergleichbaren Organismus flir gemeinsame Anlagen investieren.
Die Anlagegrenzen gemass Ziffer 7.3 sind zu beachten, wobei der jeweilige Teilfonds keinesfalls mehr als 49% seines
Teilfondsvermégens in die vorgenannten OGAW investieren darf. Die Teilfonds weisen demnach keine Dachfondsstruk-
tur auf.

Die Anleger werden darauf aufmerksam gemacht, dass auf Stufe der indirekten Anlagen zusatzliche indirekte Kosten
und Gebuhren anfallen sowie Vergutungen und Honorare verrechnet werden, die jedoch direkt den einzelnen indirekten
Anlagen belastet werden.

Werden Anteile unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft des OGAW oder von einer Gesellschaft ver-
waltet, mit der die Verwaltungsgesellschaft des OGAW durch eine gemeinsame Verwaltung, Kontrolle oder qualifizierte
Beteiligung verbunden ist, diirfen weder die Verwaltungsgesellschaft des OGAW noch die andere Gesellschaft fiir die
Anteilsausgabe oder -riicknahme an den oder von dem OGAW Gebiihren berechnen.

8 Risikohinweise

8.1 Teilfondsspezifische Risiken

Die Wertentwicklung der Anteile ist von der Anlagepolitik sowie von der Marktentwicklung der einzelnen Anlagen des
jeweiligen Teilfonds abh&ngig und kann nicht im Voraus festgelegt werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu-
weisen, dass der Wert der Anteile gegenliber dem Ausgabepreis jederzeit steigen oder fallen kann. Es kann nicht garan-
tiert werden, dass der Anleger sein investiertes Kapital zurtickerhalt.

Die teilfondsspezifischen Risiken der einzelnen Teilfonds befinden sich im Anhang A "Teilfonds im Uberblick®.

8.2 Allgemeine Risiken
Zusétzlich zu den teilfondsspezifischen Risiken kénnen die Anlagen des OGAW allgemeinen Risiken unterliegen.

Alle Anlagen in die Teilfonds sind mit Risiken verbunden. Die Risiken kénnen u. a. Aktien- und Anleihensmarktrisiken,
Wechselkurs-, Zinsénderungs-, Kredit- und Volatilitatsrisiken sowie politische Risiken umfassen bzw. damit verbunden
sein. Jedes dieser Risiken kann auch zusammen mit anderen Risiken auftreten. Auf einige dieser Risiken wird in diesem
Abschnitt kurz eingegangen. Es gilt jedoch zu beachten, dass dies keine abschliessende Auflistung aller méglichen Risi-
ken ist.

Potenzielle Anleger sollten sich Uber die mit einer Anlage in die Anteile verbundenen Risiken im Klaren sein und erst
dann eine Anlageentscheidung treffen, wenn sie sich von ihren Rechts-, Steuer- und Finanzberatern, Wirtschaftspriifern
oder sonstigen Experten umfassend Uber die Eignung einer Anlage in Anteile eines Teilfonds unter Berilicksichtigung
ihrer personlichen Finanz- und Steuersituation und sonstiger Umstande, die im vorliegenden Prospekt und Fondsvertrag
enthaltenen Informationen und die Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds haben beraten lassen.

Risiken aus derivativen Finanzinstrumenten

Der OGAW bzw. die Teilfonds dirfen derivative Finanzinstrumente einsetzen. Diese kdnnen nicht nur zur Absicherung
genutzt werden, sondern kdnnen einen Teil der Anlagestrategie darstellen. Der Einsatz von derivativen Finanzinstrumen-
ten zu Absicherungszwecken kann durch entsprechend geringere Chancen und Risiken das allgemeine Risikoprofil ver-
andern. Der Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten zu Anlagezwecken kann sich durch zusatzliche Chancen und
Risiken auf das allgemeine Risikoprofil auswirken.

Derivate Finanzinstrumente sind keine eigenstandigen Anlageinstrumente, sondern es handelt sich um Rechte, deren
Bewertung vornehmlich aus dem Preis und den Preisschwankungen und -erwartungen eines zu Grunde liegenden Ba-
sisinstruments abgeleitet ist. Anlagen in Derivaten unterliegen dem allgemeinen Marktrisiko, dem Managementrisiko,
dem Kredit- und dem Liquiditatsrisiko.

Bedingt durch spezielle Ausstattungen der derivativen Finanzinstrumente kénnen die erwéhnten Risiken jedoch anders-
geartet sein und teilweise hoher ausfallen als Risiken bei einer Anlage in die Basisinstrumente.

Deshalb erfordert der Einsatz von Derivaten nicht nur ein Verstandnis des Basisinstruments, sondern auch fundierte
Kenntnisse der Derivate selbst.
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Derivative Finanzinstrumente bergen auch das Risiko, dass dem OGAW bzw. dem entsprechenden Teilfonds ein Verlust
entsteht, weil eine andere an dem derivativen Finanzinstrument beteiligte Partei (in der Regel eine "Gegenpartei®) ihre
Verpflichtungen nicht einhalt.

Das Kreditrisiko fur Derivate, die an einer Bérse gehandelt werden, ist im Allgemeinen geringer als das Risiko bei aus-
serbdrslich gehandelten Derivaten, da die Clearingstelle, die als Emittent oder Gegenpartei jedes an der Bérse gehan-
delten Derivats auftritt, eine Abwicklungsgarantie tbernimmt. Zur Reduzierung des Gesamtausfallrisikos wird diese Ga-
rantie durch ein von der Clearingstelle unterhaltenes tagliches Zahlungssystem, in welchem die zur Deckung erforderli-
chen Vermdgenswerte berechnet werden, unterstiitzt. Fir ausserbérslich gehandelte Derivate gibt es keine vergleich-
bare Garantie der Clearingstelle, und der OGAW muss die Bonitat jeder Gegenpartei eines ausserborslich gehandelten
Derivats bei der Bewertung des potentiellen Kreditrisikos mit einbeziehen.

Es bestehen zudem Liquiditatsrisiken, da bestimmte Instrumente schwierig zu kaufen oder zu verkaufen sein kdnnen.
Wenn Derivattransaktionen besonders gross sind, oder wenn der entsprechende Markt illiquid ist (wie es bei ausserbors-
lich gehandelten Derivaten der Fall sein kann), kdnnen Transaktionen unter Umstanden nicht jederzeit vollstandig durch-
gefiihrt oder eine Position nur mit erhéhten Kosten liquidiert werden.

Weitere Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz von Derivaten liegen in falscher Kursbestimmung oder Bewertung
von Derivaten. Zudem besteht die Mdglichkeit, dass Derivate mit den ihnen zu Grunde liegenden Vermdgenswerten,
Zinssatzen und Indizes nicht vollstandig korrelieren. Viele Derivate sind komplex und oft subjektiv bewertet. Unangemes-
sene Bewertungen kénnen zu erhdhten Barzahlungsforderungen von Gegenparteien oder zu einem Wertverlust fiir den
jeweiligen Teilfonds fihren. Derivate stehen nicht immer in einem direkten oder parallelen Verhaltnis zum Wert der Ver-
mdgenswerte, Zinssatze oder Indizes von denen sie abgeleitet sind. Daher stellt der Einsatz von Derivaten durch den
jeweiligen Teilfonds nicht immer ein wirksames Mittel zur Erreichung des Anlagezieles des jeweiligen Teilfonds dar, son-
dern kann manchmal sogar gegenteilige Auswirkungen hervorrufen.

Risiko aus dem Collateral Management im Zusammenhang mit OTC-Finanzderivaten und effizienten Portfolio-
management-Techniken

Fuhrt der OGAW bzw. der Teilfonds ausserborsliche Transaktionen (OTC-Geschéfte) durch, so kann er dadurch Risiken
im Zusammenhang mit der Kreditwirdigkeit der OTC-Gegenparteien ausgesetzt sein: bei Abschluss von Terminkontrak-
ten, Optionen und Swap-Transaktionen oder Verwendung sonstiger derivativer Techniken unterliegt der OGAW bzw. der
Teilfonds dem Risiko, dass eine OTC-Gegenpartei ihren Verpflichtungen aus einem bestimmten oder mehreren Vertra-
gen nicht nachkommt (bzw. nicht nachkommen kann). Das Kontrahentenrisiko kann durch die Hinterlegung einer Sicher-
heit verringert werden. Falls der OGAW bzw. der Teilfonds eine Sicherheit geméss geltenden Vereinbarungen geschul-
det wird, so wird diese von der oder fur die Verwahrstelle zugunsten des jeweiligen Teilfonds verwahrt. Konkurs- und
Insolvenzfélle bzw. sonstige Kreditausfallereignisse bei der Verwahrstelle oder innerhalb ihres Unterverwahrstellen /Kor-
respondenzbanknetzwerks kénnen dazu fuhren, dass die Rechte des OGAW in Verbindung mit der Sicherheit verscho-
ben oder in anderer Weise eingeschrankt werden. Falls der OGAW bzw. der Teilfonds der OTC-Gegenpartei gemass
geltenden Vereinbarungen eine Sicherheit schuldet, so ist eine solche Sicherheit wie zwischen dem OGAW und der
OTC-Gegenpartei vereinbart, auf die OTC-Gegenpartei zu Ubertragen. Konkurs- und Insolvenzfalle bzw. sonstige Kredit-
ausfallereignisse bei der OTC-Gegenpartei, der Verwahrstelle oder innerhalb ihres Unterverwahrstellen-/Korrespondenz-
banknetzwerks kénnen dazu fuhren, dass die Rechte oder die Anerkennung des OGAW in Bezug auf die Sicherheit ver-
zbgert, eingeschréankt oder sogar ausgeschlossen werden, wodurch der OGAW dazu gezwungen ware, seinen Verpflich-
tungen im Rahmen der OTC-Transaktion ungeachtet etwaiger Sicherheiten, die im Vorhinein zur Deckung einer solchen
Verpflichtung gestellt wurden, nachzukommen.

Das mit der Verwaltung der Sicherheiten verbundene Risiko, wie insbesondere das operationelle oder rechtliche Risiko,
wird durch das fur den OGAW angewendete Risikomanagement ermittelt, gesteuert und gemindert.

Der OGAW kann das Gegenparteienrisiko ausser Acht lassen, sofern der Wert der Sicherheit, bewertet zum Marktpreis
und unter Bezugnahme der geeigneten Abschlége, den Betrag des Risikos zu jeder Zeit Uibersteigt.

Einem OGAW kdnnen bei der Anlage der von ihm entgegengenommenen Barsicherheiten Verluste entstehen. Ein sol-
cher Verlust kann durch einen Wertverlust der mit den entgegengenommenen Barsicherheiten getéatigten Anlage entste-
hen. Sinkt der Wert der angelegten Barsicherheiten, so reduziert dies den Betrag der Sicherheiten, die dem OGAW bei
Abschluss des Geschéfts fir die Riickgabe an die Gegenpartei zur Verfiigung standen. Der OGAW misste den wert-
massigen Unterschiedsbetrag zwischen den urspriinglich erhaltenen Sicherheiten und dem fur die Rickgabe an den
Kontrahenten zur Verfiigung stehenden Betrag abdecken, wodurch dem OGAW ein Verlust entstehen wirde.

Emittentenrisiko (Bonitatsrisiko)

Die Verschlechterung der Zahlungsféhigkeit oder gar der Konkurs eines Emittenten kénnen einen mindestens teilweisen
Verlust des Vermdgens bedeuten.
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Gegenparteienrisiko

Das Risiko besteht darin, dass die Erfillung von Geschéften, welche fiir Rechnung des Vermdgens abgeschlossen wer-
den, durch Liquiditatsschwierigkeiten oder Konkurs der entsprechenden Gegenpartei gefahrdet ist.

Geldwertrisiko

Die Inflation kann den Wert der Anlagen des Vermdgens mindern. Die Kaufkraft des investierten Kapitals sinkt, wenn die
Inflationsrate hoher ist als der Ertrag, den die Anlagen abwerfen.

Konjunkturrisiko

Es handelt sich dabei um die Gefahr von Kursverlusten, die dadurch entstehen, dass bei der Anlageentscheidung die
Konjunkturentwicklung nicht oder nicht zutreffend beriicksichtigt und dadurch Wertpapieranlagen zum falschen Zeitpunkt
getatigt oder Wertpapiere in einer ungiinstigen Konjunkturphase gehalten werden.

Lander- oder Transferrisiko

Vom Landerrisiko spricht man, wenn ein auslandischer Schuldner trotz Zahlungsféhigkeit aufgrund fehlender Transferfa-
higkeit oder -bereitschaft seines Sitzlandes Leistungen nicht fristgerecht oder tberhaupt nicht erbringen kann (z.B. auf-
grund von Devisenbeschrankungen, Transferrisiken, Moratorien oder Embargos). So kdnnen z.B. Zahlungen, auf die der
Teilfonds Anspruch hat, ausbleiben, oder in einer Wahrung erfolgen, die aufgrund von Devisenbeschréankungen nicht
mehr konvertierbar ist.

Operationelles Risiko

Operationelles Risiko ist das Verlustrisiko fir den OGAW, das aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus
menschlichem oder Systemversagen bei der Verwaltungsgesellschaft oder aus externen Ereignissen resultiert und
Rechts-, Dokumentations- und Reputationsrisiken sowie Risiken einschliesst, die aus den fir den OGAW betriebenen
Handels-, Abrechnungs- und Bewertungsverfahren resultieren.

Abwicklungsrisiko

Insbesondere bei der Investition in nicht notierte Wertpapiere besteht das Risiko, dass die Abwicklung durch ein Trans-
fersystem aufgrund einer verzdgerten oder nicht vereinbarungsgemassen Zahlung oder Lieferung nicht erwartungsge-
mass ausgefuhrt wird.

Liquiditatsrisiko
Fir den OGAW bzw. den Teilfonds dirfen auch Vermdgensgegenstande erworben werden, die nicht an einer Borse zu-
gelassen oder in einen anderen organisierten Markt einbezogen sind. Der Erwerb derartiger Vermégensgegenstande ist

mit der Gefahr verbunden, dass es insbesondere zu Problemen bei der Weiterverausserung der Vermdgensgegen-
stande an Dritte kommen kann.

Bei Titeln kleinerer Gesellschaften (Nebenwerte) besteht das Risiko, dass der Markt phasenweise nicht liquid ist. Dies
kann zur Folge haben, dass Titel nicht zum gewtlinschten Zeitpunkt und/oder nicht in der gewiinschten Menge und/oder
nicht zum erhofften Preis gehandelt werden kénnen.

Auch bei Vermdgensgegenstanden, die an einem organisierten Markt gehandelt werden, kann das Risiko bestehen,
dass der Markt phasenweise nicht liquid ist. Dies kann zur Folge haben, dass die Vermégensgegenstande nicht zum
gewilinschten Zeitpunkt und/oder nicht in der gewiinschten Menge und/oder nicht zum erhofften Preis verausserbar sind.

Mogliches Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das UCITSG und den im Fondsvertrag vorgegebenen Anlagegrundsatze und -grenzen, die
fur den OGAW bzw. den Teilfonds einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsachliche Anlagepolitik auch darauf
ausgerichtet sein, schwerpunktméssig Vermdgensgegenstande z.B. nur weniger Branchen, Méarkte oder Regionen/Lan-
der zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit besonderen Chancen verbunden
sein, denen aber auch entsprechende Risiken (z.B. Marktenge, hohe Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Konjunk-
turzyklen) gegeniiberstehen. Uber den Inhalt der Anlagepolitik informiert der Jahresbericht nachtréaglich fiir das abgelau-
fene Geschéftsjahr.

Konzentrationsrisiko

Weitere Risiken kdnnen dadurch entstehen, dass eine Konzentration der Anlagen in bestimmte Vermdgensgegenstande
oder Markte erfolgt. Dann ist der Teilfonds von der Entwicklung dieser Vermdgensgegenstande oder Mérkte besonders
stark abhéangig.
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Marktrisiko

Dieses ist ein allgemeines, mit allen Anlagen verbundenes Risiko, das darin besteht, dass sich der Wert einer bestimm-
ten Anlage moglicherweise gegen die Interessen des OGAW veréndert.

Kursrisiko

Es kénnen Wertverluste der Anlagen, in die der OGAW bzw. der Teilfonds investiert, auftreten. Hierbei entwickelt sich der
Marktwert der Anlagen nachteilig gegeniiber dem Einstandspreis. Ebenso sind Anlagen unterschiedlichen Kursschwan-
kungen (Volatilitat) ausgesetzt. Im Extremfall kann der vollstandige Wertverlust der entsprechenden Anlagen drohen.

Psychologisches Marktrisiko

Stimmungen, Meinungen und Geriichte kénnen einen bedeutenden Kursriickgang verursachen, obwohl sich die Ertrags-
lage und die Zukunftsaussichten der Unternehmen, in welche investiert wird, nicht nachhaltig verandert haben miissen.
Das psychologische Marktrisiko wirkt sich besonders auf Aktien aus.

Settlement Risiko

Es handelt sich dabei um das Verlustrisiko des Teilfonds, weil ein abgeschlossenes Geschéft nicht wie erwartet erfillt
wird, da eine Gegenpartei nicht zahlt oder liefert, oder dass Verluste aufgrund von Fehlern im operationalen Bereich im
Rahmen der Abwicklung eines Geschafts auftreten kénnen.

Rechtliches und steuerliches Risiko

Das Kaufen, Halten oder Verkaufen von Anlagen des jeweiligen Teilfonds kann steuergesetzlichen Vorschriften (z. B.
Quellensteuerabzug) ausserhalb des Domizillandes des OGAW bzw. des Teilfonds unterliegen. Ferner kann sich die
rechtliche und steuerliche Behandlung von Teilfonds in unabsehbarer und nicht beeinflussbarer Weise dndern. Eine An-
derung fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen des OGAW bzw. des Teilfonds fur vorangegangene Geschafts-
jahre (z.B. aufgrund von steuerlichen Aussenpriifungen) kann fir den Fall einer fur den Anleger steuerlich grundsatzlich
nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur fiir vorangegangene Ge-
schéftsjahre zutragen hat, obwohl er unter Umstanden zu diesem Zeitpunkt nicht in dem OGAW bzw. dem Teilfonds in-
vestiert war. Umgekehrt kann fir den Anleger der Fall eintreten, dass ihm eine steuerlich grundsatzlich vorteilhafte Kor-
rektur fir das aktuelle und fiir vorangegangene Geschéftsjahre, in denen er an dem OGAW bzw. dem Teilfonds beteiligt
war, durch die Riickgabe oder Verdusserung der Anteile vor Umsetzung der entsprechenden Korrektur nicht mehr zu-
gutekommt. Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu fiihren, dass steuerpflichtige Ertradge bzw. steuerliche
Vorteile in einem anderen als eigentlich zutreffenden Veranlagungszeitraum tatséchlich steuerlich veranlagt werden und
sich dies beim einzelnen Anleger negativ auswirkt.

Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insolvenz oder Sorgfalts-
pflichtverletzungen des Verwahrers bzw. héherer Gewalt resultieren kann.

Unternehmerrisiko

Anlagen in Aktien stellen eine direkte Beteiligung am wirtschaftlichen Erfolg bzw. Misserfolg eines Unternehmens dar. Im
Extremfall — bei einem Konkurs — kann dies den vollstdndigen Wertverlust der entsprechenden Anlagen bedeuten.

Wahrungsrisiko

Halt der Teilfonds Vermdgenswerte, die auf Fremdwahrung(en) lauten, so ist es (soweit Fremdwahrungspositionen nicht
abgesichert werden) einem direkten Wahrungsrisiko ausgesetzt. Sinkende Devisenkurse fuhren zu einer Wertminderung
der Fremdwahrungsanlagen. Im umgekehrten Fall bietet der Devisenmarkt auch Chancen auf Gewinne. Neben den di-
rekten bestehen auch indirekte Wahrungsrisiken. International tatige Unternehmen sind mehr oder weniger stark von der
Wechselkursentwicklung abhéngig, was sich indirekt auch auf die Kursentwicklung von Anlagen auswirken kann.

Anderung der Anlagepolitik und Gebiihren

Durch eine Anderung der Anlagepolitik innerhalb des gesetzlich und vertraglich zulassigen Anlagespektrums kann sich
das mit dem Teilfonds verbundene Risiko inhaltlich ver&ndern. Die Verwaltungsgesellschaft kann die Anlagepolitik des
Teilfonds innerhalb des geltenden Fondsvertrages durch eine Anderung des Prospekts und des Fondsvertrages inklu-
sive Anhang A jederzeit und wesentlich &ndern.

Anderung des Fondsvertrages

Die Verwaltungsgesellschaft behélt sich in dem Fondsvertrag das Recht vor, die Fondsvertragsbedingungen zu &ndern.
Ferner ist es ihr geméss dem Fondsvertrag méglich, den Teilfonds ganz aufzulésen, oder ihn mit einem anderen Teil-
fonds zu verschmelzen. Fir den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht reali-
sieren kann.
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Risiko der Ricknahmeaussetzung

Die Anleger kdnnen grundsétzlich von der Verwaltungsgesellschaft die Ricknahme ihrer Anteile geméass Bewer-
tungsintervall des Teilfonds verlangen. Die Verwaltungsgesellschaft kann die Ricknahme der Anteile jedoch bei
Vorliegen aussergewdhnlicher Umstéande zeitweilig aussetzen, und die Anteile erst spater zu dem dann giltigen
Preis zuricknehmen (siehe hierzu im Einzelnen "Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes und der
Ausgabe, der Riicknahme und des Umtausches von Anteilen®). Dieser Preis kann niedriger liegen als derjenige
vor Aussetzung der Ricknahme.

Schllusselpersonenrisiko

Teilfonds, deren Anlageergebnis in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv ausfallt, haben diesen Erfolg auch der Eig-
nung der handelnden Personen und damit den richtigen Entscheidungen ihres Managements zu verdanken. Die perso-
nelle Zusammensetzung des Fondsmanagements kann sich jedoch verédndern. Neue Entscheidungstrager kbnnen dann
mdglicherweise weniger erfolgreich agieren.

Zinsanderungsrisiko

Soweit der Teilfonds in verzinsliche Wertpapiere investiert, ist es einem Zinsénderungsrisiko ausgesetzt. Steigt das
Marktzinsniveau, kann der Kurswert der zum Vermdgen gehdrenden verzinslichen Wertpapiere erheblich sinken. Dies
gilt in erhdhtem Masse, soweit das Vermdgen auch verzinsliche Wertpapiere mit langerer Restlaufzeit und niedrigerer
Nominalverzinsung hélt.

Risiken bei der Verwendung von Benchmarks

Sofern ein Vergleichsindex verwendet wird, muss bei Anderung des Benchmarks oder wenn der Indexanbieter der Bench-
mark-Verordnung nicht nachkommt, ein geeigneter alternativer Benchmark identifiziert werden. In gewissen Féallen kann
sich dies als schwierig oder unmdglich herausstellen. Kann ein geeigneter Ersatz-Benchmark nicht identifiziert werden, so
kann sich dies negativ auf den massgeblichen Teilfonds auswirken. Durch die Befolgung der Benchmark-Verordnung koén-
nen dem betreffenden Teilfonds darlber hinaus zusatzliche Kosten entstehen.

Nachhaltigkeitsrisiken

Unter dem Begriff ,Nachhaltigkeitsrisiken“ wird das Risiko von einem tatsachlichen oder potentiellen Wertverlust einer
Anlage aufgrund des Eintretens von 6kologischen, sozialen oder unternehmensfiihrungsspezifischen Ereignissen (ESG
= Environment/Social/Governance) verstanden. Die Verwaltungsgesellschaft bezieht Nachhaltigkeitsrisiken gemass ihrer
Unternehmensstrategie in ihre Investitionsentscheidungen ein.

Deren Bewertung zeigt keine relevanten Auswirkungen auf die Rendite, weil aufgrund der breiten Diversifikation und der
in der Vergangenheit erzielten Wertentwicklung nicht von einem relevanten Impact auf das Gesamtportfolio auszugehen
ist, obgleich natrlich die Wertentwicklung in der Vergangenheit keine Aussagekraft fir die Zukunft hat.

Hedgingrisiko

Anteilsklassen, deren Referenzwéhrung nicht der Portfoliowdhrung entspricht, kénnen gegen Wechselkursschwankungen
abgesichert werden (Hedging). Dadurch sollen die Anleger der jeweiligen Anteilsklasse weitestgehend gegen mdgliche
Verluste aufgrund von negativen Wechselkursentwicklungen abgesichert werden, sie kdnnen jedoch gleichzeitig von po-
sitiven Wechselkursentwicklungen nicht in vollem Umfang profitieren. Aufgrund von Schwankungen des im Portfolio ab-
gesicherten Volumens sowie laufenden Zeichnungen und Ricknahmen ist es nicht immer moglich, Absicherungen im
exakt gleichen Umfang zu halten wie der Nettoinventarwert der abzusichernden Anteilsklasse. Es besteht daher die Mog-
lichkeit, dass sich der Nettoinventarwert pro Anteil an einer abgesicherten Anteilsklasse nicht identisch entwickelt wie der
Nettoinventarwert pro Anteil an einer nicht abgesicherten Anteilsklasse.

9 Beteiligung am OGAW

9.1 Verkaufsrestriktionen

Allgemein diurfen Anteile des OGAW nicht in Jurisdiktionen und an Personen angeboten werden, in denen oder denen
gegenuber dies nicht zuléassig ist. Die Anteile des OGAW sind nicht in allen L&ndern der Welt zum Vertrieb zugelassen.
Bei Ausgabe, Umtausch und Riicknahme von Anteilen im Ausland kommen die dort geltenden Bestimmungen zur An-
wendung. Anteile der Teilfonds durfen insbesondere innerhalb der USA weder angeboten, verkauft noch ausgeliefert
werden. Die Anteile wurden und werden nicht nach dem United States Securities Act aus dem Jahr 1933 in seiner gel-
tenden Fassung (das "Gesetz von 1933") oder nach den Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates oder einer Gebiets-
korperschaft der Vereinigten Staaten von Amerika oder ihrer Territorien, Besitzungen oder sonstiger Gebiete registriert,
die ihrer Rechtshoheit unterstehen, einschliesslich des Commonwealth von Puerto Rico (die "Vereinigten Staaten").
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Die Anteile dirfen weder in den Vereinigten Staaten noch an oder fir Rechnung von US-Personen (im Sinne der Defini-
tion des Gesetzes von 1933) angeboten, verkauft oder anderweitig ibertragen werden. Spatere Ubertragungen von An-
teilen in den Vereinigten Staaten bzw. an US-Personen sind unzuléssig. Die Anteile werden auf der Grundlage einer Be-
freiung von den Registrierungsvorschriften des Gesetzes von 1933 geméss Regulation S zu diesem Gesetz angeboten
und verkauft.

Die Verwaltungsgesellschaft wurde und wird weder nach dem United States Investment Company Act aus dem Jahr
1940 in seiner geltenden Fassung noch nach sonstigen US-Bundesgesetzen registriert. Dementsprechend werden An-
teile weder in den Vereinigten Staaten noch an oder fur Rechnung von US-Personen (im Sinne der Definition des Geset-
zes von 1933) angeboten, verkauft oder anderweitig Ubertragen.

Die Anteile wurden von der US-Wertpapier- und Borsenaufsichtsbehdrde (der "SEC") oder einer sonstigen Aufsichtsbe-
horde in den Vereinigten Staaten weder zugelassen, noch wurde eine solche Zulassung verweigert; darliber hinaus hat
weder die SEC noch eine andere Aufsichtsbehdrde in den Vereinigten Staaten tUber die Richtigkeit oder die Angemes-
senheit dieses Prospektes bzw. die Vorteile der Anteile entschieden.

Dieser Prospekt darf nicht in den Vereinigten Staaten in Umlauf gebracht werden. Die Verteilung dieses Prospektes und
das Angebot der Anteile kbnnen auch in anderen Rechtsordnungen Beschrankungen unterworfen sein.

Anteile der Teilfonds durfen ferner Biirgern der USA oder Personen mit Wohnsitz in den USA und/oder anderen naturli-
chen oder juristischen Personen, deren Einkommen und/oder Ertrag, ungeachtet der Herkunft, der US-Einkommens-
steuer unterliegt, Finanzinstituten, die sich nicht den Bestimmungen betreffend des Foreign Account Tax Compliance
Acts ("FATCA", insbesondere der Sections 1471 - 1474 des U.S. Internal Revenue Code sowie eines allfalligen Abkom-
mens mit den Vereinigten Staaten von Amerika Uber die Zusammenarbeit fur eine erleichterte Umsetzung von FATCA,
soweit jeweils anwendbar) unterziehen und sich nicht soweit erforderlich bei der US-Steuerbehdrde als ein an FATCA
teilnehmendes Institut anmelden sowie Personen, die geméass Regulation S des US Securities Act von 1933 und/oder
dem US Commodity Exchange Act in der jeweils aktuellen Fassung als US-Personen gelten, weder angeboten noch ver-
kauft oder ausgeliefert werden. Die Teilfonds durfen somit insbesondere von folgenden Investoren nicht erworben wer-
den (keine abschliessende Aufzéhlung):

US Burger, inkl. Doppelbirger;

Personen, die in den USA wohnen bzw. ein Domizil haben;

Personen, die in den USA anséssig sind (Green Card Holders) und/oder deren hauptsachlicher Aufenthalt in den
USA ist;

In den USA anséssige Gesellschaften, Trusts, Vermogen, etc.;

Gesellschaften, welche sich als transparent fiir US Steuerzwecke qualifizieren und ber in diesem Abschnitt ge-
nannte Investoren verfligen, sowie Gesellschaften, deren Ertrag im Rahmen einer konsolidierten Betrachtung fir
US Steuerzwecke einem in diesem Abschnitt genannten Investoren zugerechnet wird;

Finanzinstitute, die sich nicht den Bestimmungen betreffend des Foreign Account Tax Compliance Acts ("FATCA",
insbesondere der Sections 1471 - 1474 des U.S. Internal Revenue Code sowie eines allfalligen Abkommens mit
den Vereinigten Staaten von Amerika tUber die Zusammenarbeit fur eine erleichterte Umsetzung von FATCA, soweit
jeweils anwendbar) unterziehen und sich nicht soweit erforderlich bei der US-Steuerbehdrde als ein an FATCA
teilnehmendes Institut anmelden; oder

US Personen definiert in der jeweils gultigen Fassung der Regulation S des United States Securities Act 1933.

Allgemein dirfen Anteile des OGAW nicht in Jurisdiktionen und an Personen angeboten werden, in denen oder denen
gegenuber dies nicht zulassig ist.

9.2 Allgemeine Informationen zu den Anteilen

Die Anteile werden nur buchmassig gefiihrt, d.h. es werden keine Zertifikate ausgegeben.

Die Verwaltungsgesellschaft ist erméchtigt, innerhalb des Teilfonds Anteile verschiedener Klassen zu bilden sowie be-
stehende Klassen aufzuheben oder zu vereinen.

Die verschiedenen Anteilsklassen kdnnen sich hinsichtlich der Verwaltungsgebiihr und der Referenzwéhrung ein-
schliesslich des Einsatzes von Wahrungskurssicherungsgeschaften unterscheiden.

Die Anteilsklassen, die in Zusammenhang mit dem Teilfonds aufgelegt sind, sowie die in Zusammenhang mit den Antei-
len des Teilfonds entstehenden Gebiihren und Vergiitungen sind in Anhang A "Teilfonds im Uberblick" genannt.

Zusatzlich werden bestimmte andere Gebihren, Vergiutungen und Kosten aus den Vermdgenswerten der Teilfonds be-
glichen. Siehe dazu Ziffer 11 und 12 (Steuervorschriften sowie Kosten und Gebuihren).

Es bleibt der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle vorbehalten, in Einzelféllen Zeichnungen von Anlegern zu-
zulassen, welche die Anforderungen fiir eine Anteilsklasse nicht erfiillen.
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9.3 Berechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil

Der Nettoinventarwert (der «<NAV», Net Asset Value) pro Anteil eines Teilfonds /einer Anteilsklasse wird von der Verwal-
tungsgesellschaft oder einem von ihr Beauftragten am jeweiligen Bewertungstag, sowie fir das Ende des Rechnungsjah-
res, berechnet.

Der NAV eines Anteils an einer Anteilsklasse eines Teilfonds ist in der Rechnungswéhrung des Teilfonds oder, falls ab-
weichend, in der Referenzwéhrung der entsprechenden Anteilsklasse ausgedriickt und ergibt sich aus der der betreffen-
den Anteilsklasse zukommenden Quote des Vermdgens dieses Teilfonds, vermindert um allféllige Schuldverpflichtungen
desselben Teilfonds, die der betroffenen Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die Anzahl der im Umlauf befindli-
chen Anteile der entsprechenden Anteilsklasse. Er wird bei der Ausgabe und bei der Riicknahme von Anteilen wie folgt
gerundet:

- auf 0.01 CHF, wenn es sich um den Schweizer Franken handelt;
- auf 0.01 EUR, wenn es sich um den Euro handelt;

- auf 0.01 USD, wenn es sich um den US-Dollar handelt; und

- auf 1 JPY, wenn es sich um den Yen handelt.

Das jeweilige Netto-Teilfondsvermdgen wird nach folgenden Grundsétzen bewertet:

1. Wertpapiere, die an einer Bérse amtlich notiert sind, werden zum letzten verfugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wert-
papier an mehreren Borsen amtlich notiert, ist der zuletzt verfligbare Kurs jener Bérse massgebend, die der Haupt-
markt flr dieses Wertpapier ist.

2. Wertpapiere, die nicht an einer Borse amtlich notiert sind, die aber an einem dem Publikum offen stehenden Markt
gehandelt werden, werden zum letzten verfigbaren Kurs bewertet. Wird ein Wertpapier an verschiedenen dem
Publikum offenstehenden Mérkten gehandelt, soll im Zweifel der zuletzt verfugbare Kurs jenes Marktes berticksich-
tigt werden, er die hdchste Liquiditat aufweist;

3. Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von weniger als 397 Tagen kénnen mit der Differenz
zwischen Einstandspreis (Erwerbspreis) und Rickzahlungspreis (Preis bei Endfélligkeit) linear ab- oder zugeschrie-
ben werden. Eine Bewertung zum aktuellen Marktpreis kann unterbleiben, wenn der Ruckzahlungspreis bekannt
und fixiert ist. Allfallige Bonitatsveranderungen werden zusatzlich beriicksichtigt; ;

4. Anlagen, deren Kurs nicht marktgerecht ist und diejenigen Vermdégenswerte, die nicht unter Ziffer 1, Ziffer 2 und
Ziffer 3 oben fallen, werden mit dem Preis eingesetzt, der bei sorgféltigem Verkauf im Zeitpunkt der Bewertung
wahrscheinlich erzielt wirde und der nach Treu und Glauben durch die Geschéftsleitung der Verwaltungsgesell-
schaft oder unter deren Leitung oder Aufsicht durch Beauftragte bestimmt wird.

5. OTC-Derivate werden auf einer von der Verwaltungsgesellschaft festzulegenden und Uberprifbaren Bewertung auf
Tagesbasis bewertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkann-
ten, von Wirtschaftspriifern nachprifbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage des wahrscheinlich erreichba-
ren Verkaufswertes festlegt.

6. OGAW bzw. andere Organismen fur gemeinsame Anlagen (OGA) werden zum letzten festgestellten und erhaltli-
chen Inventarwert bewertet. Falls fir Anteile die Riicknahme ausgesetzt ist oder keine Riicknahmepreise festgelegt
werden, werden diese Anteile ebenso wie alle anderen Vermdgenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewertet,
wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und allgemein anerkannten, von Wirtschaftsprifern
nachprifbaren, Bewertungsmodellen festlegt.

7. Falls fur die jeweiligen Vermdgensgegenstande kein handelbarer Kurs verfiigbar ist, werden diese Vermodgensge-
genstande, ebenso wie die sonstigen gesetzlich zulassigen Vermodgenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewer-
tet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkannten, von Wirtschafts-
prifern nachprufbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage des wahrscheinlich erreichbaren Verkaufswertes
festlegt.

8. Die flussigen Mittel werden zu deren Nennwert zuziiglich aufgelaufener Zinsen bewertet.

9.  Der Marktwert von Wertpapieren und anderen Anlagen, die auf eine andere Wahrung als die jeweilige Teilfonds-
wahrung lauten, wird zum letzten Devisenmittelkurs in die entsprechende Teilfondswahrung umgerechnet.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, zeitweise andere addquate Bewertungsprinzipien fiir das Teilfondsvermdgen
anzuwenden, falls die oben erwéhnten Kriterien zur Bewertung auf Grund aussergewdhnlicher Ereignisse unmdglich
oder unzweckmassig erscheinen. Bei massiven Rucknahmeantrdgen kann die Verwaltungsgesellschaft die Anteile des
entsprechenden Teilfondsvermdgens auf der Basis der Kurse bewerten, zu welchen die notwendigen Verkaufe von
Wertpapieren voraussichtlich getétigt werden. In diesem Fall wird fir gleichzeitig eingereichte Zeichnungs- und Ricknah-
meantrage dieselbe Berechnungsmethode angewandt.
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9.4 Ausgabe von Anteilen

Anteile eines Teilfonds kénnen geméass Anhang A "Teilfonds im Uberblick" erworben werden, und zwar zum Nettoinven-
tarwert je Anteil der entsprechenden Anteilsklasse des entsprechenden Teilfonds, zuziglich des allfalligen Ausgabeauf-
schlags und zuziiglich etwaiger Steuern und Abgaben.

Die Anteile sind nicht als Wertpapiere verbrieft.

Zeichnungsantrage mussen bei der Verwahrstelle bis spatestens zum Annahmeschluss eingereicht werden. Falls ein
Zeichnungsantrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fir den folgenden Bewertungstag vorgemerkt. Fur bei Ver-
triebsstellen im In- und Ausland platzierte Antrdge kdnnen zur Sicherstellung der rechtzeitigen Weiterleitung an die Ver-
wabhrstelle in Liechtenstein fruihere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrage gelten. Diese kdnnen bei der jeweiligen Ver-
triebsstelle in Erfahrung gebracht werden.

Informationen zum Ausgabetag, zum Bewertungsintervall, zum Annahmeschluss sowie zur Héhe des allfalligen maxima-
len Ausgabeaufschlags sind dem Anhang A "Teilfonds im Uberblick* zu entnehmen.

Die Zahlung muss innerhalb der in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick” festgesetzten Frist (Valuta) nach dem massgebli-
chen Ausgabetag eingehen, an dem der Ausgabepreis der Anteile festgesetzt wurde. Die Verwaltungsgesellschaft ist
jedoch berechtigt, diese Frist zu erstrecken, sofern sich die vorgesehene Frist als zu kurz erweist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ausgabe von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger zum Zeit-
punkt der Antragstellung unbekannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Alle durch die Ausgabe von Anteilen anfallenden Steuern und Abgaben werden ebenfalls dem Anleger in Rechnung ge-
stellt. Werden Anteile Uber Banken, die nicht mit dem Vertrieb der Anteile betraut sind, erworben, kann nicht ausge-
schlossen werden, dass solche Banken weitere Transaktionskosten in Rechnung stellen.

Falls die Zahlung in einer anderen Wéhrung als der Referenzwéhrung erfolgt, wird der Gegenwert aus der Konvertierung
der Zahlungswahrung in die Referenzwéhrung, abziglich allfalliger Gebuhren, fur den Erwerb von Anteilen verwendet.

Die Mindestanlage, die von einem Anleger in einer bestimmten Anteilsklasse gehalten werden muss, ist dem Anhang A
"Teilfonds im Uberblick“ zu entnehmen. Auf die Mindestanlage kann nach freiem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft
verzichtet werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstandigen oder zeitweiligen Aussetzung der Aus-
gabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Erreichen des Anlageziels beeintréchtigen kdnnten.

Anteile kdnnen auf Antrag eines Anlegers mit Zustimmung der Verwaltungsgesellschaft ebenfalls gegen Ubertragung
von Anlagen zum jeweiligen Tageskurs (Sacheinlage oder Einzahlung in specie) gezeichnet werden. Die Verwaltungsge-
sellschaft ist nicht verpflichtet, auf einen solchen Antrag einzutreten

Sacheinlagen sind anhand objektiver Kriterien von der Verwaltungsgesellschaft zu priifen und zu bewerten. Die Ubertra-
genen Anlagen mussen mit der Anlagepolitik des entsprechenden Teilfonds im Einklang stehen und es muss nach Auf-
fassung der Verwaltungsgesellschaft ein aktuelles Anlageinteresse an den Titeln bestehen. Die Werthaltigkeit der Sach-
einlage muss durch den Wirtschaftsprifer geprift werden. Samtliche in diesem Zusammenhang anfallende Kosten (in-
klusive Kosten des Wirtschaftspriifers, anderer Ausgaben sowie allfalliger Steuern und Abgaben) werden durch den be-
treffenden Anleger getragen und dirfen nicht zulasten des jeweiligen Teilfondsvermégens verbucht werden.

Die Verwahrstelle und/oder die Verwaltungsgesellschaft kénnen jederzeit einen Zeichnungsantrag zurtickweisen oder die
Ausgabe von Anteilen zeitweilig beschranken, aussetzen oder endguiltig einstellen wenn dies im Interesse der Anleger, im
offentlichen Interesse, zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft bzw. des jeweiligen Teilfonds oder der Anleger erforderlich
erscheint. In diesem Fall wird die Verwahrstelle eingehende Zahlungen auf nicht bereits ausgefiihrte Zeichnungsantrage
ohne Zinsen unverzuglich zurlickerstatten, gegebenenfalls erfolgt dies unter zu Hilfenahme der Zahlstelle.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Berechnung des Nettoinventarwertes
pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Ausgabe von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im
Publikationsorgan sowie in den im Prospekt und Fondsvertrag genannten Medien oder mittels dauerhaften Datentréagern
(Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) Uber den Grund und den Zeitpunkt der Einstellung informiert.

Die Ausgabe von Fondsanteilen kann in Anwendungsfallen von Ziffer 9.7 eingestellt werden.

9.5 Ricknahme von Anteilen

Anteile eines Teilfonds werden zum Annahmeschluss Anteilsgeschaft gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick” zu-
riickgenommen, und zwar zum Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilsklasse des entsprechenden Teil-
fonds, abziglich allfélliger Riicknahmeabschlage und etwaiger Steuern und Abgaben.

Riucknahmeantrage missen bei der Verwahrstelle bis spatestens zum Annahmeschluss eingehen. Falls ein Riicknahme-
antrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fiir den folgenden Riicknahmetag vorgemerkt. Fiir bei Vertriebsstellen
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im In- und Ausland platzierte Antrdge konnen zur Sicherstellung der rechtzeitigen Weiterleitung an die Verwahrstelle in
Liechtenstein friihere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrage gelten. Diese kdnnen bei der jeweiligen Vertriebsstelle in
Erfahrung gebracht werden.

Informationen zum Ricknahmetag, zum Bewertungsintervall, zum Annahmeschluss sowie zur Hohe des allfélligen maxi-
malen Riicknahmeabschlages sind dem Anhang A "Teilfonds im Uberblick® zu entnehmen.

Da flr einen angemessenen Anteil an liquiden Mitteln im Vermdgen des jeweiligen Teilfonds gesorgt werden muss, wird
die Auszahlung von Anteilen innerhalb von der in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick” festgesetzten Frist (Valuta) nach
dem massgeblichen Riicknahmetag erfolgen. Dies gilt nicht fir den Fall, dass sich geméass gesetzlichen Vorschriften wie
etwa Devisen- und Transferbeschrankungen oder aufgrund anderweitiger Umsténde, die ausserhalb der Kontrolle der
Verwabhrstelle liegen, die Uberweisung des Riicknahmebetrages als unméglich erweist.

Falls die Zahlung auf Verlangen des Anlegers in einer anderen Wé&hrung erfolgen soll als in der Wéhrung, in der die be-
treffenden Anteile aufgelegt sind, berechnet sich der zu zahlende Betrag aus dem Erlés des Umtauschs von der Refe-
renzwahrung in die Zahlungswéahrung, abziglich allfélliger Gebuhren.

Mit Zahlung des Riicknahmepreises erlischt der entsprechende Anteil.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder Verwahrstelle kdnnen Anteile einseitig gegen Zahlung des Rucknahmepreises
zuriicknehmen, soweit dies im Interesse oder zum Schutz der Anleger, der Verwaltungsgesellschaft oder eines oder
mehrerer Teilfonds erforderlich erscheint, insbesondere wenn:

a) ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der Anteile "Market Timing®, "Late-
Trading“ oder sonstige Markttechniken betrieben werden, die der Gesamtheit der Anleger schaden kdnnen;

b) der Anleger nicht die Bedingungen flir einen Erwerb der Anteile erflllt; oder

c) die Anteile in einem Staat vertrieben werden, in dem der jeweilige Teilfonds zum Vertrieb nicht zugelassen ist oder
von einer Person erworben worden sind, fir die der Erwerb der Anteile nicht gestattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ricknahme von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger zum
Zeitpunkt der Einreichung des Antrags unbekannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Fuhrt die Ausfuhrung eines Ricknahmeantrages dazu, dass der Bestand des betreffenden Anlegers unter die im Anhang
A , Teilfonds im Uberblick” aufgefiihrte Mindestanlage der entsprechenden Anteilsklasse fallt, kann die Verwaltungsgesell-
schaft ohne weitere Mitteilung an den Anleger diesen Riicknahmeantrag als einen Antrag auf Riicknahme aller vom ent-
sprechenden Anleger in dieser Anteilsklasse gehaltenen Anteile oder als einen Antrag auf Umtausch der verbleibenden
Anteile in eine andere Anteilsklasse desselben Teilfonds mit derselben Referenzwéhrung, deren Teilnahmevoraussetzun-
gen der Anleger erfillt, behandeln.

Die Rucknahme von Fondsanteilen kann in Anwendungsféllen von Ziffer 9.7 eingestellt werden

Sachauslagen sind zulassig. Die Verwaltungsgesellschaft kann nach Zustimmung des Wirtschaftsprifers des Fonds die
Auszahlung des Riicknahmepreises an einen Anleger in specie vornehmen (Sachauslage). Dabei werden Anlagen aus
den Vermogenswerten des Teilfonds in Hohe des fiir den entsprechenden Bewertungsstichtag geltenden Nettoinventar-
wertes der zurlickgegebenen Anteile auf den Anleger Gibertragen. Der Wert der Anlagen wird fiir den entsprechenden
Bewertungsstichtag nach der unter ,Berechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil“ beschriebenen Weise berechnet.
Die Art der in diesem Fall zu Ubertragenden Vermdgenswerte ist auf einer fairen und verniinftigen Grundlage und ohne
Beeintrachtigung der Interessen der anderen Anleger des jeweiligen Teilfonds zu bestimmen. Mit Zahlung des Riicknah-
mepreises erlischt der entsprechende Anteil.

9.6 Umtausch von Anteilen

Ein Umtausch von Anteilen in eine andere Anteilsklasse ist lediglich mdglich, sofern der Anleger die Bedingungen frr den
Direkterwerb von Anteilen der jeweiligen Anteilsklasse erfullt.

Sofern unterschiedliche Anteilsklassen angeboten werden, kann auch ein Umtausch von Anteilen einer Anteilsklasse in
Anteile einer anderen Anteilsklasse erfolgen. Fur den Umtausch von einer Anteilklasse in eine andere Anteilsklasse kann
eine Umtauschgebiihr gemass Anhang A «Teilfonds im Uberblick» erhoben werden.

Falls ein Umtausch von Anteilen fir bestimmte Teilfonds oder Anteilsklassen nicht méglich ist, wird dies fir den betroffe-
nen Teilfonds bzw. die betroffene Anteilsklasse in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* erwéhnt.

Die Anzahl der Anteile, in die der Anleger seinen Bestand umtauschen méchte, wird nach folgender Formel berechnet:
A (B X C)
(D x E)
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A= Anzahl der Anteile des neuen Teilfonds bzw. der allfalligen Anteilsklasse, in welche(n) umgetauscht werden soll

B= Anzahl der Anteile des Teilfonds bzw. der allfalligen Anteilsklasse, von wo aus der Umtausch vollzogen werden
soll

C= Nettoinventarwert oder Riicknahmepreis der zum Umtausch vorgelegten Anteile

D= Devisenwechselkurs zwischen den betroffenen Teilfonds bzw. allfalliger Anteilsklassen. Wenn beide Teilfonds

bzw. Anteilsklassen in der gleichen Rechnungswahrung bewertet werden, betrégt dieser Koeffizient 1.

E= Nettoinventarwert der Anteile des Teilfonds bzw. der allfélligen Anteilsklasse, in welche(n) der Wechsel zu erfol-
gen hat, zuziglich Steuern, Geblhren oder sonstiger Abgaben

Fallweise kénnen bei einem Teilfondswechsel oder Anteilsklassenwechsel in einzelnen Landern Abgaben, Steuern und
Stempelgebihren anfallen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fiir einen Teilfonds bzw. fur eine Anteilsklasse jederzeit einen Umtauschantrag zurtick-
weisen, wenn dies im Interesse des Teilfonds, der Verwaltungsgesellschaft oder im Interesse der Anleger geboten er-
scheint, insbesondere wenn:

1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der Anteile Market Timing, Late-Tra-
ding oder sonstige Markttechniken betrieben werden, die der Gesamtheit der Anleger schaden kénnen;

2. der Anleger nicht die Bedingungen fir einen Erwerb der Anteile erfillt; oder

3. die Anteile in einem Staat vertrieben werden, in dem der jeweilige Teilfonds bzw. die jeweilige Anteilsklasse zum
Vertrieb nicht zugelassen ist oder von einer Person erworben worden sind, fir die der Erwerb der Anteile nicht ge-
stattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass der Umtausch von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger zum
Zeitpunkt der Einreichung des Antrags unbekannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Der Umtausch von Fondsanteilen kann in Anwendungsfallen von Ziffer 9.7 eingestellt werden.

9.7 Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe, der Riicknahme und des Um-
tausches von Anteilen

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Berechnung des Nettoinventarwertes und/oder die Ausgabe, die Riicknahme und
den Umtausch von Anteilen eines Teilfonds zeitweise aussetzen, sofern dies im Interesse der Anleger gerechtfertigt ist,
insbesondere:

a) wenn ein Markt, welcher Grundlage fur die Bewertung eines wesentlichen Teils des Vermégens des Teilfonds bil-
det, unerwartet geschlossen ist oder wenn der Handel an einem solchen Markt beschrénkt oder ausgesetzt ist;

b) bei politischen, wirtschaftlichen oder anderen Notféllen; oder

c) wenn wegen Beschrankungen der Ubertragung von Vermdgenswerten Geschéfte fiir den OGAW bzw. den Teil-
fonds undurchfihrbar werden.

Die Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes eines Teilfonds beeintrachtigt die Berechnung des Nettoinven-
tarwertes der anderen Teilfonds nicht, wenn keine der oben angefuhrten Bedingungen auf die anderen Teilfonds zutref-
fen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstandigen oder zeitweiligen Aussetzung der Aus-
gabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Erreichen des Anlageziels beeintrachtigen kdnnten.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Berechnung des Nettoinventarwertes
pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Ausgabe von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im
Publikationsorgan sowie in den im Prospekt und Fondsvertrag genannten Medien oder mittels dauerhaften Datentrégern
(Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) Uber den Grund und den Zeitpunkt der Einstellung informiert.

Daneben ist die Verwaltungsgesellschaft unter Wahrung der Interessen der Anleger berechtigt, erhebliche Riicknahmen
erst zu tatigen, d.h. die Ricknahme zeitweilig auszusetzen, nachdem entsprechende Vermégenswerte des jeweiligen
Teilfonds ohne Verzdgerung unter Wahrung der Interessen der Anleger verkauft werden kénnen.

Solange die Ricknahme der Anteile ausgesetzt ist, werden keine neuen Anteile des Teilfonds ausgegeben. Der Um-
tausch von Anteilen, deren Riickgabe vorlibergehend eingeschrankt ist, ist nicht mdglich. Die zeitweilige Aussetzung der
Rucknahme von Anteilen eines Teilfonds fuhrt nicht zur zeitweiligen Einstellung der Ricknahme anderer Teilfonds, die
von den betreffenden Ereignissen nicht berlhrt sind.
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Die Verwaltungsgesellschaft achtet darauf, dass dem Teilfondsvermdgen ausreichende flissige Mittel zur Verfligung
stehen, damit eine Ricknahme bzw. der Umtausch von Anteilen auf Antrag von Anlegern unter normalen Umstéanden
unverzuglich erfolgen kann.

Die Verwaltungsgesellschaft teilt die Aussetzung der Anteilsricknahme und -auszahlung unverziglich der FMA und in
geeigneter Weise den Anlegern mit. Zeichnungs-, Riicknahme bzw. Umtauschantradge werden nach Wiederaufnahme
der Berechnung des Nettoinventarwertes abgerechnet. Der Anleger kann seinen Zeichnungs- , Riicknahme- bzw. der
Umtauschantrag bis zur Wiederaufnahme des Anteilshandels widerrufen.

10 Verwendung der Ertrage

Der Erfolg eines Teilfonds setzt sich aus dem Nettoertrag und den realisierten Kursgewinnen zusammen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann den in einem Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse erwirtschafteten Erfolg an die Anleger
dieses Teilfonds bzw. dieser Anteilsklasse ausschiitten oder diesen Erfolg im jeweiligen Teilfonds bzw. der jeweiligen
Anteilsklasse wiederanlegen (thesaurieren).

Thesaurierend:

Der erwirtschaftete Erfolg derjenigen Teilfonds bzw. derjenigen Anteilsklasse, welche eine Erfolgsverwendung des Typs
Jthesaurierend “ gemass Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* aufweisen, werden laufend wieder angelegt, d.h. thesauriert.

Ausschuttend:

Der erwirtschaftete Erfolg derjenigen Teilfonds bzw. derjenigen Anteilsklasse, welche eine Erfolgsverwendung des Typs
L,ausschiittend“ gemass Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* aufweisen, werden mind. einmal jahrlich ausgeschittet. Die
Bestimmung der Héhe der Ausschittung liegt im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft

Ein Teil der Nettoertrage des OGAW kann auf die neue Rechnung vorgetragen werden.

Realisierte und/ oder nicht realisierte Kapitalgewinne aus der Verausserung von Sachen und Rechten kénnen nach
freiem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft ausgeschuttet werden.

Ausschittungen kdnnen ebenfalls aus der Substanz vorgenommen werden, wobei das Fondsvermdégen infolge solcher
Substanzausschittungen die Grenze des gesetzlich vorgeschriebenen Mindestfondsvolumens nicht unterschreiten darf.

Ausschittungen werden auf die am Ausschiittungstag ausgegebenen Anteile ausgezahilt.

Auf erklarte Ausschittungen werden vom Zeitpunkt ihrer Félligkeit an keine Zinsen bezahlt.
11 Steuervorschriften

11.1 Fondsvermégen

Alle liechtensteinischen OGAW in der Rechtsform des (vertraglichen) Investmentfonds bzw. der Kollektivtreuhénder-
schaft sind in Liechtenstein unbeschrankt steuerpflichtig und unterliegen der Ertragssteuer. Die Ertradge aus dem verwal-
teten Vermogen stellen steuerfreien Ertrag dar.

Emissions- und Umsatzabgaben?

Die Begriindung (Ausgabe) von Anteilen an einem solchen OGAW unterliegt nicht der Emissions- und Umsatzabgabe.
Die entgeltliche Ubertragung von Eigentum an Anlegeranteilen unterliegt der Umsatzabgabe, sofern eine Partei oder ein
Vermittler inlandischer Effektenhandler ist. Die Riicknahme von Anlegeranteilen ist von der Umsatzabgabe ausgenom-
men. Der vertragliche Investmentfonds oder die Kollektivtreuhanderschatft gilt als von der Umsatzabgabe befreiter Anle-
ger.

Quellen- bzw. Zahlstellensteuern

Es kénnen sowohl Ertrage als auch Kapitalgewinne, ob ausgeschiittet oder thesauriert, je nach Person, welche die An-
teile des OGAW bzw. allfélliger Teilfonds direkt oder indirekt hélt, teilweise oder ganz einer sogenannten Zahlstellen-
steuer (bspw. abgeltende Quellensteuer, Foreign Account Tax Compliance Act) unterliegen.

Der OGAW in der Rechtsform des vertraglichen Investmentfonds oder der Kollektivtreuh&nderschaft untersteht keiner
Quellensteuerpflicht im Flrstentum Liechtenstein, insbesondere keiner Coupons- oder Verrechnungssteuerpflicht. Aus-
landische Ertréage und Kapitalgewinne, die vom OGAW in der Rechtsform des vertraglichen Investmentfonds oder der

1 Gemass Zollanschlussvertrag zwischen der Schweiz und Liechtenstein findet das schweizerische Stempelsteuerrecht auch in Liechtenstein Anwendung. Im Sinne der schweizeri-

schen Stempelsteuergesetzgebung gilt das Firstentum Liechtenstein daher als Inland.
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Kollektivtreuh&nderschaft erzielt werden, kénnen den jeweiligen Quellensteuerabziigen des Anlagelandes unterliegen.
Allfallige Doppelbesteuerungsabkommen bleiben vorbehalten.

Der OGAW bzw. allféllige Teilfonds haben folgenden Steuerstatus:
Automatischer Informationsaustausch (AlA)

In Bezug auf den OGAW kann eine liechtensteinische Zahlstelle verpflichtet sein, unter Beachtung der AIA Abkommen,
die Anteilsinhaber an die lokale Steuerbehdrde zu melden bzw. die entsprechenden gesetzlichen Meldungen durchzufih-
ren.

FATCA

Der OGAW unterzieht sich den Bestimmungen des liechtensteinischen FATCA-Abkommens sowie den entsprechenden
Ausfuihrungsvorschriften im liechtensteinischen FATCA-Gesetz.

11.2 Naturliche Personen mit Steuerdomizil in Liechtenstein

Der im Firstentum Liechtenstein domizilierte private Anleger hat seine Anteile als Vermdgen zu deklarieren und diese
unterliegen der Vermdogenssteuer. Allféllige Ertragsausschittungen bzw. thesaurierte Ertrage des OGAW in der Rechts-
form des vertraglichen Investmentfonds oder der Kollektivtreuhdnderschaft sind erwerbssteuerfrei. Die beim Verkauf der
Anteile erzielten Kapitalgewinne sind erwerbssteuerfrei. Kapitalverluste kénnen vom steuerpflichtigen Erwerb nicht abge-
zogen werden.

11.3 Personen mit Steuerdomizil ausserhalb von Liechtenstein

Fur Anleger mit Domizilland ausserhalb des Furstentums Liechtenstein richtet sich die Besteuerung und die Ubrigen
steuerlichen Auswirkungen beim Halten bzw. Kaufen oder Verkaufen von Anlegeranteilen nach den steuergesetzlichen
Vorschriften des jeweiligen Domizillandes.

Disclaimer

Die steuerlichen Ausfiihrungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage und Praxis aus. Anderungen der Gesetzge-
bung, Rechtsprechung bzw. Erlasse und Praxis der Steuerbehdrden bleiben ausdricklich vorbehalten.

Anleger werden aufgefordert, beziiglich der entsprechenden Steuerfolgen ihren eigenen professionellen Berater zu kon-
sultieren. Weder die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstelle noch deren Beauftragte kdnnen eine Verantwortung fur
die individuellen Steuerfolgen beim Anleger aus dem Kauf oder Verkauf bzw. dem Halten von Anlegeranteilen tberneh-
men.

12 Kosten und Gebihren
12.1 Kosten und Gebiihren zu Lasten der Anleger

12.1.1 Ausgabeaufschlag

Zur Deckung der Kosten, welche die Platzierung der Anteile verursacht, kann die Verwaltungsgesellschaft auf den Netto-
inventarwert der neu emittierten Anteile zugunsten der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und/oder von Ver-
triebsstellen im In- oder Ausland einen Ausgabeaufschlag gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick* erheben.

12.1.2 Ricknahmeabschlag

Fur die Auszahlung zuriickgenommener Anteile erhebt die Verwaltungsgesellschaft auf den Nettoinventarwert der zu-
riickgegebenen Anteile einen Riicknahmeabschlag gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick®.

12.1.3 Umtauschgebihr

Fir den vom Anleger gewiinschten Wechsel von einem Teilfonds in einen anderen bzw. von einer Anteilsklasse in eine
andere Anteilsklasse kann die Verwaltungsgesellschaft auf den Nettoinventarwert des urspriinglichen Teilfonds bzw. der
urspringlichen Anteilsklasse eine Geblhr gemass Anhang A ,Teilfonds im Uberblick® erheben.

12.2 Kosten und Gebiihren zu Lasten des Teilfonds

12.2.1 Vom Vermdgen abhéngige Gebiuhren
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Verwaltungsvergitung

Die Verwaltungsgesellschaft stellt fur die Verwaltung, Risikomanagement, Administration und Verwahrung der jeweiligen
Teilfonds eine jahrliche Vergiitung gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick* in Rechnung. Diese wird auf der Basis des
durchschnittlichen Nettovermdgens der Teilfonds berechnet, zu jedem Bewertungsstichtag abgegrenzt und pro rata tem-
poris jeweils am Quartalsende erhoben. Die Hohe der Verwaltungsvergutung je Teilfonds/Anteilsklasse wird im Jahres-
bericht genannt.

Vermdgensverwaltungsvergitung (Asset Management Fee)

Sofern ein Asset Manager vertraglich verpflichtet wurde, kann dieser aus dem jeweiligen Teilfondsvermdgen eine Vergu-
tung gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick* erhalten. Diese wird auf der Basis des durchschnittlichen Nettovermo-
gens der Teilfonds berechnet, zu jedem Bewertungsstichtag abgegrenzt und pro rata temporis jeweils am Quartalsende
erhoben. Daneben kann der Asset Manager aus dem jeweiligen Netto-Teilfondsvermdgen eine wertentwicklungsorien-
tierte Vergitung ("Performance Fee") erhalten. Die Hohe der Management Fee je Teilfonds/Anteilsklasse wird im Jahres-
bericht genannt.

12.2.2 Vom Vermdgen unabhangige Gebihren:

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle haben ausserdem Anspruch auf Ersatz der folgenden Auslagen, die
ihnen in Austbung ihrer Funktion entstanden sind:

a) Kosten fUr die Vorbereitung, den Druck und den Versand der Geschéfts- und Halbjahresberichte sowie weiterer ge-
setzlich vorgeschriebener Publikationen;

b) Kosten fir die Rechtsberatung und Rechtswahrnehmung, die der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle
entstehen, wenn sie im Interesse der Anleger handeln;

c) Kosten fir die Verdffentlichung der an die Anleger in den Publikationsorganen und evtl. zusatzlichen von der Verwal-
tungsgesellschaft bestimmten Zeitungen oder elektronischen Medien gerichteten Mitteilungen eines Teilfonds ein-
schliesslich Kurspublikationen;

d) Gebihren und Kosten fur Bewilligungen und die Aufsicht tiber einen Teilfonds in Liechtenstein und im Ausland;

e) alle Steuern, die auf das Vermdégen eines Teilfonds sowie dessen Ertrage und Aufwendungen zulasten dieses Teil-
fonds erhoben werden;

f) Gebihren, die im Zusammenhang mit einer allfalligen Kotierung eines Teilfonds und mit dem Vertrieb im In- und
Ausland anfallen (z.B. Beratungs-, Rechts-, Ubersetzungskosten);

g) Gebihren, Kosten und Honorare im Zusammenhang mit der Ermittlung und Ver6ffentlichung von Steuerfaktoren fiir
die Lander der EU/EWR und/oder sdmtliche Lander, wo Vertriebszulassungen bestehen und/oder Privatplatzierun-
gen vorliegen, nach Massgabe der effektiven Aufwendungen zu marktmassigen Anséatzen.

h)  Gebiihren und Kosten, die durch andere rechtliche oder aufsichtsrechtliche Vorschriften entstehen, die von der Ver-
waltungsgesellschaft im Rahmen der Umsetzung der Anlagestrategie zu erfullen sind (wie Reporting- und andere
Kosten, die im Rahmen der Erfullung der European Market Infrastructure Regulation (EMIR, EU-Verordnung
648/2012) entstehen);

i) Gebduhren fir Zahlistellen, Vertreter und andere Reprasentanten mit vergleichbarer Funktion im In- und Ausland;

) ein angemessener Anteil an Kosten fuir Drucksachen und Werbung, welche direkt im Zusammenhang mit dem An-
bieten und Verkauf von Anteilen anfallen;

k)  Honorare des Wirtschaftsprifers und von Steuerberatern, soweit diese Aufwendungen im Interesse der Anleger ge-
tatigt werden;

) Interne und externe Kosten fiir die Ruckforderung von auslandischen Quellensteuern, soweit diese fiir Rechnung des
OGAW bzw. des jeweiligen Teilfonds vorgenommen werden kdnnen. Bezlglich der Rickforderung von auslandi-
schen Quellensteuern sei festgehalten, dass die Verwaltungsgesellschaft sich nicht zur Ruckforderung verpflichtet
und eine solche nur vorgenommen wird, wenn sich das Verfahren nach den Kriterien der Wesentlichkeit der Betrage
und der Verhaltnismassigkeit der Kosten im Verhaltnis zum méglichen Riickforderungsbetrag rechtfertigt. Mit Bezug
auf Anlagen, die Gegenstand von Securities Lending sind, wird die Verwaltungsgesellschaft keine Quellensteuer-
rickforderung vornehmen;

m) Kosten im Rahmen der Bewertung besonderer Investments (z.B. Gutachten) und damit verknipfter Aufwand der
Verwaltungsgesellschaft;
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n) Kosten von Fachexpertisen und Fachberatungen im Rahmen des Ankaufs und Verkaufs von Vermégenswerten des
Fonds im besten Interesse der Anleger, insbesondere im Bereich nicht kotierter Vermégenswerte und damit ver-
knlpfter Aufwand der Verwaltungsgesellschaft;

0) Kosten fur potentielle Sub-Verwahrstellen des Fondsvermégens fur den Fall, dass Teile davon nicht bei der Depot-
bank direkt verwahrt werden;

p) Lizenzgebuhren fir die Verwendung von allfalligen Referenzwerten ("Benchmarks")

q) Kosten und Aufwendungen fur regelmassige Berichte und Reportings u.a. an Versicherungsunternehmen, Vorsor-
gewerke und andere Finanzdienstleistungsunternehmen (z.B. GroMiKV, Solvency II, VAG, MiFID Il, ESG- / SRI-
Reports bzw. Nachhaltigkeitsratings, etc.)

r)  Aufwendungen im Zusammenhang mit der Ausiibung von Stimmrechten oder Glaubigerrechten durch den OGAW,
einschliesslich der Honorarkosten fir externe Berater;

s) Externe Kosten fur die Beurteilung der Nachhaltigkeitsratings (ESG Research) des Vermdgens des OGAW bzw.
dessen Zielanlagen

t) Kosten fur die Aufsetzung und den Unterhalt zuséatzlicher Gegenparteien, wenn dies im Interesse der Anleger ist.
Die jeweils glltige H6he der Auslagen je Teilfonds/ je Anteilsklasse wird im Jahresbericht genannt.
Transaktionskosten

Zusatzlich tragen die Teilfonds séamtliche aus der Verwaltung des Vermdgens erwachsenden Nebenkosten fiir den An-
und Verkauf der Anlagen (marktkonforme Courtagen, Kommissionen, Abgaben) sowie alle Steuern, die auf das Vermo-
gen des jeweiligen Teilfonds sowie dessen Ertrage und Aufwendungen erhoben werden (z.B. Quellensteuern auf ausléan-
dischen Ertragen). Die Teilfonds tragen ferner allfallige externe Kosten, d.h. Gebiihren von Dritten, die beim An- und
Verkauf der Anlagen anfallen. Diese Kosten werden direkt mit dem Einstands- bzw. Verkaufswert der betreffenden Anla-
gen verrechnet. Zusatzlich werden den jeweiligen Anteilsklassen etwaige Wahrungsabsicherungskosten belastet.

Gegenleistungen, welche in einer fixen Pauschalgebihr enthalten sind, dirfen nicht zusatzlich als Einzelaufwand belas-
tet werden. Eine allféllige Entschadigung fiir beauftragte Dritte ist jedenfalls in den Gebiihren nach Art. 33 des Fondsver-
trages enthalten.

Allfallige Kosten fur Wahrungsabsicherungen von Anteilsklassen

Die allfalligen Kosten einer Wahrungsabsicherung von Anteilsklassen werden der entsprechenden Anteilsklasse zuge-
ordnet.

Service Fee

Es wird eine periodische Service Fee geméss Anhang A "Teilfonds im Uberblick® fiir zusétzliche Dienstleistungen der
Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft erhoben.

Liquidationsgebuhren

Im Falle der Auflésung des OGAW bzw. eines Teilfonds kann die Verwaltungsgesellschaft eine Liquidationsgebihr in
Hohe von max. CHF 10'000.- zu ihren Gunsten erheben.

Ausserordentliche Dispositionskosten

Zusatzlich darf die Verwaltungsgesellschaft dem jeweiligen Teilfondsvermdgen Kosten fiir ausserordentliche Dispositio-
nen belasten.

Ausserordentliche Dispositionskosten setzen sich aus dem Aufwand zusammen, der ausschliesslich der Wahrung des
Anlegerinteresses dient, im Laufe der regelméassigen Geschaftstatigkeit entsteht und bei Griindung des OGAW bzw. des
entsprechenden Teilfonds nicht vorhersehbar war. Ausserordentliche Dispositionskosten sind insbesondere Kosten fiir
die Rechtsbefolgung im Interesse des OGAW bzw. des entsprechenden Teilfonds oder der Anleger. Dariiber hinaus sind
alle Kosten allfallig notig werdender ausserordentlicher Dispositionen geméss UCITSG und UCITSV (z.B. Anderungen
der Fondsdokumente) hierunter zu verstehen.

Zuwendungen

Im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Verausserung von Sachen und Rechten fiir den OGAW bzw. seine Teil-
fonds stellen die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstelle sowie allfallige Beauftragte sicher, dass insbesondere Zu-
wendungen direkt oder indirekt dem OGAW bzw. seinen Teilfonds zugutekommen. Die Verwahrstelle ist berechtigt einen
Betrag von maximal 30% der Zuwendungen einzubehalten.
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Laufende Gebuhren (Total Expense Ratio, TER)

Das Total der laufenden Gebuhren vor einer allfélligen Performance Fee und vor allfélligen ausserordentlichen Dispositi-
onsgebihren wird nach allgemeinen, in den Wohlverhaltensregeln niedergelegten Grundsatzen berechnet und umfasst,
mit Ausnahme der Transaktionskosten, sémtliche Kosten und Gebihren, die laufend dem Vermdgen des Teilfonds be-
lastet werden.

Die TER des OGAW wird im Halbjahres- und Jahresbericht angegeben sowie bei Publikation des Halbjahres- oder Jah-
resberichtes auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteinischen Anlagefondsverband unter www.lafv.li ausgewiesen.

Einmalige Kosten zulasten der Anleger

Ausgabe-, Ricknahme- und Umtauschgebihren sowie allenfalls damit zusammenh&ngende Steuern und Abgaben sind
vom Anleger zu tragen.

Vom Anlageerfolg abhéngige Gebuhr (Performance Fee)

Zusatzlich kann die Verwaltungsgesellschaft eine Performance Fee erheben. Insoweit eine Performance Fee erhoben
wird ist diese in Anhang A "Fonds im Uberblick* ausfiihrlich dargestellt.

Grundungskosten

Die Kosten fiir die Griindung des OGAW und die Erstausgabe von Anteilen werden zu Lasten des Vermdgens der bei
Grundung bestehenden Teilfonds tber 5 Jahre abgeschrieben. Die Aufteilung der Griindungskosten erfolgt pro rata auf
die jeweiligen Teilfondsvermdgen. Kosten, die im Zusammenhang mit der Auflegung weiterer Teilfonds entstehen, wer-
den zu Lasten des jeweiligen Teilfondsvermdgens, dem sie zuzurechnen sind, Gber 5 Jahre abgeschrieben.

13 Informationen an die Anleger

Publikationsorgan des OGAW ist die Web-Seite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband www.lafv.li.

Samtliche Mitteilungen an die Anleger, auch tiber die Anderungen des Fondsvertrages und des Anhangs A "Teilfonds im
Uberblick* werden auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteiner Anlagefondsverband (www.lafv.li) als Publikationsorgan
des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und Datentragern verdffentlicht.

Der Nettoinventarwert sowie der Ausgabe- und Riicknahmepreis der Anteile des OGAW bzw. eines jeden Teilfonds bzw.
Anteilsklasse werden an jedem Bewertungstag auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteiner Anlagefondsverband
(www.lafv.li) als Publikationsorgan des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und dauerhaften Daten-
tragern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) bekannt gegeben.

Der von einem Wirtschaftspriifer gepriifte jahrliche Jahresbericht und der Halbjahresbericht, der nicht gepriift sein muss,
werden den Anlegern am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und Verwahrstelle kostenlos zur Verfligung gestellt.

14 Dauer, Auflésung, Verschmelzung und Strukturmassnahmen des OGAW

14.1 Dauer

Die Dauer des Umbrella's und seiner Teilfonds ergibt sich fur den jeweiligen Teilfonds aus dem Anhang A "Teilfonds im
Uberblick".

14.2 Auflésung
Beschluss zur Auflésung

Die Auflésung des OGAW oder eines seiner Teilfonds erfolgt zwingend in den gesetzlich vorgesehenen Fallen. Zuséatz-
lich ist die Verwaltungsgesellschaft jederzeit berechtigt, den OGAW oder einzelne Teilfonds aufzuldsen.

Anleger, Erben und sonstige Berechtigte kénnen die Aufteilung oder Auflésung des OGAW oder eines einzelnen Teil-
fonds bzw. einer einzelnen Anteilsklasse nicht verlangen.

Der Beschluss uber die Auflésung eines Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse wird auf der Webseite des Liechtensteini-
schen Anlagefondsverbandes LAFV (www.lafv.li) als Publikationsorgan des OGAW bzw. einer Anteilsklasse sowie sons-
tigen im Prospekt genannten Medien und dauerhaften Datentragern (Brief, Fax, E-Mail oder Vergleichbares) veréffent-
licht. Vom Tage des Auflésungsbeschlusses an werden keine Anteile mehr ausgegeben, umgetauscht oder zuriickge-
nommen.

Bei Aufldsung des OGAW oder eines seiner Teilfonds darf die Verwaltungsgesellschaft die Aktiven des OGAW oder ei-
nes Teilfonds im besten Interesse der Anleger unverziglich liquidieren. Im Ubrigen erfolgt die Liquidation des OGAW
gemass den Bestimmungen des liechtensteinischen Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR).
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Wenn die Verwaltungsgesellschaft eine Anteilsklasse auflost, ohne den OGAW bzw. den Teilfonds aufzulésen, werden
alle Anteile dieser Klasse zu ihrem dann giltigen Nettoinventarwert zuriickgenommen. Diese Riicknahme wird von der
Verwaltungsgesellschaft verdffentlicht und der Riicknahmepreis wird von der Verwahrstelle zugunsten der ehemaligen
Anleger ausbezahilt.

Grunde fur die Auflésung

Soweit das Nettovermdgen des OGAW einen Wert unterschreitet, der fur eine wirtschaftlich effiziente Verwaltung erfor-
derlich ist, sowie im Falle einer wesentlichen Anderung im politischen, wirtschaftlichen oder geldpolitischen Umfeld oder
im Rahmen einer Rationalisierung kann die Verwaltungsgesellschaft beschliessen, alle Anteile des OGAW oder einer
Anteilsklasse zum Nettoinventarwert (unter Beriicksichtigung der tatséchlichen Realisierungskurse und Realisierungskos-
ten der Anlagen) des Bewertungstages, zu welchem der entsprechende Beschluss wirksam wird, zurlickzunehmen oder
zu annullieren.

Kosten der Auflésung
Die Kosten der Auflésung gehen zu Lasten des Nettofondsvermdgens des OGAW.
Auflédsung und Konkurs der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle

Das zum Zwecke der gemeinschaftlichen Kapitalanlage fiir Rechnung der Anleger verwaltete Vermogen fallt im Fall der
Auflésung und des Konkurses der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle nicht in deren Konkursmasse und wird
nicht zusammen mit dem eigenen Vermdgen aufgeldst. Der OGAW bildet zugunsten seiner Anleger ein Sondervermdogen.
Jedes Sondervermdgen ist mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwaltungsgesellschaft zu Ubertragen oder im
Wege der abgesonderten Befriedigung zugunsten der Anleger des OGAW aufzulésen.

Im Fall des Konkurses der Verwahrstelle ist das verwaltete Vermodgen des OGAW gemass Art. 31 Abs. 2 UCITSG mit
Zustimmung der FMA auf eine andere Verwahrstelle zu Ubertragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zu-
gunsten der Anleger des OGAW aufzuldsen.

Kindigung des Verwahrstellenvertrages

Im Falle der Kiindigung des Verwahrstellenvertrages ist das Nettofondsvermégen des OGAW mit Zustimmung der FMA
auf eine andere Verwahrstelle zu tGibertragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zugunsten der Anleger des
OGAW aufzuldsen.

14.3 Verschmelzung

Im Sinne von Art. 38 UCITSG kann die Verwaltungsgesellschaft jederzeit und nach freiem Ermessen mit Genehmigung
der entsprechenden Aufsichtsbehotrde die Verschmelzung des OGAW mit einem oder mehreren anderen OGAW be-
schliessen und zwar unabhéngig davon, welche Rechtsform der OGAW hat und ob der andere OGAW seinen Sitz in
Liechtenstein hat oder nicht. Teilfonds und Anteilsklassen des OGAW kénnen ebenfalls untereinander, aber auch mit
einem oder mehreren anderen OGAW oder deren Teilfonds und Anteilsklassen verschmolzen werden.

Anlegerinformation, Zustimmung und Anlegerrechte

Die Anleger werden Uber die geplante Verschmelzung informiert. Die Anlegerinformation muss den Anlegern ein fundiertes
Urteil Uber die Auswirkungen des Vorhabens auf ihre Anlage und die Auslibung ihrer Rechte nach Art. 44 und 45 UCITSG
ermdglichen.

Die Anleger haben kein Mitbestimmungsrecht in Bezug auf die Verschmelzung.
Kosten der Verschmelzung

Rechts-, Beratungs-, oder Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und Durchfihrung der Verschmelzung verbunden
sind, werden weder einem der an der Verschmelzung beteiligten OGAW noch den Anlegern angelastet.

Fur Strukturmassnahmen nach Art. 49 lit. a bis ¢ UCITSG gilt dies sinngemass.

Besteht ein OGAW als Master-OGAW, wird eine Verschmelzung nur dann wirksam werden, wenn der betreffende
OGAW seinen Anlegern und den zustandigen Behérden des Herkunftsmitgliedstaates seines Feeder-OGAW bis 60
Tage vor dem vorgeschlagenen Datum des Wirksamwerdens die gesetzlich vorgesehenen Informationen bereitstellt. In
diesem Fall gewahrt der betreffende OGAW den Feeder-OGAW des Weiteren die Mdglichkeit, vor Wirksamwerden der
Verschmelzung alle Anteile zuriickzunehmen respektive auszuzahlen, es sei denn, die zustandige Behdrde des Her-
kunftsmitgliedstaates des Feeder-OGAW genehmigt die Anlage in Anteilen des aus der Verschmelzung hervorgehenden
Master-OGAW.
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15 Anwendbares Recht, Gerichtsstand und massgebende Sprache

Der OGAW untersteht liechtensteinischem Recht. Ausschliesslicher Gerichtsstand fiir samtliche Streitigkeiten zwischen
den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle ist Vaduz.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwahrstelle kénnen sich jedoch im Hinblick auf Anspriiche von Anlegern aus
diesen Landern dem Gerichtsstand der Lander unterwerfen, in welchen Anteile angeboten und verkauft werden.

Als rechtsverbindliche Sprache fiir den Prospekt, den Fondsvertrag sowie den Anhang A "Teilfonds im Uberblick" gilt die
deutsche Sprache.

Der vorliegende Prospekt tritt am 22. Februar 2024 in Kraft.

16 Spezifische Informationen fir einzelne Vertriebslander

Nach geltendem Recht im Furstentum Liechtenstein werden die konstituierenden Dokumente durch die FMA genehmigt.
Diese Genehmigung bezieht sich nur auf Angaben, welche die Umsetzung der Bestimmungen des UCITSG betreffen.
Aus diesem Grund bildet der auf auslandischem Recht basierende Anhang B "Spezifische Informationen fur einzelne
Vertriebslander® nicht Gegenstand der Prifung durch die FMA und ist von der Genehmigung ausgeschlossen.

Die Verwaltungsgesellschaft:

LLB Fund Services Aktiengesellschaft, Vaduz

Die Verwahrstelle:

Liechtensteinische Landesbank Aktiengesellschaft, Vaduz
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Teil Il Fondsvertrag des Fonds
Der Fondsvertrag sowie der Anhang A "Teilfonds im Uberblick* bilden eine wesentliche Einheit.

Soweit ein Sachverhalt in diesem Fondsvertrag nicht geregelt ist, richten sich die Rechtsverhéltnisse zwischen den Anle-
gern und der Verwaltungsgesellschaft nach dem Gesetz vom 28. Juni 2011 tber bestimmte Organismen fur gemein-
same Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) und der Verordnung vom 5. Juli 2011 tber bestimmte Organismen fur gemein-
same Anlagen in Wertpapieren (UCITSV), und, soweit dort keine Regelungen getroffen sind, nach den Bestimmungen
des Personen und Gesellschaftsrechts (PGR) uiber die Treuhanderschaft.

l. Allgemeine Bestimmungen
Art.1  Der OGAW

Der Fonds ("im Folgenden: OGAW*) wurde am 2. Oktober 2023 als Organismus fir gemeinsame Anlagen in Wertpapie-
ren des offenen Typs nach dem Recht des Furstentums Liechtenstein fir unbestimmte Dauer gegriindet.

Der OGAW untersteht dem Gesetz vom 28. Juni 2011 tber bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpa-
pieren (UCITSG).

Der OGAW ist eine durch einen inhaltlich identischen Vertrag begriindete Rechtsbeziehung mehrerer Anleger zu einer
Verwaltungsgesellschaft zu Zwecken der Vermdgensanlage, Verwaltung und Verwahrung fur Rechnung der Anleger.
Der OGAW ist eine rechtlich separate Vermdgensmasse, an der die Anleger beteiligt sind

Der OGAW ist eine Umbrella-Konstruktion, die mehrere Teilfonds umfassen kann. Die verschiedenen Teilfonds sind ver-
mdgens- und haftungsrechtlich getrennt.

Die Teilfonds kdnnen gemass ihrer Anlagepolitik in Wertpapiere und andere Vermdgenswerte investieren. Die Anlagepo-
litik eines jeden Teilfonds wird im Rahmen der Anlageziele festgelegt. Das Nettofondsvermdgen eines jeden Teilfonds
bzw. einer jeden Anteilsklasse und die Nettoinventarwerte der Anteile dieser Teilfonds bzw. der Anteilsklassen werden in
der jeweiligen Referenzwéhrung ausgedriickt.

Die jeweiligen Rechte und Pflichten der Eigentimer der Anteile (nachstehend als "Anleger” bezeichnet) und der Verwal-
tungsgesellschaft und der Verwahrstelle sind durch den vorliegenden Fondsvertrag geregelt.

Mit dem Erwerb von Anteilen eines oder mehrerer Teilfonds (die "Anteile*) anerkennt jeder Anleger den Fondsvertrag,
welcher die vertraglichen Beziehungen zwischen den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle fest-
setzt sowie die ordnungsgemaéss durchgefiihrten Anderungen dieses Dokuments.

Art. 2 Verwaltungsgesellschaft

Der OGAW wird von der LLB Fund Services AG, die in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft mit Sitz in Vaduz, Liech-
tenstein, errichtet wurde, entsprechend dem vorliegenden Fondsvertrag verwaltet. Die Verwaltungsgesellschaft ist ge-
mass UCITSG von der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) zugelassen und auf der von der FMA offiziell publizier-
ten Liste der in Liechtenstein zugelassenen Verwaltungsgesellschaften eingetragen.

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den OGAW fiir Rechnung und im ausschliesslichen Interesse der Anleger nach
dem Grundsatz der Risikostreuung und geméss den Bestimmungen des Fondsvertrages sowie des Anhangs A "Teil-
fonds im Uberblick".

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, im eigenen Namen Uber die zum OGAW gehodrenden Gegenstande nach
Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen und des Fondsvertrages zu verfiigen und alle Rechte daraus auszutben.

Art. 3 Aufgabenilbertragung

Die Verwaltungsgesellschaft kann unter Einhaltung der Bestimmungen des UCITSG und der UCITSV einen Teil ihrer
Aufgaben zum Zweck einer effizienten Geschaftsfiihrung auf Dritte (ibertragen. Die genaue Ausfiihrung des Auftrags
wird jeweils in einem zwischen der Verwaltungsgesellschaft und dem Beauftragten abgeschlossenen Vertrag geregelt.

Art. 4  Verwahrstelle

Die Verwaltungsgesellschaft hat fiir jedes Teilfondsvermégen eine Bank oder Wertpapierfirma nach Bankengesetz mit
Sitz oder Niederlassung im Furstentum Liechtenstein als Verwahrstelle bestellt. Die Vermdgensgegenstande der einzel-
nen Teilfondsvermdgen kdnnen bei unterschiedlichen Verwahrstellen verwahrt werden. Die Funktion der Verwahrstelle
richtet sich nach dem UCITSG, dem Verwahrstellenvertrag, diesem Fondsvertrag sowie dem Prospekt.

Art. 5  Wirtschaftsprifer

Die Kontrolle der Jahresberichte des OGAW ist einem Wirtschaftspriifer zu Gibertragen, der im Furstentum Liechtenstein
zugelassen ist.
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Art. 6 Berechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil

Der Nettoinventarwert (der «<NAV», Net Asset Value) pro Anteil eines Teilfonds /einer Anteilsklasse wird von der Verwal-
tungsgesellschaft oder einem von ihr Beauftragten am jeweiligen Bewertungstag, sowie fur das Ende des Rechnungsjah-
res, berechnet.

Der NAV eines Anteils an einer Anteilsklasse eines Teilfonds ist in der Rechnungswéhrung des Teilfonds oder, falls ab-
weichend, in der Referenzwéhrung der entsprechenden Anteilsklasse ausgedriickt und ergibt sich aus der der betreffen-
den Anteilsklasse zukommenden Quote des Vermdgens dieses Teilfonds, vermindert um allféllige Schuldverpflichtungen
desselben Teilfonds, die der betroffenen Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die Anzahl der im Umlauf befindli-
chen Anteile der entsprechenden Anteilsklasse. Er wird bei der Ausgabe und bei der Rlicknahme von Anteilen wie folgt
gerundet:

- auf 0.01 CHF, wenn es sich um den Schweizer Franken handelt;
- auf 0.01 EUR, wenn es sich um den Euro handelt;

- auf 0.01 USD, wenn es sich um den US-Dollar handelt; und

- auf 1 JPY, wenn es sich um den Yen handelt.

Das jeweilige Netto-Teilfondsvermdgen wird nach folgenden Grundséatzen bewertet:

1. Wertpapiere, die an einer Bérse amtlich notiert sind, werden zum letzten verfugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wert-
papier an mehreren Borsen amtlich notiert, ist der zuletzt verfiigbare Kurs jener Bérse massgebend, die der Haupt-
markt flr dieses Wertpapier ist.

2. Wertpapiere, die nicht an einer Borse amtlich notiert sind, die aber an einem dem Publikum offen stehenden Markt
gehandelt werden, werden zum letzten verfugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wertpapier an verschiedenen dem
Publikum offenstehenden Mérkten gehandelt, soll im Zweifel der zuletzt verfugbare Kurs jenes Marktes berticksich-
tigt werden, der die hdchste Liquiditat aufweist.

3. Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von weniger als 397 Tagen kdnnen mit der Differenz
zwischen Einstandspreis (Erwerbspreis) und Rickzahlungspreis (Preis bei Endfélligkeit) linear ab- oder zugeschrie-
ben werden. Eine Bewertung zum aktuellen Marktpreis kann unterbleiben, wenn der Rickzahlungspreis bekannt
und fixiert ist. Allfallige Bonitatsverdnderungen werden zusétzlich bertcksichtigt;

4. Anlagen, deren Kurs nicht marktgerecht ist und diejenigen Vermdgenswerte, die nicht unter Ziffer 1, Ziffer 2 und
Ziffer 3 oben fallen, werden mit dem Preis eingesetzt, der bei sorgféltigem Verkauf im Zeitpunkt der Bewertung
wahrscheinlich erzielt wirde und der nach Treu und Glauben durch die Geschéftsleitung der Verwaltungsgesell-
schaft oder unter deren Leitung oder Aufsicht durch Beauftragte bestimmt wird.

5.  OTC-Derivate werden auf einer von der Verwaltungsgesellschaft festzulegenden und tberprifbaren Bewertung auf
Tagesbasis bewertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkann-
ten, von Wirtschaftsprifern nachprifbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage des wahrscheinlich erreichba-
ren Verkaufswertes festlegt.

6. OGAW bzw. Organismen fiir gemeinsame Anlagen (OGA) werden zum letzten festgestellten und erhéltlichen In-
ventarwert bewertet. Falls fir Anteile die Riicknahme ausgesetzt ist oder keine Riicknahmepreise festgelegt wer-
den, werden diese Anteile ebenso wie alle anderen Vermdgenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewertet, wie
ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und allgemein anerkannten, von Wirtschaftsprifern nach-
prifbaren Bewertungsmodellen festlegt.

7. Falls fur die jeweiligen Vermdgensgegenstande kein handelbarer Kurs verfiigbar ist, werden diese Vermodgensge-
genstande, ebenso wie die sonstigen gesetzlich zulassigen Vermdgenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewer-
tet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkannten, von Wirtschafts-
prifern nachprufbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage des wahrscheinlich erreichbaren Verkaufswertes
festlegt.

8. Die flussigen Mittel werden zu deren Nennwert zuziglich aufgelaufener Zinsen bewertet.

9.  Der Marktwert von Wertpapieren und anderen Anlagen, die auf eine andere Wahrung als die jeweilige Teilfonds-
wahrung lauten, wird zum letzten Devisenmittelkurs in die entsprechende Teilfondswahrung umgerechnet. Die Be-
wertung erfolgt durch die Verwaltungsgesellschaft.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, zeitweise andere adaquate Bewertungsprinzipien fir das Teilfondsvermdgen
anzuwenden, falls die oben erwéhnten Kriterien zur Bewertung auf Grund aussergewdhnlicher Ereignisse unmdglich
oder unzweckmassig erscheinen. Bei massiven Ricknahmeantrdgen kann die Verwaltungsgesellschaft die Anteile des
entsprechenden Teilfondsvermdgens auf der Basis der Kurse bewerten, zu welchen die notwendigen Verkaufe von
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Wertpapieren voraussichtlich getétigt werden. In diesem Fall wird fUr gleichzeitig eingereichte Emissions- und Rucknah-
meantrage dieselbe Berechnungsmethode angewandt.

Die weiteren Grundsatze werden detailliert, umfassend und transparent im Prospekt beschrieben, so dass eine wirksame
Uberpriifung durch die Verwahrstelle, die Verwaltungsgesellschaft und dem Wirtschaftspriifer sichergestellt ist.

Art. 7 Ausgabe von Anteilen

Anteile werden zum Annahmeschluss Anteilsgeschéaft geméss Anhang A "Teilfonds im Uberblick" ausgegeben und zwar
zum Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilsklasse des entsprechenden Teilfonds, zuziiglich des félligen
Ausgabeaufschlags und zuzuglich etwaiger Steuern und Abgaben.

Die Anteile sind nicht als Wertpapiere verbrieft.

Zeichnungsantrage mussen bei der Verwahrstelle bis spatestens zum Annahmeschluss eingehen. Falls ein Zeichnungs-
antrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fur den folgenden Ausgabetag vorgemerkt. Fir bei Vertriebsstellen im
In- und Ausland platzierte Antrdge kdnnen zur Sicherstellung der rechtzeitigen Weiterleitung an die Verwahrstelle in
Liechtenstein frilhere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrége gelten. Diese kdnnen bei den jeweiligen Vertriebsstellen in
Erfahrung gebracht werden.

Informationen zum Ausgabetag, zum Annahmeschluss sowie zur Hhe des allfalligen maximalen Ausgabeaufschlags
sind dem Anhang A "Teilfonds im Uberblick* zu entnehmen.

Die Zahlung muss innerhalb der in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* festgesetzten Frist (Valuta) nach dem massgebli-
chen Ausgabetag eingehen, an dem der Ausgabepreis der Anteile festgesetzt wurde. Die Verwaltungsgesellschaft ist
jedoch berechtigt, diese Frist zu erstrecken, sofern sich die vorgesehene Frist als zu kurz erweist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ausgabe von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger zum Zeit-
punkt der Antragstellung unbekannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Alle durch die Ausgabe von Anteilen anfallenden Steuern und Abgaben werden ebenfalls dem Anleger in Rechnung ge-
stellt.

Werden Anteile Uber Banken, die nicht mit dem Vertrieb der Anteile betraut sind, erworben, kann nicht ausgeschlossen
werden, dass solche Banken weitere Transaktionskosten in Rechnung stellen.

Falls die Zahlung in einer anderen Wéahrung als in der Referenzwéhrung erfolgt, wird der Gegenwert aus der Konvertie-
rung der Zahlungswahrung in die Referenzwéhrung, abziglich allfélliger Gebuhren, fir den Erwerb von Anteilen verwen-
det.

Die Mindestanlage, die von einem Anleger in einer bestimmten Anteilsklasse gehalten werden muss, ist dem Anhang A
"Teilfonds im Uberblick® zu entnehmen. Auf die Mindestanlage kann nach freiem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft
verzichtet werden.

Anteile kénnen auf Antrag eines Anlegers mit Zustimmung der Verwaltungsgesellschaft ebenfalls gegen Ubertragung
von Anlagen zum jeweiligen Tageskurs (Sacheinlage oder Einzahlung in specie) gezeichnet werden. Die Verwaltungsge-
sellschaft ist nicht verpflichtet, auf einen solchen Antrag einzutreten.

Sacheinlagen sind zulassig und anhand objektiver Kriterien von der Verwaltungsgesellschaft zu prufen und zu bewerten.
Die Ubertragenen Anlagen mussen mit der Anlagepolitik im Einklang stehen und es muss nach Auffassung der Verwal-
tungsgeselischaft ein aktuelles Anlageinteresse an den Titeln bestehen. Die Werthaltigkeit der Sacheinlage muss durch
den Wirtschaftsprifer gepruft werden. Sdmtliche in diesem Zusammenhang anfallende Kosten (inklusive Kosten des
Wirtschaftsprifers, anderer Ausgaben sowie allfélliger Steuern und Abgaben) werden durch den betreffenden Anleger
getragen und dirfen nicht zulasten des Vermdgens des OGAW verbucht werden.

Die Verwahrstelle und/oder die Verwaltungsgesellschaft kénnen jederzeit einen Zeichnungsantrag zurlickweisen oder
die Ausgabe von Anteilen zeitweilig beschrénken, aussetzen oder endgultig einstellen, wenn dies im Interesse der Anle-
ger, im offentlichen Interesse, zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft bzw. des jeweiligen Teilfonds oder der Anleger
erforderlich erscheint. In diesem Fall wird die Verwahrstelle eingehende Zahlungen auf nicht bereits ausgefiihrte Zeich-
nungsantrage ohne Zinsen unverziglich zurtickerstatten, gegebenenfalls erfolgt dies unter zu Hilfenahme der Zahlstel-
len.

Die Ausgabe von Fondsanteilen kann in Anwendungsfallen von Art. 12 eingestellt werden.
Art. 8 Ricknahme von Anteilen

Anteile werden zum Annahmeschluss Anteilsgeschéft geméass Anhang A "Teilfonds im Uberblick" angenommen, und
zwar zum Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilsklasse des entsprechenden Teilfonds, abzlglich allfalli-
ger Ricknahmeabschlége und etwaiger Steuern und Abgaben.
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Rucknahmeantrage miissen bei der Verwahrstelle bis spatestens zum Annahmeschluss eingehen. Falls ein Riicknahme-
antrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fir den folgenden Riicknahmetag vorgemerkt. Fiur bei Vertriebsstellen
im In- und Ausland platzierte Antrdge konnen zur Sicherstellung der rechtzeitigen Weiterleitung an die Verwahrstelle in
Liechtenstein frilhere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrage gelten. Diese kdnnen bei den jeweiligen Vertriebsstellen in
Erfahrung gebracht werden.

Informationen zum Riicknahmetag, zum Annahmeschluss sowie zur Hohe des allfalligen maximalen Ricknahmeab-
schlages sind Anhang A "Teilfonds im Uberblick® zu entnehmen.

Da flr einen angemessenen Anteil an liquiden Mitteln im Vermdgen des jeweiligen Teilfonds gesorgt werden muss, wird
die Auszahlung von Anteilen innerhalb von der in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick” festgesetzten Frist (Valuta) nach
dem massgeblichen Riicknahmetag erfolgen. Dies gilt nicht fr den Fall, dass sich geméss gesetzlichen Vorschriften wie
etwa Devisen- und Transferbeschrankungen oder aufgrund anderweitiger Umsténde, die ausserhalb der Kontrolle der
Verwabhrstelle liegen, die Uberweisung des Riicknahmebetrages als unméglich erweist.

Falls die Zahlung auf Verlangen des Anlegers in einer anderen Wéahrung erfolgen soll als in der Wéhrung, in der die be-
treffenden Anteile aufgelegt sind, berechnet sich der zu zahlende Betrag aus dem Erlds des Umtauschs von der Rech-
nungswahrung in die Zahlungswahrung, abzuglich allfalliger Gebuihren und Abgaben.

Mit Zahlung des Riicknahmepreises erlischt der entsprechende Anteil.

Fuhrt die Ausfuhrung eines Ricknahmeantrages dazu, dass der Bestand des betreffenden Anlegers unter die im Anhang
A Teilfonds im Uberblick* aufgefilhrte Mindestanlage der entsprechenden Anteilsklasse fallt, kann die Verwaltungsge-
sellschaft ohne weitere Mitteilung an den Anleger diesen Riicknahmeantrag als einen Antrag auf Rucknahme aller vom
entsprechenden Anleger in dieser Anteilsklasse gehaltenen Anteile oder als einen Antrag auf Umtausch der verbleiben-
den Anteile in eine andere Anteilsklasse desselben Teilfonds mit derselben Referenzwahrung, deren Teilnahmevoraus-
setzungen der Anleger erfiillt, behandeln.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder Verwahrstelle kdnnen Anteile gegen den Willen des Anlegers gegen Zahlung des
Rucknahmepreises einziehen, soweit dies im Interesse oder zum Schutz der Anleger, der Verwaltungsgesellschaft oder
eines oder mehrerer Teilfonds erforderlich erscheint, insbesondere wenn:

a) ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der Anteile "Market Timing®, "Late-
Trading“ oder sonstige Markttechniken betrieben werden, die der Gesamtheit der Anleger schaden kénnen,

b) der Anleger die Bedingungen fiir einen Erwerb der Anteile nicht erfillt oder

c) die Anteile in einem Staat vertrieben werden, in dem der jeweilige Teilfonds zum Vertrieb nicht zugelassen ist oder
von einer Person erworben worden sind, fir die der Erwerb der Anteile nicht gestattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Riicknahme von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger zum
Zeitpunkt der Einreichung des Antrags unbekannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Sachauslagen sind zulassig. Die Verwaltungsgesellschaft kann nach Zustimmung des Wirtschaftsprifers des Fonds die
Auszahlung des Ricknahmepreises an einen Anleger in specie vornehmen (Sachauslage). Dabei werden Anlagen aus
den Vermogenswerten des Teilfonds in Hohe des fir den entsprechenden Bewertungsstichtag geltenden Nettoinventar-
wertes der zurlickgegebenen Anteile auf den Anleger Gibertragen. Der Wert der Anlagen wird fiir den entsprechenden
Bewertungsstichtag nach der unter ,Berechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil“ beschriebenen Weise berechnet.
Die Art der in diesem Fall zu Ubertragenden Vermdgenswerte ist auf einer fairen und verniinftigen Grundlage und ohne
Beeintrachtigung der Interessen der anderen Anleger des jeweiligen Teilfonds zu bestimmen. Mit Zahlung des Riicknah-
mepreises erlischt der entsprechende Anteil.

Die Rucknahme von Fondsanteilen kann in Anwendungsféllen von Art. 12 eingestellt werden.
Art.9  Umtausch von Anteilen

Ein Umtausch von Anteilen in eine andere Anteilsklasse ist lediglich mdglich, sofern der Anleger die Bedingungen fur
den Direkterwerb von Anteilen der jeweiligen Anteilsklasse erfiillt.

Sofern unterschiedliche Anteilsklassen angeboten werden, kann auch ein Umtausch von Anteilen einer Anteilsklasse in
Anteile einer anderen Anteilsklasse erfolgen. Fir den Umtausch von einer Anteilklasse in eine andere Anteilsklasse kann
eine Umtauschgebiihr gemass Anhang A «Teilfonds im Uberblick» erhoben werden.

Falls ein Umtausch von Anteilen fir bestimmte Teilfonds oder Anteilsklassen nicht méglich ist, wird dies fir den betroffe-
nen Teilfonds bzw. die betroffene Anteilsklasse in dem jeweiligen teilfondsspezifischen Anhang A ,Teilfonds im Uber-
blick* erwahnt.

Die Anzahl der Anteile, in die der Anleger seinen Bestand umtauschen mdchte, wird nach folgender Formel berechnet:
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_ (BxC)
A' (D x E)

A= Anzahl der Anteile des neuen Teilfonds bzw. der allfélligen Anteilsklasse, in welche(n) umgetauscht werden soll

B = Anzahl der Anteile des Teilfonds bzw. der allfalligen Anteilsklasse, von wo aus der Umtausch vollzogen werden
soll

C = Nettoinventarwert oder Riicknahmepreis der zum Umtausch vorgelegten Anteile

D= Devisenwechselkurs zwischen den betroffenen Teilfonds bzw. allfélliger Anteilsklassen. Wenn beide Teilfonds

bzw. Anteilsklassen in der gleichen Rechnungswahrung bewertet werden, betragt dieser Koeffizient 1.

E = Nettoinventarwert der Anteile des Teilfonds bzw. der allfélligen Anteilsklasse, in welche(n) der Wechsel zu erfol-
gen hat, zuzlglich Steuern, Gebuhren oder sonstiger Abgaben

Fallweise kénnen bei einem Teilfondswechsel oder Anteilsklassenwechsel in einzelnen Landern Abgaben, Steuern und
Stempelgebihren anfallen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fiir einen Teilfonds bzw. eine Anteilsklasse jederzeit einen Umtauschantrag zurlick-
weisen, wenn dies im Interesse der Verwaltungsgesellschaft bzw. des Teilfonds oder im Interesse der Anleger geboten
erscheint, insbesondere wenn:

1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der Anteile ,Market Timing®, ,Late-
Trading“ oder sonstige Markttechniken betrieben werden, die der Gesamtheit der Anleger schaden kdnnen,

2. der Anleger nicht die Bedingungen fir einen Erwerb der Anteile erfillt, oder

3. die Anteile in einem Staat vertrieben, in dem der jeweilige Teilfonds zum Vertrieb nicht zugelassen ist oder von ei-
ner Person erworben worden sind, fiir die der Erwerb der Anteile nicht gestattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass der Umtausch von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger zum
Zeitpunkt der Einreichung des Antrags unbekannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Der Umtausch von Fondsanteilen kann in Anwendungsféllen von Art. 12 eingestellt werden.
Art. 10 Late Trading und Market Timing

Sollte der Verdacht bestehen, dass ein Antragsteller Late Trading oder Market Timing betreibt, wird die Verwaltungsge-
sellschaft und/oder die Verwahrstelle die Annahme des Zeichnungs-, Umtausch- oder Riicknahmeantrags solange ver-
weigern, bis der Antragsteller jegliche Zweifel in Bezug auf seinen Antrag ausgeraumt hat.

Late Trading

Unter Late Trading ist die Annahme eines Zeichnungs-, Umtausch- oder Riicknahmeauftrags zu verstehen, der nach
dem Annahmeschluss der Auftrage (cut-off time) des betreffenden Tages erhalten wurde, und seine Ausfiihrung zu dem
Preis, der auf dem an diesem Tag geltenden Nettoinventarwert basiert. Durch Late Trading kann ein Anleger aus der
Kenntnis von Ereignissen oder Informationen Gewinn ziehen, die nach dem Annahmeschluss der Auftrage veroffentlicht
wurden, sich jedoch noch nicht in dem Preis widerspiegeln, zu dem der Auftrag des Anlegers abgerechnet wird. Dieser
Anleger ist infolgedessen im Vorteil gegenliber den Anlegern, die den offiziellen Annahmeschluss eingehalten haben.
Der Vorteil dieses Anlegers ist noch bedeutender, wenn er das Late Trading mit dem Market Timing kombinieren kann.

Market Timing

Unter Market Timing ist das Arbitrageverfahren zu verstehen, mit dem ein Anleger kurzfristig Anteile desselben Teilfonds
bzw. derselben Anteilsklasse systematisch zeichnet und zurtickverkauft oder umwandelt, indem er die Zeitunterschiede
und/oder Fehler oder Schwéchen des Systems zur Berechnung des Nettoinventarwerts des Teilfonds bzw. der Anteils-
klasse nutzt.

Art. 11 Verhinderung von Geldwé&sche und Terrorismusfinanzierung

Die Verwaltungsgesellschaft tréagt dafur Sorge, dass sich die inlandischen Vertriebsstellen gegeniber der Verwaltungs-
gesellschaft verpflichten, die im Firstentum Liechtenstein geltenden Vorschriften des Sorgfaltspflichtgesetzes und der
dazugehoérenden Sorgfaltspflichtverordnung sowie die Richtlinien der FMA in der jeweils gliltigen Fassung zu beachten.
Ebenso tragt die Verwaltungsgesellschaft dafiir Sorge, dass sich die inl&ndischen Vertriebsstellen zur Einhaltung der
genannten Vorschriften verpflichten.

Sofern die inl&ndischen Vertriebsstellen Gelder von Anlegern selbst entgegennehmen, sind sie in ihrer Eigenschaft als
Sorgfaltspflichtige verpflichtet, nach Massgabe des Sorgfaltspflichtgesetzes und der Sorgfaltspflichtverordnung den
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Zeichner zu identifizieren, die wirtschaftlich berechtigte Person festzustellen, ein Profil der Geschéaftsbeziehung zu erstel-
len und alle fur sie geltenden lokalen Vorschriften zur Verhinderung von Geldwéscherei zu befolgen.

Dartber hinaus haben die Vertriebsstellen und ihre Verkaufsstellen auch alle Vorschriften zur Verhinderung von Geldwa-
sche und Terrorismusfinanzierung zu beachten, die in den jeweiligen Vertriebslandern in Kraft sind.

Art. 12 Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe, der Riicknahme und des Um-
tausches von Anteilen

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Berechnung des Nettoinventarwertes und/oder die Ausgabe, die Riicknahme und
den Umtausch von Anteilen eines Teilfonds zeitweise aussetzen, sofern dies im Interesse der Anleger gerechtfertigt ist,
insbesondere:

a) wenn ein Markt, welcher Grundlage fur die Bewertung eines wesentlichen Teils des Vermdgens des Teilfonds bil-
det, geschlossen ist oder wenn der Handel an einem solchen Markt beschrénkt oder ausgesetzt ist;

b) bei politischen, wirtschaftlichen oder anderen Notféllen; oder

c) wenn wegen Beschrankungen der Ubertragung von Vermdgenswerten Geschéfte fiir den OGAW undurchfiihrbar
werden.

Die Aussetzung der Berechnung des Nettovermégenswertes eines Teilfonds beeintrachtigt die Berechnung des Netto-
vermdgenswertes der anderen Teilfonds nicht, wenn keine der oben angefiihrten Bedingungen auf die anderen Teilfonds
zutreffen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstandigen oder zeitweiligen Aussetzung der Aus-
gabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Erreichen des Anlageziels beeintrachtigen kdnnten.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Berechnung des Nettoinventarwertes
pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Ausgabe von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im
Publikationsorgan sowie in den im Prospekt und Fondsvertrag genannten Medien oder mittels dauerhaften Datentréagern
(Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) tber den Grund und den Zeitpunkt der Einstellung informiert.

Daneben ist die Verwaltungsgesellschaft unter Wahrung der Interessen der Anleger berechtigt, erhebliche Riicknahmen
erst zu tatigen, d.h. die Ricknahme zeitweilig auszusetzen, nachdem entsprechende Vermdgenswerte des jeweiligen
Teilfonds ohne Verzégerung unter Wahrung der Interessen der Anleger verkauft werden kénnen.

Solange die Ricknahme der Anteile ausgesetzt ist, werden keine neuen Anteile dieses Teilfonds ausgegeben. Umtau-
sche von Anteilen, deren Riickgabe voriibergehend eingeschrankt ist, sind nicht méglich. Die zeitweilige Aussetzung der
Ricknahmen von Anteilen eines Teilfonds fuhrt nicht zur zeitweiligen Einstellung der Riicknahme anderer Teilfonds, die
von den betreffenden Ereignissen nicht beriihrt sind.

Die Verwaltungsgesellschaft achtet darauf, dass dem jeweiligen Teilfondsvermdgen ausreichende fliissige Mittel zur Ver-
fugung stehen, damit eine Rucknahme bzw. der Umtausch von Anteilen auf Antrag von Anlegern unter normalen Um-
standen unverziglich erfolgen kann.

Die Verwaltungsgesellschaft teilt die Aussetzung der Anteilsriicknahme und - auszahlung unverziiglich der FMA und in
geeigneter Weise den Anlegern mit. Zeichnungs-, Riicknahme bzw. Umtauschantrage werden nach Wiederaufnahme

der Berechnung des Nettoinventarwertes abgerechnet. Der Anleger kann seinen Zeichnungs-, Ricknahme- bzw. Um-

tauschantrag bis zur Wiederaufnahme des Anteilshandels widerrufen.

Art. 13 Verkaufsrestriktionen

Die Anteile des OGAW sind nicht in allen Landern der Welt zum Vertrieb zugelassen. Bei der Ausgabe, der Rlicknahme
und dem Umtausch von Anteilen im Ausland kommen die dort geltenden Bestimmungen zur Anwendung. Details sind
dem Prospekt zu entnehmen.

Il.  Strukturmassnahmen

Art. 14 Verschmelzung

Im Sinne von Art. 38 UCITSG kann die Verwaltungsgesellschaft jederzeit und nach freiem Ermessen mit Genehmigung
der entsprechenden Aufsichtsbehotrde die Verschmelzung des OGAW mit einem oder mehreren anderen OGAW be-
schliessen und zwar unabhéngig davon, welche Rechtsform der OGAW hat und ob der andere OGAW seinen Sitz in
Liechtenstein hat oder nicht. Teilfonds und Anteilsklassen des OGAW koénnen ebenfalls untereinander, aber auch mit
einem oder mehreren anderen OGAW oder deren Teilfonds und Anteilsklassen verschmolzen werden.

Ebenso ist es méglich, den OGAW bzw. dessen Teilfonds und Anteilsklassen zu spalten.
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Alle Vermdgensgegenstéande des OGAW bzw. des Teilfonds dirfen mit Genehmigung der entsprechenden Aufsichtsbe-
hérde zum Geschaftsjahresende (Ubertragungsstichtag) auf einen anderen bestehenden, oder ein durch die Verschmel-
zung neu gegrindeten OGAW bzw. Teilfonds tbertragen werden. Der OGAW bzw. der Teilfonds darf auch mit einem
OGAW bzw. Teilfonds verschmolzen werden, der in einem anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt wurde und ebenfalls
den Vorgaben der Richtlinie 2009/65/EG entspricht. Mit Zustimmung der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) kann
ein anderer Ubertragungsstichtag bestimmt werden. Es kénnen auch zum Geschéftsjahresende oder einem anderen
Ubertragungsstichtag alle Vermogensgegenstande eines anderen OGAW oder eines auslandischen richtlinienkonformen
OGAW auf einen OGAW Uubertragen werden. Schliesslich besteht auch die Méglichkeit, dass nur die Vermégenswerte
eines ausléandischen richtlinienkonformen OGAW ohne dessen Verbindlichkeiten auf den OGAW Ubertragen werden.

Die depotfilhrenden Stellen der Anleger Gbermitteln diesen spatestens 35 Arbeitstage vor dem geplanten Ubertragungs-
stichtag in Papierform oder in elektronischer Form Informationen zu den Griinden fir die Verschmelzung, den potentiel-
len Auswirkungen fur die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang mit der Verschmelzung sowie zu massgeblichen
Verfahrensaspekten. Die Anleger erhalten auch die wesentlichen Anlegerinformationen flir das Sondervermégen bzw.
den OGAW, der bestehen bleibt oder durch die Verschmelzung neu gebildet wird.

Die Anleger haben bis fiinf Arbeitstage vor dem geplanten Ubertragungsstichtag entweder die Mdglichkeit, ihre Anteile
ohne Rickgabeabschlag zuriickzugeben, oder ihre Anteile gegen Anteile eines anderen OGAWSs umzutauschen, der
ebenfalls von der Verwaltungsgesellschaft verwaltet wird und tber eine ahnliche Anlagepolitik wie der zu verschmel-
zende OGAW verflgt.

Am Ubertragungsstichtag werden die Werte des iibernehmenden und des ibertragenden Sondervermdgens oder
OGAW berechnet, das Umtauschverhaltnis wird festgelegt und der gesamte Vorgang wird vom Wirtschaftsprifer gepruft.
Das Umtauschverhdltnis ermittelt sich nach dem Verhaltnis der Nettoinventarwerte des ibernommenen und des aufneh-
menden Sondervermégens zum Zeitpunkt der Ubernahme. Der Anleger erhalt die Anzahl von Anteilen an dem neuen
Sondervermdgen, die dem Wert seiner Anteile an dem Ubertragenden Sondervermégen entspricht. Es besteht auch die
Mdoglichkeit, dass den Anlegern des Ubertragenden Sondervermdgens bis zu 10 % des Wertes ihrer Anteile in bar ausge-
zahlt werden. Findet die Verschmelzung wahrend des laufenden Geschaftsjahres des Uibertragenden Sondervermdgens
statt, muss dessen verwaltende Verwaltungsgesellschaft auf den Ubertragungsstichtag einen Bericht erstellen, der den
Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht.

Die Verwaltungsgesellschaft macht im Publikationsorgan des OGAW, der Web-Seite des LAFV Liechtensteinischer Anla-
gefondsverband www.lafv.li bekannt, wenn der OGAW einen anderen OGAW aufgenommen hat und die Verschmelzung
wirksam geworden ist. Sollte der OGAW durch eine Verschmelzung untergehen, tibernimmt die Verwaltungsgesellschaft
die Bekanntmachung, die den aufnehmenden oder neu gegriindeten OGAW verwaltet.

Die Ubertragung aller Vermégensgegenstande dieses OGAW auf einen anderen inlandischen OGAW oder einen ande-
ren auslandischen OGAW findet nur mit Genehmigung der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) statt.

Art. 15 Anlegerinformation, Zustimmung und Anlegerrechte

Die Anleger werden angemessen und prazise uber die geplante Verschmelzung informiert. Die Anlegerinformation muss
den Anlegern ein fundiertes Urteil Uber die Auswirkungen des Vorhabens auf ihre Anlage und die Ausubung ihrer Rechte
nach Art. 44 und 45 UCITSG ermdglichen.

Die Anleger haben kein Mitbestimmungsrecht in Bezug auf die Verschmelzung.
Art. 16 Kosten der Verschmelzung

Rechts-, Beratungs- oder Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und Durchfiihrung der Verschmelzung verbunden
sind, werden weder einem der an der Verschmelzung beteiligten OGAW bzw. Teilfonds noch den Anlegern angelastet.

Fur Strukturmassnahmen nach Art. 49 lit. a bis ¢ UCITSG gilt dies sinngemass.

Besteht ein OGAW als Master-OGAW, wird eine Verschmelzung nur dann wirksam werden, wenn der betreffende
OGAW seinen Anlegern und den zustandigen Behérden des Herkunftsmitgliedstaates seines Feeder-OGAW bis 60
Tage vor dem vorgeschlagenen Datum des Wirksamwerdens die gesetzlich vorgesehenen Informationen bereitstellt. In
diesem Fall gewahrt der betreffende OGAW den Feeder-OGAW des Weiteren die Mdglichkeit, vor Wirksamwerden der
Verschmelzung alle Anteile zuriickzunehmen respektive auszuzahlen, es sei denn, die zustandige Behorde des Her-
kunftsmitgliedstaates des Feeder-OGAW genehmigt die Anlage in Anteile des aus der Verschmelzung hervorgehenden
Master-OGAW nicht.

IIl.  Auflésung des OGAW, seiner Teilfonds und seiner Anteilsklassen
Art. 17 Im Allgemeinen

Die Bestimmungen zur Auflésung des OGAW gelten ebenfalls fir dessen Teilfonds und Anteilsklassen.
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Die Anleger werden tber den Beschluss der Verwaltungsgesellschaft auf dem gleichen Weg informiert, wie im vorherge-
henden Abschnitt "Strukturmassnahmen® beschrieben.

Art. 18 Beschluss zur Auflésung

Die Auflésung des OGAW oder eines seiner Teilfonds erfolgt zwingend in den gesetzlich vorgesehenen Fallen. Zusatz-
lich ist die Verwaltungsgesellschaft jederzeit berechtigt, den OGAW oder einzelne Teilfonds bzw. eine einzelne Anteils-
klasse aufzuldsen.

Anleger, Erben und sonstige Berechtigte kénnen die Aufteilung oder Auflésung des OGAW oder eines anderen Teilfonds
bzw. einer einzelnen Anteilsklasse nicht verlangen.

Der Beschluss Uiber die Auflésung des Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse wird auf der Webseite des Liechtensteinischen
Anlagefondsverbandes LAFV (www.lafv.li) als Publikationsorgan des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten
Medien und dauerhaften Datentragern (Brief, Fax, E-Mail oder Vergleichbares) verdéffentlicht. Vom Tage des Auflésungs-
beschlusses an werden keine Anteile mehr ausgegeben, umgetauscht oder zurickgenommen.

Bei Aufldsung des OGAW oder eines seiner Teilfonds darf die Verwaltungsgesellschaft die Aktiven des OGAW resp. des
jeweiligen Teilfonds im besten Interesse der Anleger unverziiglich liquidieren. Im Ubrigen erfolgt die Liquidation des
OGAW bzw. des Teilfonds geméass den Bestimmungen des liechtensteinischen Personen- und Gesellschaftsrechts
(PGR).

Wenn die Verwaltungsgesellschaft eine Anteilsklasse auflost, ohne den OGAW bzw. den Teilfonds aufzulésen, werden
alle Anteile dieser Klasse zu ihrem dann gultigen Nettoinventarwert zuriickgenommen. Diese Rucknahme wird von der
Verwaltungsgesellschaft verdffentlicht und der Riicknahmepreis wird von der Verwahrstelle zugunsten der ehemaligen
Anleger ausbezahlt.

Art. 19 Grinde fur die Auflésung

Soweit das Nettovermdgen des OGAW einen Wert unterschreitet, der fiir eine wirtschaftlich effiziente Verwaltung erfor-
derlich ist sowie im Falle einer wesentlichen Anderung im politischen, wirtschaftlichen oder geldpolitischen Umfeld oder
im Rahmen einer Rationalisierung kann die Verwaltungsgesellschaft beschliessen, alle Anteile des OGAW, eines Teil-
fonds oder einer Anteilsklasse zum Nettoinventarwert (unter Berilicksichtigung der tatséchlichen Realisierungskurse und
Realisierungskosten der Anlagen) des Bewertungstages, zu welchem der entsprechende Beschluss wirksam wird, zu-
rickzunehmen oder zu annullieren.

Art. 20 Kosten der Auflésung
Die Kosten der Auflésung gehen zu Lasten des Nettofondsvermégens des OGAW resp. des jeweiligen Teilfonds.
Art. 21 Aufldsung und Konkurs der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Verwahrstelle

Das zum Zwecke der gemeinschaftlichen Kapitalanlage fur Rechnung der Anleger verwaltete Vermdgen féllt im Fall der
Auflésung und des Konkurses der Verwaltungsgesellschaft nicht in deren Konkursmasse und wird nicht zusammen mit
dem eigenen Vermogen aufgeldst. Der OGAW oder ein Teilfonds bildet zugunsten seiner Anleger ein Sondervermégen.
Jedes Sondervermdgen ist mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwaltungsgesellschaft zu tbertragen oder im
Wege der abgesonderten Befriedigung zugunsten der Anleger des OGAW oder eines Teilfonds aufzulésen.

Im Fall des Konkurses der Verwahrstelle ist das verwaltete Vermdgen des OGAW oder eines Teilfonds mit Zustimmung
der FMA auf eine andere Verwahrstelle zu Uibertragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zugunsten der
Anleger des OGAW oder eines Teilfonds aufzuldsen.

Art. 22 Kindigung des Verwahrstellenvertrages

Im Falle der Kundigung des Verwahrstellenvertrages ist das Nettofondsvermégen des OGAW oder eines Teilfonds mit
Zustimmung der FMA auf eine andere Verwabhrstelle zu tUbertragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zu-
gunsten der Anleger des OGAW oder eines Teilfonds aufzulésen.

IV. Die Teilfonds

Art. 23 Die Teilfonds

Der OGAW besteht aus einem oder mehreren Teilfonds. Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit beschliessen, wei-
tere Teilfonds aufzulegen. Der Prospekt sowie der Fondsvertrag inklusive teilfondsspezifischem Anhang A ,Teilfonds im
Uberblick* ist entsprechend anzupassen.

Die Anleger sind an dem jeweiligen Teilfondsvermégen des OGAW nach Massgabe der von ihnen erworbenen Anteile
beteiligt.
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Jeder Teilfonds gilt im Verhéltnis der Anleger untereinander als eigenstandiges Vermégen. Die Rechte und Pflichten der
Anleger eines Teilfonds sind von denen der Anleger der anderen Teilfonds getrennt.

Gegeniber Dritten haften die Vermdgenswerte der einzelnen Teilfonds lediglich fur Verbindlichkeiten, die von den betref-
fenden Teilfonds eingegangen werden.

Art. 24 Dauer der einzelnen Teilfonds

Die Teilfonds kdnnen auf bestimmte oder unbestimmte Zeit errichtet werden. Die Dauer eines Teilfonds ergibt sich fir
den jeweiligen Teilfonds aus Anhang A ,Teilfonds im Uberblick*.

Art. 25 Strukturmassnahmen bei Teilfonds

Die Verwaltungsgesellschaft kann sdmtliche Strukturmassnahmen, die im Art. 14 ff. dieses Fondsvertrages vorgesehen
sind, fur jeden Teilfonds durchfuhren.

Art. 26 Anteilsklassen
Die Verwaltungsgesellschaft kann fiir jeden Teilfonds mehrere Anteilsklassen bilden.

Es koénnen Anteilsklassen gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, der
Referenzwahrung und des Einsatzes von Wahrungssicherungsgeschéften, der Verwaltungsvergutung, der Mindestanla-
gesumme, des Anlegerkreises bzw. einer Kombination dieser Merkmale von den bestehenden Anteilsklassen unter-
scheiden. Die Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteilklassen erworben haben, bleiben davon jedoch
unberuhrt.

Die Anteilsklassen, die in Zusammenhang mit jedem Teilfonds aufgelegt sind, sowie die in Zusammenhang mit den An-
teilen der Teilfonds entstehenden Gebiihren und Vergiitungen sind in Anhang A "Teilfonds im Uberblick" genannt.

V. Allgemeine Anlagegrundsétze und -beschrankungen

Art. 27 Anlagepolitik

Die teilfondsspezifische Anlagepolitik wird fiir den jeweiligen Teilfonds in Anhang A " Teilfonds im Uberblick" beschrie-
ben.

Die folgenden allgemeinen Anlagegrundsatze und -beschrankungen gelten fur samtliche Teilfonds, sofern keine Abwei-
chungen oder Erganzungen fiir den jeweiligen Teilfonds in Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* enthalten sind.

Beim A2028 Fund handelt sich um einen aktiv gemanagten Fonds ohne Bezugnahme auf eine Benchmark.
Art. 28 Allgemeine Anlagegrundsétze und -beschrankungen

Das jeweilige Teilfondsvermdgen wird unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung im Sinne der Regeln des
UCITSG und nach den im Folgenden beschriebenen anlagepolitischen Grundsétzen und innerhalb der Anlagebeschran-
kungen angelegt.

Art. 29 Zugelassene Anlagen

Jedes Teilfondsvermdgen darf die Vermdgensgegenstande fiir Rechnung seiner Anleger ausschliesslich in einen oder
mehrere der folgenden Vermdgensgegenstande anlegen:

1. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente:

a) die an einem geregelten Markt im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Ziff. 21 der Richtlinie 2014/65/EU notiert oder
gehandelt werden;

b) die an einem anderen geregelten Markt eines EWR-Mitgliedstaats, der anerkannt, fir das Publikum offen
und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist, gehandelt werden;

c) die an einer Wertpapierbérse eines Drittstaates amtlich notiert oder an einem anderen Markt weltweitge-
handelt werden, der anerkannt, fiir das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist.

2. Wertpapiere aus Neuemissionen, sofern:

a) die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur amtlichen Notierung bzw.
zum Handel an einer unter Ziffer 1 a) bis c) erwadhnten Wertpapierbdrsen bzw. an einem dort geregelten
Markt beantragt wurde und

b) diese Zulassung spéatestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt wird;
3. Anteile von OGAW und anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fir gemeinsame Anlagen im Sinne

von Art. 3 Abs. 1 Ziffer 17 UCITSG, sofern diese nach ihren konstituierenden Dokumenten héchstens 10 % ihres
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Vermogens in Anteilen eines anderen OGAW oder vergleichbarer Organismen fiir gemeinsame Anlagen anlegen
dirfen;

4.  Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hdchstens zwdlf Monaten bei Kreditinstituten, die ihren
Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem Drittstaat haben, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts gleich-
wertig ist;

5. Derivate, deren Basiswert Anlagegegensténde im Sinne dieses Artikels oder Finanzindizes, Zinssatze, Wechsel-
kurse oder Wahrungen sind. Im Fall von Geschéften mit OTC-Derivaten missen die Gegenparteien beaufsichtigte
Institute einer von der FMA zugelassenen Kategorie sein und die OTC-Derivate einer zuverlassigen und tberpriif-
baren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit auf Initiative des OGAW zum angemessenen Zeitwert
veraussert, liquidiert oder durch ein Gegengeschéft glattgestellt werden kénnen;

6. Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem geregelten Markt gehandelt werden, sofern die Emission oder der Emit-
tent dieser Instrumente Vorschriften Uber den Einlagen- und den Anlegerschutz unterliegt, vorausgesetzt, sie wer-
den:

a) von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Kérperschaft oder der Zentralbank eines EWR-Mit-
gliedstaats, der Europdischen Zentralbank, der Gemeinschaft oder der Européischen Investitionsbank,
einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat der Foderation oder von einer
internationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein EWR-Mitgliedstaat ange-
hort, ausgegeben oder garantiert;

b) von einem Unternehmen ausgegeben, dessen Wertpapiere auf den unter Bst. a) bezeichneten geregelten
Méarkten gehandelt werden;

c) von einem Institut, das geméass den im EWR-Recht festgelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist oder
einem Institut ausgegeben oder garantiert, dessen Aufsichtsrecht dem EWR-Recht gleichwertig ist und
das dieses Recht einhélt; oder

d) von einem Emittenten ausgegeben, der einer von der FMA zugelassenen Kategorie angehort, sofern fiir
Anlagen in diesen Instrumenten den Ziffer 1 bis 3 gleichwertige Anlegerschutzvorschriften gelten und der
Emittent entweder ein Unternehmen mit einem Eigenkapital in Hohe von mindestens 10 Millionen Euro ist
und seinen Jahresabschluss nach den Vorschriften der Richtlinie 78/660/EWG, in Liechtenstein umgesetzt
durch PGR erstellt und veréffentlicht, oder ein gruppenzugehériger Rechtstrager ist, der fir die Finanzie-
rung der Unternehmensgruppe mit zumindest einer bérsennotierten Gesellschaft zustéandig ist oder ein
Rechtstrager ist, der die wertpapiermassige Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung einer von
einer Bank eingerdaumten Kreditlinie finanzieren soll.

Die Verwaltungsgesellschaft darf daneben flissige Mittel halten.
Art. 30 Nicht zugelassene Anlagen
Die Verwaltungsgesellschaft darf nicht:

1. mehrals 10 % des Vermogens je Teilfonds in andere als die in Art. 29 genannten Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente anlegen;

2. Edelmetalle oder Zertifikate Giber Edelmetalle erwerben;
3. ungedeckte Leerverkaufe tatigen.
Art. 31 Derivateinsatz, Techniken und Instrumente

Das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den Gesamtnettowert des jeweiligen Teilfondsvermégens nicht tiber-
schreiten. Die Verwaltungsgesellschaft darf als Teil der Anlagestrategie innerhalb der in Art. 53 UCITSG festgelegten
Grenzen Anlagen in Derivaten tatigen. Bei der Berechnung des Risikos werden der Marktwert der Basiswerte, das Aus-
fallrisiko, kunftige Marktfluktuationen und die Liquidationsfrist der Positionen berticksichtigt. Der Fonds darf als Teil sei-
ner Anlagepolitik und im Rahmen der Grenzen von Art. 53 UCITSG Anlagen in Derivate téatigen, sofern das Gesamtrisiko
der Basiswerte die Anlagegrenzen des Art. 54 UCITSG nicht Uberschreitet.

Sofern der Schutz der Anleger und das 6ffentliche Interesse nicht entgegenstehen, sind Anlagen des OGAW bzw. der
Teilfonds in indexbasierte Derivate in Bezug auf die Obergrenzen des Art. 54 UCITSG nicht zu beriicksichtigen.

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss es hinsichtlich der Einhaltung der
Vorschriften von Art. 54 UCITSG mitbericksichtigt werden.
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Die Verwaltungsgesellschaft darf mit Genehmigung der FMA zur effizienten Verwaltung der Portfolios unter Einhaltung
der Bestimmungen des UCITSG Techniken und Instrumente einsetzen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum
Gegenstand haben.

Kreditaufnahmen, Wertschriftenleihe und Pensionsgeschéfte sind im Rahmen der im UCITSG und der entsprechenden
Verordnung vorgesehenen Grenzen zulassig.

Art. 32 Anlagegrenzen

Fir jedes Teilfondsvermdgen einzeln sind folgende Anlagegrenzen einzuhalten:

1.

Ein Teilfonds darf h6chstens 5 % seines Vermdgens in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten desselben Emit-
tenten und héchstens 20 % seines Vermogens in Einlagen desselben Emittenten anlegen.

Das Ausfallrisiko aus Geschéften des Teilfonds mit OTC-Derivaten mit einem Kreditinstitut als Gegenpartei, das
seinen Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem Drittstaat hat, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts
gleichwertig ist, darf 10 % des Vermdgens des Teilfonds nicht tiberschreiten; bei anderen Gegenparteien betragt
das maximale Ausfallrisiko 5 % des Vermdgens.

Sofern der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Emittenten, bei denen der Teilfonds jeweils
mehr als 5 % seines Vermdgens anlegt, 40 % seines Vermogens nicht Uberschreitet, ist die in Abs. 1 genannte
Ausstellergrenze von 5 % auf 10 % angehoben. Die Begrenzung auf 40 % findet keine Anwendung fiir Einlagen
oder auf Geschéfte mit OTC-Derivaten mit beaufsichtigten Finanzinstituten. Bei Inanspruchnahme der Anhebung
werden die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente nach Ziffer 5 und die Schuldverschreibungen nach Ziffer 6 nicht
beriicksichtigt.

Ungeachtet der Einzelobergrenzen nach Ziffer 1 und 2 darf der Teilfonds Folgendes nicht kombinieren, wenn dies
zu einer Anlage von mehr als 20 % seines Vermdgens bei ein und derselben Einrichtung fuhren wiirde:

a) von dieser Einrichtung ausgegebene Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente;
b)  Einlagen bei dieser Einrichtung;
c) von dieser Einrichtung erworbene OTC-Derivate.

Sofern die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente von einem EWR-Mitgliedstaat oder seinen Gebietskdrperschaf-
ten, von einem Drittstaat oder von einer internationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindes-
tens ein EWR-Mitgliedstaat angehdrt, ausgegeben oder garantiert werden, ist die in Abs. 1 genannte Obergrenze
von 5 % auf hdchstens 35 % angehoben.

Sofern Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut mit Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat ausgegeben werden,
das aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen
offentlichen Aufsicht unterliegt und insbesondere die Ertrage aus der Emission dieser Schuldverschreibungen in
Vermdgenswerte anzulegen hat, die wahrend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich daraus
ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken und vorrangig fiir die beim Ausfall des Emittenten fallig wer-
dende Riickzahlung des Kapitals und der Zinsen bestimmt sind, ist fiir solche Schuldverschreibungen die in Abs. 1
genannte Obergrenze von 5 % auf hdchstens 25 % angehoben. In diesem Fall darf der Gesamtwert der Anlagen
80 % des Vermdogens des OGAW nicht Uiberschreiten.

Die in Zziffer 1 bis 6 genannten Grenzen durfen nicht kumuliert werden. Die maximale Ausstellergrenze betragt 35 %
des jeweiligen Teilfondsvermégens

Im Falle der Ausnahmegenehmigung der FMA kann diese Grenze auch mehr als 35 % betragen. Diese muss im
Prospekt sowie in der Werbung deutlich erwéahnt werden. Die Verwaltungsgesellschaft ist erméchtigt, nach dem
Grundsatz der Risikostreuung bis zu 100 % des Vermdégens eines Teilfonds in Wertpapiere und Geldmarktinstru-
mente des gleichen Emittenten anzulegen, sofern diese von einem Staat, einer offentlich-rechtlichen Kérperschaft
aus der OECD oder von internationalen Organisationen offentlich-rechtlichen Charakters begeben oder garantiert
werden. Diese Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente missen in mindestens sechs verschiedene Emissionen
aufgeteilt sein, wobei Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente aus ein und derselben Emission 30 % des Gesamt-
betrags des Vermdgens eines Teilfonds nicht tberschreiten dirfen. Die vorgenannten Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente bleiben bei der Anwendung der Grenze von 40 % nach Ziffer 3 ausser Betracht. Diese Anlagen
umfassen dabei insbesondere Unternehmens- und Staatsanleihen.

Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe gelten fur die Berechnung der in diesem Artikel vorgesehenen An-
lagegrenzen als ein einziger Emittent. Fur Anlagen in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten derselben Unter-
nehmensgruppe ist die Ausstellergrenze auf zusammen 20 % des Vermdgens des Teilfonds angehoben.

51



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

Ein Teilfonds darf h6chstens 20% seines Vermdgens in Anteile desselben OGAW oder desselben mit einem
OGAW vergleichbaren Organismus fir gemeinsame Anlagen anlegen.

Die Anlagen in Anteilen von mit OGAW vergleichbaren Organismen fiir gemeinsame Anlagen dirfen insgesamt
30 % des Teilfondsvermégens nicht Uibersteigen. Diese Anlagen sind in Bezug auf die Obergrenzen des Art. 54
UCITSG nicht zu beriicksichtigen.

Ein Teilfonds darf hochstens 20 % seines Vermdgens in Aktien und/oder Schuldtitel ein und desselben Emittenten
anlegen, wenn es gemass der Anlagepolitik des betreffenden Teilfonds Ziel des betroffenen Teilfonds ist, einen
bestimmten, von der FMA anerkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nachzubilden. Voraussetzung hierfir ist, dass

- die Zusammensetzung des Index hinreichend diversifiziert ist;
- der Index eine adéaquate Bezugsgrundlage fur den Markt darstellt, auf den er sich bezieht;
- der Index in angemessener Weise veroffentlicht wird.

Diese Grenze betragt 35 %, sofern dies aufgrund aussergewdhnlicher Marktbedingungen gerechtfertigt ist, und
zwar insbesondere auf geregelten Markten, auf denen bestimmte Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente stark
dominieren. Eine Anlage bis zu dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emittenten méglich.

Werden die unter Art. 30 und Art. 32 dieses Vertrages genannten Grenzen unbeabsichtigt oder infolge Ausiibung
von Bezugsrechten tberschritten, so hat der OGAW bzw. der Teilfonds bei ihren Verk&ufen als vorrangiges Ziel,
die Normalisierung dieser Lage unter Bericksichtigung der Interessen der Anleger anzustreben. Teilfonds dirfen
binnen der ersten sechs Monate nach ihrer Zulassung von den Vorschriften dieses Kapitels "Bestimmungen zur
Anlagepolitik“ abweichen. Dem Gebot der Risikostreuung ist weiterhin Folge zu leisten.

Die Teilfonds kénnen Anteile, die von einem oder mehreren anderen Teilfonds auszugeben sind oder ausgegeben
wurden, zeichnen, erwerben und/oder halten, sofern:

- der Ziel- Teilfonds nicht seinerseits in den Teilfonds investiert, der in diesen Ziel-Teilfonds investiert; und

- der Anteil des Vermdgens, den die Ziel-Teilfonds deren Erwerb beabsichtigt ist, entsprechend ihres Prospek-
tes oder ihrer Satzung insgesamt in Anteile anderer Ziel-Teilfonds desselben mit OGAW vergleichbaren Orga-
nismus fir gemeinsame Anlagen investieren durfen, 10 % nicht Uberschreitet; und

- das eventuell an die betroffenen Wertpapiere gebundene Stimmrecht so lange ausgesetzt ist, wie sie durch
den betroffenen Teilfondsgehalten werden, ungeachtet einer angemessenen Auswertung in den Abschliissen
und den periodischen Berichten; und

- auf jeden Fall der Wert dieser Wertpapiere bei der von dem UCITSG auferlegten Kalkulation des Nettovermo-
gens des OGAW zum Zwecke der Verifizierung des Mindestmasses des Nettovermdgens nach UCITSG be-
riicksichtigt wird, solange diese Wertpapiere vom jeweiligen Teilfonds gehalten werden; und

- es keine Mehrfachberechnung der Gebiihren fur die Anteilsausgabe oder —riicknahme zum einen auf der
Ebene des OGAW, der in den Ziel-Teilfonds investiert hat, und zum anderen auf der Ebene des Ziel-Teilfonds
gibt.

Machen die Anlagen nach Ziffer 9 einen wesentlichen Teil des Vermogens des Teilfonds aus, muss der teilfonds-
spezifische Anhang iber die maximale Hohe und der Jahresbericht Gber den maximalen Anteil der Verwaltungsge-
bihren informieren, die vom Teilfonds selbst und von den Organismen flir gemeinsame Anlagen nach Ziffer 9, de-
ren Anteile erworben wurden, zu tragen sind.

Werden Anteile unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft oder von einer Gesellschaft verwaltet,
mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung, Kontrolle oder qualifizierte Beteiligung
verbunden ist, dirfen weder die Verwaltungsgesellschaft noch die andere Gesellschaft fiir die Anteilsausgabe oder
-ricknahme an den oder von dem Teilfondsvermdgen Gebihren berechnen.

Eine Verwaltungsgesellschaft erwirbt fur keine von ihr verwalteten OGAW bzw. Teilfonds Stimmrechtsaktien des-
selben Emittenten, mit denen sie einen nennenswerten Einfluss auf die Geschéftsfiihrung des Emittenten ausiiben
kann. Ein nennenswerter Einfluss wird ab 10 % der Stimmrechte des Emittenten vermutet. Gilt in einem anderen
EWR-Mitgliedstaat eine niedrigere Grenze fir den Erwerb von Stimmrechtsaktien desselben Emittenten, ist diese
Grenze fiur die Verwaltungsgesellschaft massgebend, wenn sie fiir einen OGAW Aktien eines Emittenten mit Sitz in
diesem EWR-Mitgliedstaat erwirbt.

Je Teilfondsvermdgen durfen Finanzinstrumente desselben Emittenten in einem Umfang von hdchstens:

a) 10 % des Grundkapitals des Emittenten erworben werden, soweit stimmrechtslose Aktien betroffen sind,;
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b) 10 % des Gesamtnennbetrags der in Umlauf befindlichen Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstru-
mente des Emittenten erworben werden, soweit Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstrumente be-
troffen sind. Diese Grenze braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Gesamtnennbetrag zum
Zeitpunkt des Erwerbs nicht ermitteln l&sst;

c) 25% der Anteile desselben Organismus erworben werden, soweit Anteile von anderen OGAW oder von
mit einem OGAW vergleichbaren Organismus fir gemeinsame Anlagen betroffen sind. Diese bestimmte
Grenze braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Nettobetrag zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht
ermitteln l&sst.

17. Ziffer 15 und 16 sind nicht anzuwenden:

a) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem staatlichen Emittenten ausgegeben oder ga-
rantiert werden;

b) auf Aktien, die ein Teilfonds an dem Kapital einer Gesellschaft eines Drittstaates besitzt, die ihr Vermdgen
im Wesentlichen in Wertpapieren von Emittenten anlegt, die in diesem Drittstaat anséssig sind, wenn eine
derartige Beteiligung fur den Teilfonds aufgrund der Rechtsvorschriften dieses Drittstaates die einzige
Moglichkeit darstellt, Anlagen in Wertpapieren von Emittenten dieses Landes zu tatigen. Dabei sind die
Voraussetzungen des UCITSG zu beachten;

¢) auf von Verwaltungsgesellschaften gehaltene Aktien am Kapital ihrer Tochtergesellschaften, die im Nie-
derlassungsstaat ausschliesslich fiir die Verwaltungsgesellschaft den Rickkauf von Aktien auf Wunsch
der Anleger organisieren.

Zusatzlich zu den aufgefiihrten Beschrankungen gemass Art. 32, Ziffer 1 — 17 sind allfallige weitere Beschrankungen in
Anhang A " Teilfonds im Uberblick zu beachten.

Von den Anlagegrenzen darf in den folgenden Féllen abgewichen werden:

1. Ein Teilfondsvermdgen muss die Anlagegrenzen bei der Ausiibung von zu seinem Vermdgen zéhlenden Bezugs-
rechten aus Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten nicht einhalten.

2.  Bei Uberschreitung der genannten Grenzen hat das Teilfondsvermdgen bei seinen Verkaufen als vorrangiges Ziel
die Normalisierung dieser Lage unter Bericksichtigung der Interessen der Anleger anzustreben.

3.  Ein Teilfondsvermdgen muss die Anlagegrenzen binnen der ersten sechs Monate nach seiner Zulassung nicht ein-
halten. Dem Gebot der Risikostreuung ist weiterhin Folge zu leisten.

Aktive Anlagegrenzverstdsse

Ein eingetretener Schaden, welcher aufgrund einer aktiven Verletzung der Anlagegrenzen/Anlagevorschriften entstan-
den ist, muss gemass den jeweils giltigen Wohlverhaltensregeln dem OGAW unverziglich ersetzt werden.

Besondere Techniken und Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben

Wie unter Art. 29 Ziffer 5 dieses Vertrages festgelegt, darf die Verwaltungsgesellschaft unter den gesetzlich festgelegten
Bedingungen und innerhalb der gesetzlich festgelegten Grenzen als zentrales Element zum Erreichen der Anlagepolitik
fur den Teilfonds besondere Techniken und Finanzinstrumente nutzen, deren Basiswerte Wertpapiere, Geldmarktinstru-
mente und andere Finanzinstrumente sind.

Die Verwaltungsgesellschaft muss ein Risikomanagement-Verfahren verwenden, welches es ihr erlaubt, das mit den
Anlagepositionen verbundene Risiko sowie ihren jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des Anlageportfolios jederzeit
zu Uberwachen und zu messen; sie muss ferner ein Verfahren verwenden, das eine prazise und unabhangige Bewer-
tung des Werts der OTC-Derivate erlaubt. Die Verwaltungsgesellschaft hat der FMA zumindest einmal jahrlich Berichte
mit Informationen zu Gbermitteln, die ein den tatséchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der fiir den Teilfonds ge-
nutzten Derivate, der zugrunde liegenden Risiken, der Anlagegrenzen und der Methoden vermitteln, die zur Schatzung
der mit den Derivatgeschéften verbundenen Risiken angewandt werden.

Der Verwaltungsgesellschaft ist es dariiber hinaus gestattet, sich unter Einhaltung der von der FMA festgelegten Bedin-
gungen und Grenzen, der Techniken und Instrumente zu bedienen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Ge-
genstand haben, sofern die Verwendung dieser Techniken und Instrumente im Hinblick auf die effiziente Verwaltung des
Portfolios geschieht. Beziehen sich diese Transaktionen auf die Verwendung von Derivaten, so mussen die Bedingun-
gen und Grenzen mit den Bestimmungen des UCITSG im Einklang stehen.

Unter keinen Umsténden darf der Teilfonds bei diesen Transaktionen von seinen Anlagezielen abweichen.
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Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des
OGAW bzw. eines Teilfonds nicht Uberschreitet. Bei der Berechnung der Risiken werden der Marktwert der Basiswerte,
das Ausfallrisiko, kiinftige vorhersehbare Marktentwicklungen und die Liquidationsfrist der Positionen bertcksichtigt.

Die Verwaltungsgesellschaft darf als Teil ihrer Anlagestrategie gemass Art. 29 Ziffer 5 Anlagen in Derivaten tétigen, so-
fern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen in Art. 30 "Anlagegrenzen nicht Gberschreitet. Anlagen eines
Teilfonds in indexbasierten Derivaten missen bei den Anlagegrenzen des Art. 32 "Anlagegrenzen® nicht berucksichtigt
werden

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss es hinsichtlich der Einhaltung der
Vorschriften des Art. 32 "Anlagegrenzen® mitbertcksichtigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft tatigt keine Wertpapierleihe.

Die Verwaltungsgesellschaft darf keine Pensionsgeschéfte tatigen.

VI. Kosten und Gebihren

Art. 33 Laufende Gebihren

Vom Vermégen abhéangige Gebihren:
Verwaltungsvergiitung

Die Verwaltungsgesellschaft stellt fir die Verwaltung, Risikomanagement, Administration und Verwahrung der jeweiligen
Teilfonds eine jéhrliche Verglitung gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick” in Rechnung. Diese wird auf der Basis des
durchschnittlichen Nettovermdgens der Teilfonds berechnet, zu jedem Bewertungsstichtag abgegrenzt und pro rata tem-
poris jeweils am Quartalsende erhoben. Die Hohe der Verwaltungsvergtitung je Teilfonds/Anteilsklasse wird im Jahres-
bericht genannt.

Vermdgensverwaltungsvergitung (Asset Management Fee)

Sofern ein Asset Manager vertraglich verpflichtet wurde, kann dieser aus dem Vermégen des jeweiligen Teilfonds eine
Vergiitung gemass Anhang A "Teilfonds im Uberblick* erhalten. Diese wird auf der Basis des durchschnittlichen Netto-
vermdgens der Teilfonds berechnet, zu jedem Bewertungsstichtag abgegrenzt und pro rata temporis jeweils am Quartal-
sende erhoben. Daneben kann der Asset Manager aus dem jeweiligen Netto-Teilfondsvermégens eine wertentwick-
lungsorientierte Vergutung ("Performance Fee®) erhalten. Die Hohe der Asset Management Fee des Teilfonds/der An-
teilsklasse wird im Jahresbericht genannt.

Vom Vermdgen unabhéangige Gebihren:

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle haben ausserdem Anspruch auf Ersatz der folgenden Auslagen, die
ihnen in Austbung ihrer Funktion entstanden sind:

a) Kosten fUr die Vorbereitung, den Druck und den Versand der Geschéfts- und Halbjahresberichte sowie weiterer ge-
setzlich vorgeschriebener Publikationen;

b) Kosten fir die Rechtsberatung und Rechtswahrnehmung, die der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle
entstehen, wenn sie im Interesse der Anleger handeln;

c) Kosten fir die Verdffentlichung der an die Anleger in den Publikationsorganen und evtl. zusatzlichen von der Verwal-
tungsgesellschaft bestimmten Zeitungen oder elektronischen Medien gerichteten Mitteilungen einschliesslich Kur-
spublikationen;

d) Gebihren und Kosten fir Bewilligungen und die Aufsicht in Liechtenstein und im Ausland;

e) alle Steuern, die auf das Vermdgen eines OGAW sowie dessen Ertrage und Aufwendungen zulasten dieses OGAW
erhoben werden;

f)  Gebdihren, die im Zusammenhang mit einer allfalligen Kotierung und mit dem Vertrieb im In- und Ausland anfallen
(z.B. Beratungs-, Rechts-, Ubersetzungskosten);

g) Gebihren, Kosten und Honorare im Zusammenhang mit der Ermittlung und Veréffentlichung von Steuerfaktoren fiir
die Lander der EU/EWR und/oder sdmtliche Lander, wo Vertriebszulassungen bestehen und/oder Privatplatzierun-
gen vorliegen, nach Massgabe der effektiven Aufwendungen zu marktmassigen Anséatzen.

h)  Gebuhren und Kosten, die durch andere rechtliche oder aufsichtsrechtliche Vorschriften entstehen, die von der Ver-
waltungsgesellschaft im Rahmen der Umsetzung der Anlagestrategie zu erfullen sind (wie Reporting- und andere
Kosten, die im Rahmen der Erfullung der European Market Infrastructure Regulation (EMIR, EU-Verordnung
648/2012) entstehen);

i) Gebuhren fur Zahlstellen, Vertreter und andere Représentanten mit vergleichbarer Funktion im In- und Ausland;
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)] ein angemessener Anteil an Kosten fur Drucksachen und Werbung, welche direkt im Zusammenhang mit dem An-
bieten und Verkauf von Anteilen anfallen;

k)  Honorare des Wirtschaftsprifers und von Steuerberatern, soweit diese Aufwendungen im Interesse der Anleger ge-
tatigt werden;

) Interne und externe Kosten fiir die Ruckforderung von auslandischen Quellensteuern, soweit diese fur Rechnung des
OGAW bzw. des jeweiligen Teilfonds vorgenommen werden kdnnen. Beziglich der Rickforderung von auslandi-
schen Quellensteuern sei festgehalten, dass die Verwaltungsgesellschaft sich nicht zur Riickforderung verpflichtet
und eine solche nur vorgenommen wird, wenn sich das Verfahren nach den Kriterien der Wesentlichkeit der Betrage
und der Verhaltnismassigkeit der Kosten im Verhaltnis zum méglichen Riickforderungsbetrag rechtfertigt. Mit Bezug
auf Anlagen, die Gegenstand von Securities Lending sind, wird die Verwaltungsgesellschaft keine Quellensteuer-
rickforderung vornehmen;

m) Kosten im Rahmen der Bewertung besonderer Investments (z.B. Gutachten) und damit verknupfter Aufwand der
Verwaltungsgesellschatft;

n) Kosten von Fachexpertisen und Fachberatungen im Rahmen des Ankaufs und Verkaufs von Vermégenswerten des
Fonds im besten Interesse der Anleger, insbesondere im Bereich nicht kotierter Vermégenswerte und damit ver-
knlpfter Aufwand der Verwaltungsgesellschaft;

0) Kosten fur potenzielle Sub-Verwahrstellen des Fondsvermogens fiir den Fall, dass Teile davon nicht bei der Ver-
wabhrstelle direkt verwahrt werden;

p) Kosten fiir die Aufsetzung und den Unterhalt zuséatzlicher Gegenparteien, wenn dies im Interesse der Anleger ist bis
zu einem Maximalbetrag von CHF 10'000.

gq) Lizenzgeblhren fur die Verwendung von allfalligen Referenzwerten ("Benchmarks")

r)  Aufwendungen im Zusammenhang mit der Ausiibung von Stimmrechten oder Glaubigerrechten durch den OGAW,
einschliesslich der Honorarkosten fir externe Berater;

s) Kosten und Aufwendungen fiir regelméssige Berichte und Reportings u.a. an Versicherungsunternehmen, Vorsorge-
werke und andere Finanzdienstleistungsunternehmen (z.B. GroMiKV, Solvency II, VAG, MiFID Il, ESG- / SRI-Reports
bzw. Nachhaltigkeitsratings, etc);

t) Externe Kosten fir die Beurteilung der Nachhaltigkeitsratings (ESG Research) des Vermégens des OGAW bzw.
dessen Zielanlagen

Die jeweils gltige H6he der Auslagen des Teilvermogens/der Anteilsklasse wird im Jahresbericht genannt.
Transaktionskosten

Zusatzlich tragen die Teilfonds séamtliche aus der Verwaltung des Vermdgens erwachsenden Nebenkosten fiir den An-
und Verkauf der Anlagen (marktkonforme Courtagen, Kommissionen, Abgaben) sowie alle Steuern, die auf das Vermo-
gen des jeweiligen Teilfonds sowie dessen Ertrage und Aufwendungen erhoben werden (z.B. Quellensteuern auf auslan-
dischen Ertragen). Die Teilfonds tragen ferner allfallige externe Kosten, d.h. Gebuhren von Dritten, die beim An- und Ver-
kauf der Anlagen anfallen. Diese Kosten werden direkt mit dem Einstands- bzw. Verkaufswert der betreffenden Anlagen
verrechnet. Zusatzlich werden den jeweiligen Anteilsklassen etwaige Wahrungsabsicherungskosten belastet.

Gegenleistungen, welche in einer fixen Pauschalgebihr enthalten sind, dirfen nicht zusétzlich als Einzelaufwand belas-
tet werden. Eine allfallige Entschadigung fiir beauftragte Dritte ist jedenfalls in den Gebiihren nach Art. 33 des Fondsver-
trages enthalten.

Allfallige Kosten fur Wahrungsabsicherungen von Anteilsklassen

Die allfalligen Kosten einer Wahrungsabsicherung von Anteilsklassen werden der entsprechenden Anteilsklasse zuge-
ordnet.

Service Fee

Es wird eine periodische Service Fee geméss Anhang A "Teilfonds im Uberblick” fiir zusétzliche Dienstleistungen der
Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft erhoben.

Liquidationsgebuhren

Im Falle der Auflosung des OGAW bzw. eines Teilfonds kann die Verwaltungsgesellschaft eine Liquidationsgebihr in
Hohe von max. CHF 10'000.- zu ihren Gunsten erheben.

Ausserordentliche Dispositionskosten

Zusétzlich darf die Verwaltungsgesellschaft dem jeweiligen Teilfondsvermdgen Kosten fir ausserordentliche Dispositio-
nen belasten.
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Ausserordentliche Dispositionskosten setzen sich aus dem Aufwand zusammen, der ausschliesslich der Wahrung des
Anlegerinteresses dient, im Laufe der regelméassigen Geschaftstétigkeit entsteht und bei Griindung des OGAW nicht vor-
hersehbar war. Ausserordentliche Dispositionskosten sind insbesondere Kosten fiir die Rechtsbefolgung im Interesse
des OGAW bzw. des entsprechenden Teilfonds oder der Anleger. Dartiber hinaus sind alle Kosten allfallig notig werden-
der ausserordentlicher Dispositionen geméss UCITSG und UCITSV (z.B. Anderungen der Fondsdokumente) hierunter
zu verstehen.

Maximalgrenze der laufenden Gebihren (Total Expense Ratio, TER)

Das Total der laufenden Gebihren vor einer allfélligen Performance Fee und vor allfélligen ausserordentlichen Dispositi-
onsgebiihren wird nach allgemeinen, in den Wohlverhaltensregeln niedergelegten Grundsatzen berechnet und umfasst,
mit Ausnahme der Transaktionskosten, samtliche Kosten und Gebuhren, die laufend dem Vermdgen des Teilfonds be-
lastet werden.

Die TER des OGAW wird im Halbjahres- und Jahresbericht angegeben sowie bei Publikation des Halbjahres- oder Jah-
resberichtes auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband unter www.lafv.li ausgewiesen.

Art. 34 Kosten zulasten der Anleger

Ausgabe-, Rucknahme- und Umtauschgebiihren sowie allenfalls damit zusammenhéangende Steuern und Abgaben sind
vom Anleger zu tragen.

Art. 35 Vom Anlageerfolg abhangige Gebiihr (Performance Fee)

Zusétzlich kann die Verwaltungsgesellschaft eine Performance Fee erheben. Insoweit eine Performance Fee erhoben
wird ist diese in Anhang A "Teilfonds im Uberblick* ausfiihrlich dargestellt.

Art. 36 Grindungskosten

Die Kosten fiir die Griindung des OGAW und die Erstausgabe von Anteilen werden zu Lasten des Vermdégens der bei
Grundung bestehenden Teilfonds Uber 5 Jahre abgeschrieben. Die Aufteilung der Grindungskosten erfolgt pro rata auf
die jeweiligen Teilfondsvermdgen. Kosten, die im Zusammenhang mit der Auflegung weiterer Teilfonds entstehen, wer-
den zu Lasten des jeweiligen Teilfondsvermdgens, dem sie zuzurechnen sind tiber 5 Jahre abgeschrieben.

Art. 37 Verwendung der Ertrage
Der Erfolg eines Teilfonds setzt sich aus dem Nettoertrag und den realisierten Kursgewinnen zusammen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann den in einem Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse erwirtschafteten Erfolg an die Anleger
diese Teilfonds bzw. dieser Anteilsklasse ausschitten oder diesen Erfolg in dem jeweiligen Teilfonds bzw. der jeweiligen
Anteilsklasse wiederanlegen (thesaurieren).

Thesaurierend:

Der erwirtschaftete Erfolg derjenigen Teilfonds bzw. Anteilsklassen, welche eine Erfolgsverwendung des Typs ,thesau-
rierend” geméss Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* aufweisen, werden laufend wieder angelegt, d.h. thesauriert.

Ausschuttend:

Der erwirtschaftete Erfolg des Teilfonds bzw. Anteilsklasse, welche eine Erfolgsverwendung des Typs ,ausschittend”
gemass Anhang A ,Teilfonds im Uberblick* aufweisen, werden mind. einmal jahrlich ausgeschittet. Die Bestimmung der
Hohe der Ausschittung liegt im Ermessen der Verwaltungsgesellschatft.

Ein Teil der Nettoertrage des Teilfonds kann auf die neue Rechnung vorgetragen werden.

Realisierte und/ oder nicht realisierte Kapitalgewinne aus der Verausserung von Sachen und Rechten kénnen nach
freiem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft ausgeschuttet werden.

Ausschittungen kdnnen ebenfalls aus der Substanz vorgenommen werden, wobei das Fondsvermdégen infolge solcher
Substanzausschittungen die Grenze des gesetzlich vorgeschriebenen Mindestfondsvolumens nicht unterschreiten darf.

Ausschittungen werden auf die am Ausschiittungstag ausgegebenen Anteile ausgezahlt.
Auf erklarte Ausschittungen werden vom Zeitpunkt ihrer Félligkeit an keine Zinsen bezahlt.
Art. 38 Zuwendungen

Die Verwaltungsgesellschaft behdlt sich vor, Dritten fur die Akquisition von Anlegern und/oder die Erbringung von Dienst-
leistungen Zuwendungen zu gewéahren. Bemessungsgrundlage fiir solche Zuwendungen bilden in der Regel die den An-
legern belasteten Kommissionen, Gebuhren usw. und/oder bei der Verwaltungsgesellschaft platzierte Vermdgens-
werte/Vermdgensbestandteile. Ihre Hohe entspricht einem prozentualen Anteil der jeweiligen Bemessungsgrundlage. Auf
Verlangen legt die Verwaltungsgesellschaft jederzeit weitere Einzelheiten tber die mit Dritten getroffenen Vereinbarungen
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offen. Auf einen weitergehenden Informationsanspruch gegenuber der Verwaltungsgesellschaft verzichtet der Anleger
hiermit ausdricklich, insbesondere trifft die Verwaltungsgesellschaft keine detaillierte Abrechnungspflicht hinsichtlich ef-
fektiv bezahlter Zuwendungen.

Der Anleger nimmt zur Kenntnis und akzeptiert, dass der Verwaltungsgesellschaft von Dritten (inklusive Gruppengesell-
schaften) im Zusammenhang mit der Zufiihrung von Anlegern, dem Erwerb/Vertrieb von kollektiven Kapitalanlagen, Zerti-
fikaten, Notes usw. (nachfolgend «Produkte» genannt; darunter fallen auch solche, die von einer Gruppengesellschaft
verwaltet und/oder herausgegeben werden) Zuwendungen in der Regel in der Form von Bestandeszahlungen gewdahrt
werden kdnnen. Die H6he solcher Zuwendungen ist je nach Produkt und Produktanbieter unterschiedlich. Bestandeszah-
lungen bemessen sich in der Regel nach der Hohe des von der Verwaltungsgesellschaft gehaltenen Volumens eines
Produkts oder einer Produktgruppe. Ihre Hohe entspricht Ublicherweise einem prozentualen Anteil der dem jeweiligen
Produkt belasteten Verwaltungsgebihren, welche periodisch wahrend der Haltedauer vergitet werden. Zusatzlich kénnen
Vertriebsprovisionen von Wertpapieremittenten auch in Form von Abschlagen auf dem Emissionspreis (prozentmassiger
Rabatt) geleistet werden oder in Form von Einmalzahlungen, deren Hohe einem prozentualen Anteil des Emissionspreises
entspricht. Vorbehaltlich einer anderen Regelung kann der Anleger jederzeit vor oder nach Erbringung der Dienstleistung
(Kauf des Produkts) weitere Einzelheiten tber die mit Dritten betreffend solche Zuwendungen getroffenen Vereinbarungen
von der Verwaltungsgesellschaft verlangen. Der Informationsanspruch auf weitere Einzelheiten hinsichtlich bereits geta-
tigter Transaktionen ist jedoch begrenzt auf die der Anfrage vorausgegangenen 12 Monate. Auf einen weiter gehenden
Informationsanspruch verzichtet der Anleger ausdricklich. Verlangt der Anleger keine weiteren Einzelheiten vor Erbrin-
gung der Dienstleistung oder bezieht er die Dienstleistung nach Einholung weiterer Einzelheiten, verzichtet er auf einen
allfélligen Herausgabeanspruch im Sinne von § 1009 Allgemeines Biirgerliches Gesetzbuch. (ABGB).

Art. 39 Informationen fur die Anleger

Publikationsorgan des OGAW ist die Web-Seite des LAFV Liechtensteiner Anlagefondsverband (www.lafv.li) sowie sons-
tige im Prospekt genannte Medien.

Samtliche Mitteilungen an die Anleger, auch tiber die Anderungen des Fondsvertrages und des Anhangs A ,Teilfonds im
Uberblick* werden auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteiner Anlagefondsverband (www.lafv.li) als Publikationsorgan
des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und Datentragern verdffentlicht.

Der Nettoinventarwert sowie der Ausgabe- und Riicknahmepreis der Anteile des OGAW bzw. eines jeden Teilfonds bzw.
der Anteilsklasse werden an jedem Bewertungstag auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteiner Anlagefondsverband
(www.lafv.li) als Publikationsorgan des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und dauerhaften Daten-
tragern (Brief, Fax, E-Mail oder Vergleichbares) bekannt gegeben.

Der von einem Wirtschaftspriifer geprifte Jahresbericht und der Halbjahresbericht, der nicht geprift sein muss, werden
den Anlegern am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und Verwahrstelle kostenlos zur Verfligung gestellt.

Art. 40 Berichte

Die Verwaltungsgesellschaft erstellt fur jeden OGAW einen gepriften Jahresbericht sowie einen Halbjahresbericht ent-
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen im Firstentum Liechtenstein.

Spétestens vier Monate nach Ablauf eines jeden Geschéftsjahres verdffentlicht die Verwaltungsgesellschaft einen ge-
pruften Jahresbericht entsprechend den Bestimmungen des Firstentum Liechtenstein.

Zwei Monate nach Ende der ersten sechs Monate des Geschéftsjahres verdffentlicht die Verwaltungsgesellschaft einen
ungepriiften Halbjahresbericht.

Es kdnnen zusétzlich geprifte und ungepriifte Zwischenberichte erstellt werden.

Art. 41 Geschaftsjahr

Das Geschéftsjahr des OGAW beginnt am 1. Januar eines jeden Jahres und endet am 31. Dezember des Jahres.

Art. 42 Anderungen am Fondsvertrag

Dieser Fondsvertrag kann von der Verwaltungsgesellschaft jederzeit ganz oder teilweise geandert oder erganzt werden.
Anderungen des Fondsvertrages bediirfen der vorherigen Genehmigung durch die FMA.

Art. 43 Verjahrung

Die Anspriiche von Anlegern gegen die Verwaltungsgesellschaft, den Liquidator, Sachwalter oder die Verwahrstelle ver-
jahren mit dem Ablauf von finf Jahren nach Eintritt des Schadens, spéatestens aber ein Jahr nach der Riickzahlung des
Anteils oder nach Kenntnis des Schadens.
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Art. 44 Anwendbares Recht, Gerichtsstand und massgebende Sprache

Der OGAW untersteht liechtensteinischem Recht. Ausschliesslicher Gerichtsstand fiir samtliche Streitigkeiten zwischen
den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle ist Vaduz.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwahrstelle kénnen sich und den OGAW jedoch im Hinblick auf Anspriiche
von Anlegern aus diesen Landern dem Gerichtsstand der Lander unterwerfen, in welchen Anteile angeboten und ver-
kauft werden. Anderslautende gesetzlich zwingende Gerichtsstande bleiben vorbehalten.

Als rechtsverbindliche Sprache fur diesen Fondsvertrag gilt die deutsche Sprache.
Art. 45 Allgemeines

Im Ubrigen wird auf die Bestimmungen des UCITSG, die Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR)
Uber die Kollektivtreuh&nderschaft sowie die allgemeinen Bestimmungen des PGR in der jeweils aktuellen Fassung ver-
wiesen.

Art. 46 Inkrafttreten

Dieser Fondsvertrag tritt am 22. Februar 2024 in Kraft.

Die Verwaltungsgesellschaft:

LLB Fund Services Aktiengesellschaft, Vaduz

Die Verwahrstelle:

Liechtensteinische Landesbank Aktiengesellschaft, Vaduz
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Anhang A: Teilfonds im Uberblick

Der Fondsvertrag und dieser Anhang bilden eine wesentliche Einheit und ergénzen sich deshalb.
1  A2028 Fund

1.1 Stammdaten und Informationen des Teilfonds und dessen Anteilsklassen

Fondsname

A2028 Fund

Valoren-Nummer

129505708

ISIN-Nummer

L11295057080

Als UCITS-Zielfonds geeignet

Ja

Dauer des OGAW

Ab dem Zeitpunkt der Liberierung 5 Jahre

(Mit Beschluss der Verwaltungsgesellschaft kann die Dauer einmalig um
max. 6 Monate verlangert werden.)

Kotierung

Nein

Rechnungswéhrung des OGAW

US-Dollar (USD)

Mindestanlage 1 Anteil
Erstausgabepreis USD 100
Erstzeichnungstag 12.10.2023

Liberierung (erster Valuta-Tag)

26.10.2023 (31.10.2023)

Bewertungstag (T)? 2

Donnerstag

Bewertungsintervall

wochentlich

Annahmeschluss Zeichnung

Donnerstag bis 16:00h (MEZ)

Annahmeschluss Riicknahme

Mittwoch bis 16:00h (MEZ)

Ausgabe-/Ricknahmetag

Freitag

Valuta Ausgabe- und Ricknahme-
tag (T+3)

Drei Bankgeschéftstage nach Bewertungstag

Stiickelung

Fraktionen mdglich, 3 Nachkommastellen

Verbriefung

Buchmassig / keine Ausgabe von Zertifikaten

Abschluss Rechnungsjahr

jeweils zum 31. Dezember

Abschluss erstes Rechnungsjahr 2024

Erfolgsverwendung ausschittend
Kosten zulasten der Anleger

Max. Ausgabeaufschlag keiner

Max. Ricknahmeabschlag keiner

Max. Konversionsgebuhr keine

Falls der Bewertungstag auf einen Bankfeiertag in Liechtenstein fallt, wird der Bewertungstag auf den nachstfolgenden Bankgeschéftstag in Liechten-

stein verlegt.

Am 31. Dezember entféllt jeweils der Ausgabe- und Riicknahmetag. Dieser Bewertungstag ist massgebend fiir den Geschéftsbericht des Fonds.




Kosten zulasten des Vermogens des OGAW*5

Max. Verwaltung, Risikomanage-
ment, Administration und Verwah- | 0,20% p.a. zzgl. max. CHF 30'000.- p.a.

rung®
Max. Gebuhr fur \_/ermogensver- 0,90% p. a.
waltung und Vertrieb
Max. Service Fee® CHF 2'500.— p.a.
Performance Fee keine
Verwendung von Benchmarks
Benchmark Der Teilfonds hat keine Benchmark.
Index-Tracking Nein, aktiv gemanagt.

6

Zuzuglich Steuern und sonstige Kosten: Transaktionskosten sowie Auslagen, die der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle in Austibung ihrer
Funktionen entstanden sind. Die Details finden sich im Prospekt in den Ziffern 11 (Steuervorschriften) und 12.2 Kosten und Gebihren zulasten des
Teilfonds).

Im Falle der Aufldsung des OGAW bzw. eines Teilfonds kann die Verwaltungsgesellschaft eine Liquidationsgebuhr in Hohe von max. CHF 10'000 zu
ihren Gunsten erheben.

Die effektiv belastete Kommission bzw. Gebuhr wird im Halbjahres- und Jahresbericht ausgewiesen.
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1.2 Aufgabenlbertragung

1.2.1  Asset Manager

Die Anlageentscheide fir diesen Teilfonds sind an die Omicron Investment Management GmbH, Opernring 1/E/520
AT-1010 Wien, delegiert.

1.3 Verwahrstelle

Als Verwahrstelle fiir diesen Teilfonds wurde die Liechtensteinische Landesbank AG, Stadtle 44, 9490 Vaduz, bestellt.

1.4 Wirtschaftsprifer

Fir diesen Teilfonds ist PricewaterhouseCoopers AG, Kornhausstrasse 25, CH-9000 St. Gallen, als Wirtschaftsprifer
beauftragt.

15 Anlagegrundsétze des Teilfonds

Die nachstehenden Bestimmungen regeln die teilfondsspezifischen Anlagegrundsatze des Teilfonds.

1.5.1  Anlageziel und Anlagepolitik

Der Teilfonds investiert hauptsachlich in USD Corporate Bonds unter einer méglichen geringen Beimischung von USD
Bonds ausserhalb von Investment Grade sowie unter méglicher Beimischung in Fremdwahrungsbonds. Derivate kdnnen
sowohl zu Absicherungszwecken wie auch zur Spekulation eingesetzt werden. Der Fonds hat eine feste Laufzeit von 5
Jahren.

Der Teilfonds darf hdchstens 10% seines Vermogens in Anteilen an anderen OGAWSs oder an anderen mit einem OGAW
vergleichbaren Organismen fiir gemeinsame Anlagen anlegen.

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen beriicksichtigen nicht die EU-Kriterien fiir 6kologisch nach-
haltige Wirtschaftsaktivitéten.

Der Fonds berticksichtigt aufgrund der herangezogenen Anlagepolitik bzw. des Anlageziels im Fondsmanagement we-
der 6kologische/soziale Kriterien noch werden nachhaltige Investitionen angestrebt. Die Auswirkungen von Nachhaltig-
keitsrisiken auf die Rendite des Fonds werden als irrelevant betrachtet.

1.6 Rechnungs-/ Referenzwéhrung des Teilfonds

Die Rechnungswahrung des Teilfonds sowie die Referenzwéhrung pro Anteilsklasse werden in der Tabelle "Stammda-
ten und Informationen des Teilfonds* in lit. 1 dieses Anhangs A "Teilfonds im Uberblick* genannt.

Bei der Rechnungswahrung handelt es sich um die Wahrung, in der die Buchfiihrung des Teilfonds erfolgt. Bei der Refe-
renzwahrung handelt es sich um die Wahrung, in der die Performance und der Nettoinventarwert der Anteilsklassen be-
rechnet werden. Die Anlagen erfolgen in den Wéahrungen, welche sich fur die Wertentwicklung des jeweiligen Teilfonds
optimal eignen.

1.7 Profil des typischen Anlegers

Der Teilfonds eignet sich fur Anleger mit einem langen Anlagehorizontes, die eine aktive Bewirtschaftung ihrer Anlagen
suchen und in ein breit diversifiziertes Portfolio von festverzinslichen Wertpapieren investieren wollen.

1.8 Bewertung

Die Bewertung erfolgt durch die Verwaltungsgesellschaft

1.9 Risiken und Risikoprofile des Teilfonds
Teilfondsspezifische Risiken

Die Wertentwicklung der Anteile ist von der Anlagepolitik sowie von der Marktentwicklung der einzelnen Anlagen des
Fonds abhangig und kann nicht im Voraus festgelegt werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass
der Wert der Anteile gegeniiber dem Ausgabepreis jederzeit steigen oder fallen kann. Es kann nicht garantiert werden,
dass der Anleger sein investiertes Kapital zurlickerhalt.
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Aufgrund der Uberwiegenden Investition des Vermdgens des Fonds in festverzinsliche Wertpapiere besteht bei diesem
Anlagetyp ein Markt- und Emittentenrisiko, welches sich negativ auf das Nettovermégen auswirken kann. Daneben kdn-
nen andere Risiken wie etwa das Wahrungsrisiko und das Zinsénderungsrisiko in Erscheinung treten. Durch den Einsatz
von derivativen Finanzinstrumenten, die nicht der Absicherung dienen, kann es zu erhdhten Risiken kommen.

Das mit derivativen Finanzinstrumenten verbundene Risiko darf 100 % des Nettovermogens des Teilfonds nicht Uber-
schreiten. Dabei darf das mit derivativen Finanzinstrumenten verbundene Gesamtrisiko 200 % des Nettovermégens des
Teilfonds nicht Uberschreiten. Bei einer geméass UCITSG zulassigen Kreditaufnahme (Prospekt Ziffer 7.4.2) darf das Ge-
samtrisiko insgesamt 210 % des Nettovermdgens nicht Ubersteigen.

Die Verwaltungsgesellschaft wendet den Commitment Ansatz als Risikomanagementverfahren an.

Allgemeine Risiken

Zusatzlich zu den spezifischen Risiken kénnen die Anlagen des jeweiligen Teilfonds allgemeinen Risiken unterliegen.
Eine beispielhafte und nicht abschliessende Aufzéhlung befindet sich unter Ziffer 8.2 des Prospekts.

1.10 Kosten, die aus dem Teilfonds erstattet werden

Eine Ubersicht iiber die Kosten, die aus dem OGAW und dessen Anteilsklassen erstattet werden, sind in der Tabelle
"Stammdaten und Informationen des OGAW*" aus lit. 1 dieses Anhangs A "Teilfonds im Uberblick* ersichtlich.

Die Verwaltungsgesellschaft:

LLB Fund Services Aktiengesellschaft, Vaduz

Die Verwahrstelle:

Liechtensteinische Landesbank Aktiengesellschaft, Vaduz
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Anhang B: Spezifische Informationen fir einzelne Vertriebslander

Nach geltendem Recht im Furstentum Liechtenstein werden die konstituierenden Dokumente durch die FMA genehmigt.
Diese Genehmigung bezieht sich nur auf Angaben, welche die Umsetzung der Bestimmungen des UCITSG betreffen.
Aus diesem Grund bilden die nachstehenden, auf auslandischem Recht basierenden, Anhang B zum Prospekt "Spezifi-
sche Informationen fir einzelne Vertriebslander" nicht Gegenstand der Prifung durch die FMA und sind von der Geneh-
migung ausgeschlossen.

1  Vertrieb in Osterreich

Die nachfolgenden Informationen richten sich an potenzielle Erwerber in der Republik Osterreich, indem sie diesen Pros-
pekt beziiglich des Vertriebs in der Republik Osterreich prazisieren und ergéanzen.

1.1 Kontaktstelle in Osterreich

Kontaktstelle in Osterreich ist geméss den Bestimmungen nach EU-Richtlinie 2019/1160 Art. 92:
LLB Fund Services AG

Aulestrasse 80

9490 Vaduz

E-Mail: fundservices@llb.li

Der Prospekt, die wesentlichen Anlegerinformationen (PRIIP KIID), den Fondsvertrag sowie den jeweils neuesten Jah-
resbericht - und sofern nachfolgend verdéffentlicht, auch den neuesten Halbjahresbericht kénnen bei der vorgenannten
Stelle kostenfrei bezogen werden. Dort kdnnen auch die Ausgabe-, Riicknahme- und Umtauschpreise kostenlos erfragt
werden.

1.2 Verodffentlichungen

Alle Ausgabe- und Riicknahmepreise des OGAW und alle Gibrigen Bekanntmachungen werden auf dem Publikationsorgan
www.fundinfo.com sowie auf der Website der Verwaltungsgesellschaft verdffentlicht.

Weder der OGAW, die Verwaltungsgesellschaft noch der Manager des OGAW unterliegen der Aufsicht des Bundesminis-
teriums fir Finanzen, der FMA oder einer anderen staatlichen Aufsicht durch eine 6sterreichische Behorde.

Der deutsche Wortlaut dieses Prospekts, der wesentlichen Anlegerinformationen und des Fondsvertrages sowie sonstiger
Unterlagen und Veroéffentlichung ist massgeblich.
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